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A) BEGRÜNDUNG 

gemäß § 2a BauGB 

1 .  E i n f ü h r u n g  

1.1 Anlass und Erforderlichkeit  der Planaufstellung  

Das Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor sowie die Novelle des EEG heben in § 2 die 
besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien als überragendes öffentliches Interesse 
hervor, die zugleich der öffentlichen Sicherheit dienen. Die Klimaziele der Bundesregierung 
sehen vor, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2030 auf 
80 % zu steigern. Auch das Land Niedersachsen verfolgt ambitionierte Klimaschutzziele. 
Das Niedersächsische Klimagesetz sieht eine Minderung der Treibhausgasemissionen um 
75 % bis 2030 sowie die Erreichung der Treibhausgasneutralität bis 2040 vor. Darüber hin-
aus sollen bis 2035 insgesamt 65 GW Photovoltaikleistung installiert werden, davon 15 GW 
auf Freiflächen. Zudem sollen bis 2033 mindestens 0,5 % der Landesfläche für Freiflächen- 
und Agri-Photovoltaikanlagen bereitgestellt werden. 

Der Gemeinde Parsau liegt eine konkrete Anfrage eines Projektträgers zur Errichtung einer 
Freiflächenphotovoltaikanlage (FF-PVA) westlich des Ortes Parsau vor. Die Voraussetzun-
gen für eine Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nrn. 8 und 9 BauGB sind im vorliegenden Fall 
nicht erfüllt. Aus diesem Grund ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
durch einen Bebauungsplan erforderlich. Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde 
Brome wurde zwischenzeitlich geändert. Im Zuge der 53. Änderung erfolgte u.a. im Gel-
tungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans die Darstellung einer Sonderbaufläche für 
Freiflächenphotovoltaik. Die Flächennutzungsplanänderung ist inzwischen wirksam, so-
dass der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
wird. Mit der Schaffung des Baurechts unterstützt die Gemeinde Parsau die Umsetzung des 
Vorhabens und leistet zugleich einen Beitrag zur Erreichung der energie- und klimapoliti-
schen Ziele des Bundes und des Landes Niedersachsen. 
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 1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebiets  

 
Abbildung 1: Lage im Gemeindegebiet; o. M. © Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes fƬr Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), 2025. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich in der Gemeinde Parsau in der 
Samtgemeinde Brome, Landkreis Gifhorn. Er liegt etwa 250 m westlich der Ortslage Parsau 
sowie rund 1 km östlich der Gemeinde Bergfeld. Das Plangebiet grenzt dabei unmittelbar an 
das Gemeindegebiet von Bergfeld an. Im Norden wird es durch die Bergfelder Straße (K 99, 
ehemals K 322), im Süden durch den HelertgraĤĲŰШыċƨĦőШċũƚШјÉĦőƽċƖǍĲШÅŔĲőĲљШĤĲǍĲŔĦőŰĲƣьШ
ĤĲŊƖĲŰǍƣЮШ?ŔĲШ[ŸƖƣŉƬőƖƨŰŊШĬĲƖШÉƣƖċơĲШј ůШ7ċőŰőŸŉљЯШĬŔĲШċƨƚШĬĲůШ§ƖƣШÂċƖƚċƨШŉƬőƖƣЯШƻĲƖũęƨŉƣШ
in Ost-West-Richtung durch den Geltungsbereich und gliedert diesen in einen nördlichen 
und einen südlichen Teil. Gleichzeitig stellt sie die verkehrliche Erschließung des Plange-
biets sicher. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von insgesamt rd. 56,0 ha. Er erstreckt sich auf 
die Flurstücke 1, 2/1, 3, 5, 6, 33 und 40 sowie auf einer Teilfläche des Flurstücks 41, sämtlich 
Flur 26 der Gemarkung Parsau. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ist der Plan-
zeichnung (Teil II des Bebauungsplans) zu entnehmen. 
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2 .  B e s t a n d s s i t u a t i o n  

 
Abbildung 2: Luftbild mit Lage des Geltungsbereichs; o. M. © Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für 
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Befliegungsdaten DOP 2021. 

2.1 Planungsumfeld  (städtebauliche/ landschaftliche Einbindung)  

Der Geltungsbereich liegt im Außenbereich innerhalb einer offenen, überwiegend landwirt-
schaftlich geprägten Kulturlandschaft. Der nächstgelegene bebaute Ortsbereich von Par-
sau befindet sich rund 250 m östlich des Plangebiets. Die Ortslage Bergfeld liegt etwa 1 km 
nordwestlich. Zwischen dem Plangebiet und den beiden Ortslagen erstrecken sich überwie-
gend landwirtschaftlich genutzte Flächen, die durch Waldflächen, Gehölzbestände und Ent-
wässerungsgräben gegliedert werden. 

Das unmittelbare Planungsumfeld stellt sich wie folgt dar: 

- Norden:  Kreisstraße K 99 mit begleitender, landschaftsbildprägender Lindenallee 
sowie ein gehölzbestandener Entwässerungsgraben; daran anschließend landwirt-
schaftlich genutzte Flächen. 

- Osten:  offene landwirtschaftlich genutzte Flächen in Richtung der Ortslage Parsau; 
südlich des bestehenden Weges verläuft eine Feldhecke in südlicher Richtung. 
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 - Süden: Helertgraben beziehungsweise Schwarze Riehe sowie eine im Südosten an-
grenzende Laubwaldfläche; südwestlich befinden sich nach einer Unterbrechung 
weitere größere Waldflächen. 

- Westen:  abschnittsweise Gehölzbestände entlang des Entwässerungsgrabens so-
wie daran anschließend landwirtschaftlich genutzte Flächen und Waldflächen 

Durch die vorhandenen Wald- und Gehölzbestände ist das Plangebiet bereits in weiten Tei-
len landschaftlich eingefasst. Eine offenere Landschaftssituation besteht vor allem östlich 
des Geltungsbereichs in Richtung Parsau sowie in einem etwa 200 m breitem Korridor im 
Süden und Norden des Plangebiets. 

Die Geländetopografie der Vorhabenfläche und seiner Umgebung ist weitgehend eben. Das 
Plangebiet liegt durchschnittlich auf einer Höhe von etwa 68 m über Normalhöhennull 
(NHN). Der höchste Geländepunkt befindet sich mit rund 69 m NHN etwa mittig im Bereich 
nördlich des bestehenden Weges. Nach Süden fällt das Gelände leicht bis auf etwa 66 m 
NHN in Richtung des Helertgrabens ab. 

2.2 Nutzungen 

 
Abbildung 3: vorhandene Nutzung (intensiver Ackerbau 
(02/2025) 

 
Abbildung 4жЮ7ĲƚƣċŰĬƚƽĲŊЮёéĲƖũęŰŊĲƖƨŰŊЮў ůЮ7ċőŰőŸŉџеЮ
Blick in Richtung Westen (02/ 2025) 

Das Plangebiet selbst wird derzeit überwiegend intensiv landwirtschaftlich als Ackerflä-
che genutzt. Die Bodenzahlen der Bodenschätzung liegen zwischen 16 und 25 und weisen 
auf ein vergleichsweise geringes landwirtschaftliches Ertragspotenzial hin. 

Mehrere Jagdsitze in den Randbereichen lassen zudem auf eine jagdliche Nutzung  des 
Plangebiets und seiner Umgebung schließen. 

Der in Ost-West-ÅŔĦőƣƨŰŊШƻĲƖũċƨŉĲŰĬĲШìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљШƽŔƖĬШƨŰƣĲƖШċŰĬĲƖĲůШċũƚШörtlicher 
Spazierweg genutzt. Weitere Wege oder Einrichtungen mit Bedeutung für die Erholungsnut-
zung befinden sich weder innerhalb des Plangebiets noch unmittelbar angrenzend. 

Darüber hinaus sind bislang keine weiteren Nutzungen innerhalb des Plangebiets bekannt. 
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 2.3 Natur, Landschaft  und Umwelt (inkl.  Schutzgebiete ) 

Die Belange von Natur, Landschaft und Umwelt sowie die Betroffenheit von Schutzgebieten 
werden ausführlich im Umweltbericht behandelt. Dieser bildet als Teil B einen gesonderten 
Teil der Begründung. Nachfolgend erfolgt daher lediglich eine Kurzdarstellung der Bestands-
situation. 

Die Vorhabenfläche besteht überwiegend aus intensiv genutzten, strukturarmen Ackerflä-
chen. Sie wird durch den in Ost-West-ÅŔĦőƣƨŰŊШƻĲƖũċƨŉĲŰĬĲŰЯШċƚƓőċũƣŔĲƖƣĲŰШìĲŊШј ůШ7ċőŰр
őŸŉљШŔŰШĲŔŰĲŰШŰƁƖĬũŔĦőĲŰШƨŰĬШĲŔŰĲŰШƚƬĬũŔĦőĲŰШÑĲŔũШŊĲŊũŔĲĬĲƖƣЮШEŰƣũċŰŊШĬĲƚШìĲŊĲƚШƚŸƽŔĲ in 
einzelnen Randbereichen befinden sich lineare Gehölzstrukturen, Einzelbäume und Gebü-
sche. Hier ist insbesondere das von Nord nach Süd verlaufende Feldgehölz zu nennen, wel-
ches den nördlichen Bereich wiederum in eine westliche und östliche Planungsfläche teilt. 
Im Umfeld schließen weitere landwirtschaftliche Flächen, Wald- und Gehölzbestände an 
(vgl. vorangehendes Kapitel 2.1). Aufgrund der offenen Ackerflächen sowie der angrenzen-
den Wald- und Gehölzbestände kann das Plangebiet grundsätzlich eine Bedeutung für of-
fenlandbewohnende Vogelarten sowie als Durchgangsraum für Wildtiere aufweisen. 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine dauerhaft oder regelmäßig wasserführenden 
Gewässer. Am westlichen Rand verläuft ein zeitweise trockenfallender Graben. Im Süden 
wird das Plangebiet durch den begradigten und naturfern ausgeprägten Helertgraben (auch 
als Schwarze Riehe bezeichnet), ein Gewässer III. Ordnung, begrenzt. Temporäre Kleinge-
wässer können nach stärkeren Niederschlagsereignissen örtlich auftreten.  

Es befinden sich keinerlei Schutzgebiete oder sonstige Gebiete mit ausgewiesenen Schutz-
status innerhalb des Plangebiets und dessen näheren Umfeld. Der Geltungsbereich liegt je-
ĬŸĦőШŔŰŰĲƖőċũĤШĬĲƚШÑƖŔŰťƽċƚƚĲƖŊĲƽŔŰŰƨŰŊƚŊĲĤŔĲƣƚШјÅƬőĲŰљШы]ĲĤŔĲƣƚ-Nr. 03151402102). 
Dabei befindet sich der westliche Bereich in der Schutzzone III B, der östliche Bereich in der 
Schutzzone III A. Das Trinkwassergewinnungsgebiet ist bislang nicht durch eine Wasser-
schutzgebietsverordnung als Wasserschutzgebiet festgesetzt. Vielmehr handelt es sich um 
die hydrogeologische Abgrenzung eines beantragten Wasserrechts. 

Übersicht Schutzgebiete 
Flora-Fauna Habitat (FFH-Gebiet)  Nein 

EU-Vogelschutzgebiet (SPA-Gebiet) Nein 

Biosphärenreservat  Nein 

Naturpark Nein 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) Nein 

Naturschutzgebiet (NSG) Nein 

Geschützte Landschaftsbestandteile (GLB) Nein 

Sonstige Naturschutzprogramme (z. B. Moorbodenprogramm, Wiesenvogelschutzpro-
gramm) 

Nein 
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 Wertvolle Bereiche (Umgriff 1,5 km) (Landesweite Biotopkartierung, Fauna (ohne 
Avifauna), Gastvögel, Brutvögel, Großvogellebensräume)  

Nein 

Aktionsprogramm Niedersächsische Gewässerlandschaften (Naturschutzfachlich beson-
ders bedeutsame Gebiete mit Auenbezug, Fließgewässer, Auen der WRRL-Prioritätsge-
wässer) 

Nein 

Moorlandschaften Nein  

Wasserschutzgebiet (WSG) 

Hinweis: Trinkwassergewinnungsgebiet (kein festgesetztes WSG) 
Nein 
ja 

Überschwemmungsgebiet Nein 

2.4 Verkehr, Wegenetz 

Das Plangebiet wird durch ein vorhandenes Straßen- und Wirtschaftswegenetz erschlos-
ƚĲŰЮШ?ŔĲШċƨƚШĬĲƖШ§ƖƣƚũċŊĲШÂċƖƚċƨШťŸůůĲŰĬĲШċƚƓőċũƣŔĲƖƣĲШÉƣƖċơĲШј ůШ7ċőŰőŸŉљШĬƨƖĦőƕƨĲƖƣШ
das Plangebiet in Ost-West-Richtung und geht westlich in einen nicht asphaltierten Wirt-
schaftsweg über, der bis zum angrenzenden Wald führt. Darüber hinaus grenzt nördlich des 
Plangebiets die Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) an. 

2.5 Ver- und Entsorgung 

Im Plangebiet bestehen eine 20-kV-Mittelspannungsfreileitung  der LandE GmbH (Betrieb: 
LSW Netz GmbH & Co. KG) sowie Beregnungsleitungen  des Beregnungsverbandes Parsau. 
Die Beregnungsleitungen verlaufen entlang des bestehenden Weges sowie im westlichen 
südlichen Teilbereich des Plangebiets. Die 20-kV-Mittelspannungsfreileitung quert den 
nordöstlichen Teilbereich des Geltungsbereichs. Darüber hinaus verlaufen Telekommuni-
kationsleitungen der Deutschen Telekom sowie Gasversorgungsleitungen der LSW Netz 
GmbH & Co. KG im Bereich der K 99, jedoch außerhalb des Geltungsbereichs. Die Leitungs-
verläufe sind nachrichtlich in die Planzeichnung (Teil II) übernommen worden. Weiterge-
hende Angaben zu Schutzanforderungen und Abstimmungserfordernissen sind den Hinwei-
sen zu entnehmen. 

Weitere Ver- und Entsorgungsleitungen innerhalb des Plangebiets sind nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht bekannt.  

2.6 Altlasten  

Es sind nach aktuellem Planungsstand keine Hinweise auf Altlastenverdachtsflächen inner-
halb des Plangebietes bekannt.  

2.7 Kampfmittel  

Für das Plangebiet wurde durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landesamtes für 
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) eine Luftbildauswertung 
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 durchgeführt. Mit Ergebnis vom 06.12.2023 wurden keine Hinweise auf Kampfmittel fest-
gestellt. 

2.8 Denkmalschutz  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sowie in dessen unmittelbarem Umfeld sind nach 
derzeitigem Kenntnisstand weder Bodendenkmale gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen 
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) bekannt noch sind Baudenkmale nach § 4 NDSchG vor-
zufinden.  

2.9 Eigentumsverhältnisse  

Die Grundstücke im Plangebiet befinden sich überwiegend in Privatbesitz und werden von 
den Eigentümern an die Solarbetreibergesellschaft verpachtet. Das Flurstück 33, Flur 26, 
Gemarkung Parsau (ƻŸƖőċŰĬĲŰĲƖШìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљ) ist im Eigentum der Gemeinde Parsau 
und öffentlich gewidmet. 

2.10 Benachteiligte Gebiete  und PV-Eignung der Freiflächen nach  EEG2023 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines durch das Land Niedersachsen ausgewiesenen land-
wirtschaftlich benachteiligten Gebiets. Diese Gebietskulisse umfasst insbesondere Flä-
chen mit naturbedingt eingeschränkter landwirtschaftlicher Ertragsfähigkeit. Die Abgren-
zung der benachteiligten Gebiete erfolgt auf Grundlage von Vorgaben der Europäischen 
Union. Zur Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Nutzung und zur Vermeidung von 
Flächenstilllegungen werden für diese Gebiete Ausgleichszahlungen in Form der Aus-
gleichszulage gewährt. 

Gleichzeitig werden landwirtschaftlich benachteiligte Gebiete aus agrarstruktureller Sicht 
als grundsätzlich geeignet für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen einge-
stuft. Die Lage des Plangebiets innerhalb dieser Gebietskulisse ermöglicht eine Förderung 
der geplanten Anlage nach den Regelungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 
2023). Gemäß § 37c Abs. 2 EEG in Verbindung mit § 3 Nr. 7 EEG zählen Freiflächenanlagen 
in benachteiligten Gebieten zu den förderfähigen Standorten. 

Mit der Niedersächsischen Freiflächensolaranlagenverordnung (NFSVO) vom 27. August 
2021 hat das Land Niedersachsen die benachteiligten Gebiete nach § 37c Abs. 2 EEG aus-
drücklich für Gebote im ersten Segment geöffnet und damit die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Teilnahme entsprechender Vorhaben an den EEG-Ausschreibungen geschaffen. 

Die Zuordnung des Plangebiets zu einem landwirtschaftlich benachteiligten Gebiet basiert 
auf der Gebietskulisse des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG, Stand 
09/2018). 
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 2.11 Vorbelastungen  

Das Plangebiet weist mehrere Vorbelastungen geringer bis mittlerer Intensität auf. Diese er-
geben sich insbesondere aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, der das Gebiet 
querenden 20-kV-Mittelspannungsfreileitung sowie der Nähe zur Kreisstraße K 99. Der 
Landschaftsraum ist daher bereits anthropogen und infrastrukturell vorgeprägt und nicht 
als unberührter Landschaftsraum einzustufen. 

3 .  P l a n u n g s r e c h t l i c h e  A u s g a n g s s i t u a t i o n  

3.1 Rechtsgrundlagen  

Die Gemeinde Parsau erlässt aufgrund nachfolgender Rechtsgrundlagen den Bebauungs-
plan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ: 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226),  

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176), 

- Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 
1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 189), 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 22.07.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224), 

- Niedersächsische  Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. 
GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds. 
GVBl. 2025 Nr. 52),  

- Niedersächsisches Klima gesetz (NKlimaG) vom 10. Dezember 2020 Nds. GVBl. 
S. 464), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. November 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 
87), 

- Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)  vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 
2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30), 

- Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG)  vom 19. Februar 2010 (Nds. 
GVBl. S. 104, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2026 (Nds. 
GVBl. 2026 Nr. 47). 

3.2 Verfahren  

Da die Voraussetzungen des § 35 BauGB (privilegierte Vorhaben im Außenbereich) nicht er-
füllt sind, ist das Vorhaben planungsrechtlich derzeit unzulässig. Voraussetzung für die 
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 Errichtung der vorliegenden Photovoltaikanlage im Außenbereich ist daher eine Bauleitpla-
nung mit der Aufstellung eines Bebauungsplans gemäß § 30 Abs. 1 BauGB. Der Flächennut-
zungsplan der Samtgemeinde Brome wurde zwischenzeitlich geändert. Im Zuge der 53. Än-
derung erfolgte u.a. im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans die Darstellung 
einer Sonderbaufläche für Freiflächenphotovoltaik. Die Flächennutzungsplanänderung ist 
seit 31.03.2026 wirksam, sodass der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt wird. 

Dem Bebauungsplan liegt ein konkretes Projekt mit Projektträger zugrunde. Die baupla-
nungsrechtlichen Grundlagen sollen daher mit der Aufstellung eines projektbezogenen Be-
bauungsplans gemäß § 30 Abs. 1 BauGB geschaffen werden. Verpflichtungen des Projekt-
trägers gegenüber der Gemeinde (wie z. B. Kostenübernahmen) werden in städtebaulichen 
Verträgen zwischen Projektträger und Gemeinde vertraglich geregelt. Die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 12 BauGB wird als nicht erforderlich ange-
sehen, da es sich um ein nicht komplexes Vorhaben handelt. 

Die Aufstellung erfolgt im Regelverfahren mit einem zweistufigen Beteiligungsverfahren. Da-
bei werden die Öffentlichkeit, die Nachbargemeinden sowie die berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zunächst frühzeitig zum Vorentwurf der Planung be-
teiligt (§3 Abs.1 BauGB und §4 Abs.1 BauGB). Unter Berücksichtigung der eingegangenen 
Stellungnahmen und gegebenenfalls neuer Erkenntnisse wird anschließend der Entwurf 
ausgearbeitet. Darauf folgt die formelle Beteiligung der Öffentlichkeit, der Nachbargemein-
den sowie der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§3 Abs.2 
BauGB und §4 Abs.2 BauGB). Sofern diese Beteiligungen keine wesentlichen Änderungen 
erfordern, wird der Bebauungsplan vom Rat der Gemeinde Parsau als Satzung beschlossen 
und öffentlich bekannt gemacht. 

Der konkrete Verfahrensablauf zum Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-Photovoltaikanlage Par-
ƚċƨљ wird nachfolgend dargestellt und im Verlauf des Verfahrens fortgeschrieben. 

3.2.1 Aufstellungsbeschluss  

Der Gemeinderat der Gemeinde Parsau hat in seiner Sitzung am 02.11.2022 einstimmig die 
Aufstellung des Bebauungsplans ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ zur Ausweisung 
eines Sondergebiets, einschließlich der Erstellung eines Umweltberichts beschlossen; der 
Beschluss wurde im Mitteilungsblatt der Samtgemeinde Brome Nr. 45/2022 vom 
11.11.2022 bekannt gemacht.  

3.2.2 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und Abstim-
mung mit Nachbargemeinden  

Der Vorentwurf des Bebauungsplans wurde von dem Planungsbüro EE-Plan GmbH (27472 
Cuxhaven) erarbeitet. Die Vorentwurfsunterlagen bestehend aus Planzeichnung und Be-
gründung mit Stand vom 21.08.2023, konnten gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
08.09.2023 bis 09.10.2023 im Gemeindebüro der Gemeinde Parsau sowie auf der Website 
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 der Gemeinde Parsau eingesehen werden. Die Termine wurden am 01.09.2023 im Amtsblatt 
(Nr. 35/2023) und im Internet angekündigt. Von Seiten der Öffentlichkeit ging keine Stellung-
nahme zum Vorentwurf ein. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, sowie die Nachbargemeinden wurden gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 01.09.2023 von der Planung unterrichtet und zur Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
aufgefordert. Bis zum Fristende vom 09.10.2023 bzw. zur Fristverlängerung am 08.11.2023 
äußerten sich 25 Träger öffentlicher Belange und 5 Nachbargemeinden zum Bebauungs-
plan.  

3.2.3 Überarbeitung des Vorentwurfs   

Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligungsverfahren sowie die Ergebnisse zwischenzeit-
lich vorliegender Fachgutachten wurden in die weitere Abwägung einbezogen. Im Zuge der 
weiteren Bearbeitung erfolgte ein Wechsel des beauftragten Planungsbüros; der vorlie-
gende Entwurf wurde durch das Planungsbüro kliP & klaR | Stadt- und Umweltplanung | Inh. 
M. Theiner erstellt. Zudem wurden die Planunterlagen in die separaten Dokumente Textliche 
Festsetzungen (Teil I) und Planzeichnung (Teil II) überführt und der Umweltbericht ergänzt. 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 24.08.2023 wurde darüber hinaus 
im Wesentlichen in den folgenden Punkten geändert: 

Textliche Festsetzungen (Teil I) 

- Allgemeine rechtsredaktionelle Anpassungen, Konkretisierungen der Festsetzun-
gen. 

- Reduzierung der GRZ von 0,8 auf 0,6. 
- Ergänzung von textlichen Hinweisen und nachrichtliche Übernahmen zu folgenden 

Themen: 
Á Artenschutz 
Á Denkmalschutz 
Á Brandschutz 
Á Wasserwirtschaft 
Á Altlasten/ Bodenschutz 
Á Kreisstraße K99 
Á Besondere geologische Belange 
Á Landwirtschaft 
Á Forstwirtschaft 
Á Bestehende Leitungen 
Á Kampfmittel 
Á Vermeidungsmaßnahmen 
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 Planzeichnung  (Teil II) 

- Verkleinerung des Geltungsbereichs im Bereich des südwestlich angrenzenden 
Waldstücks an den Umgriff des Aufstellungsbeschlusses: Reduzierung einer Teilflä-
che des Flurstücks 41 bis zur topografischen Grenze des Waldbestands, der sich au-
ßerhalb des Geltungsbereichs befindet. 

- EƖƽĲŔƣĲƖƨŰŊШĬĲƚШ]ĲũƣƨŰŊƚĤĲƖĲŔĦőƚШƨůШĬŔĲШƻŸũũƚƣęŰĬŔŊĲШ[ũęĦőĲШĬĲƚШìĲŊĲƚШј ůШ7ċőŰр
őŸŉљШы[ũƨƖƚƣƬĦťШΟΟЯШ[ũƨƖШΞΣЯШ]ĲůċƖťƨŰŊШParsau) zur Sicherung der planungsrechtli-
chen Erschließung.  

- Ergänzung der Höhenlinien des Bestandgeländes gemäß Entwurfsvermessung vom 
31.05.2024 (Haff Vermessung GmbH & Co. KG). 

- Abgrenzung eines Bereichs für Nebenanlagen zur Errichtung von Batteriespeicheran-
lagen in der nordwestlichen Sondergebietsfläche SO1. 

- Überarbeitung des Grünordnungskonzepts, Festsetzung von Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (Aus-
gleichsflächen und Flächen mit Bindungen zur Pflanzerhaltung). 

Begründung (Teil A) und Umweltbericht  (Teil B) 

- Allgemeine redaktionelle und erläuternde Anpassungen sowie Ergänzungen. 
- Ergänzung der Aussagen aus dem zwischenzeitlich vorliegenden Artenschutzfach-

beitrag (AFB, kliP & klaR | Stadt- und Umweltplanung | Inh. M. Theiner; Stand: Mai 
2026). 

- Ergänzung und Anpassung der Planungsbindungen hinsichtlich der zwischenzeitlich 
erfolgten und wirksamen Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde 
Brome. 

- Ergänzung von Abwägungsbegründungen (Kapitel 7). 
- Ergänzung des Umweltberichts mit Eingriffsregelung (Teil B). 

 

3.2.4 Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Behördenbeteili-
gung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und Abstimmung mit Nachbargemeinden 

Der Entwurf des Bebauungsplans ў[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲЮÂċƖƚċƨџ, inkl. Begrün-
dung und Umweltbericht, jeweils in der Fassung vom 02.09.2026, sowie die bislang vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnahmen und Gutachten konnten in der Zeit vom . . . . . . . 
. . . . . . . . bis . . . . . . . . . . . . . . .  in der Gemeinde Parsau sowie im Internet eingesehen werden. 
Die Termine wurden im Mitteilungsblatt der Samtgemeinde Brome (Nr.xx/2026) am . . . . . . . 
. . . . . . . . und im Internet unter . . . . . . . . . . . . . . . angekündigt. Von Seiten der Öffentlichkeit 
gingen . . . . Stellungnahmen ein. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind 
mit Schreiben vom . . . . . . . . . . . . . . . gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf beteiligt worden. 
Bis zum . . . . . . . . . . . . . . . äußerten sich . . . . Träger öffentlicher Belange sowie . . . . Nach-
bargemeinden.  
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 3.2.5 Verfahrensübersicht  

Verfahrensschritt  Datum/ Zeitraum  

Aufstellungsbeschluss  durch den Rat der Gemeinde Parsau 02.11.2022 

Bekanntmachung  des Aufstellungsbeschlusses 11.11.2022 

Sitzung des Gemeinderats  

- Billigung des Vorentwurfs  
- Beschluss der frühzeitigen Beteiligung  

21.08.2023 

Frühzeitige Beteiligung    

Bekanntmachung 01.09.2023 

Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) 08.09.2023 bis 09.10.2023 

Behörden/ Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 1 BauGB) 08.09.2023 bis 09.10.2023 
(Fristverlängerung bis 
08.11.2023) 

Sitzung des Gemeinderats  

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus den frühzeiti-
gen Beteiligungen nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB Abwägung 

- Billigung Entwurf 
- Beschluss zur formellen Beteiligung 

09.09.2026 

Formelle Beteiligung   

Bekanntmachung xx.xx.2026 

Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) xx.xx.2026 bis xx.xx.2026 

Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) xx.xx.2026 bis xx.xx.2026 

Sitzung des Gemeinderats  

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus den Beteili-
gungen nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

- Satzungsbeschluss 

xx.xx.2026 

 



Gemeinde Parsau BEGRÜNDUNG 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 17 | 202 

 
4 .  P l a n u n g s b i n d u n g e n  

4.1 Landes- und Regionalplanung  

Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele (Z) der Raumordnung anzupassen; 
Grundsätze (G) und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der planeri-
schen Abwägung der Gemeinde zu berücksichtigen.  

Für das Plangebiet ergeben sich die maßgeblichen Ziele und Grundsätze aus dem Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) sowie dem Regionalen Raumord-
nungsprogramm (RROP) des Regionalverbands Großraum Braunschweig.  

Die Vereinbarkeit der vorliegenden Planung mit den raumordnerischen Vorgaben wird nach-
folgend dargelegt. 

4.1.1 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)  

 
Abbildung 5: Auszug LROP (2022) mit Standort des Plangebiets (gelber Kreis) 

Ziele der Raumordnung 

 

Sicherungsgebiet Bio-
sphärenreservat (3.1.4) 

 Vorranggebiet  

 

- Biotopverbund (3.1.2) 

 - Biotopverbund  
(linienförmig) (3.1.2) 

 

- Natura 2000 (3.1.3) 

 

- Wald (3.2.1) 

 

- Trinkwassergewin-
nung (3.2.4) 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) legt als übergeordneter 
Raumordnungsplan die landesweiten Ziele und Grundsätze der Raumordnung fest und bil-
det den verbindlichen Rahmen für die räumliche Entwicklung des Landes Niedersachsen. 
Die Festlegungen des LROP bilden den Rahmen für eine Konkretisierung auf Ebene der Re-
gionalplanung und der Bauleitplanung. Das LROP liegt in der Fassung der Neubekanntma-
chung von 2017 einschließlich der Änderung von 2022 vor.  

Das Land Niedersachsen führt derzeit die Fortschreibung des Landes-Raumordnungspro-
gramms (LROP) durch. Der überarbeitete zweite Entwurf der Änderungsverordnung wurde 
am 07.07.2026 zur Beteiligung freigegeben. Da das Änderungsverfahren bislang nicht 
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 abgeschlossen ist, bildet für die vorliegende Bauleitplanung weiterhin das geltende LROP 
Niedersachsen in der Fassung von 2017 mit den Änderungen von 2022 die verbindliche 
Grundlage. Die Ziele und Grundsätze der beabsichtigten Fortschreibung wurden gleichwohl 
informell in die planerischen Erwägungen einbezogen. 

Die Gemeinde Parsau liegt im Einzugsbereich des Mittelzentrums Gifhorn sowie des Ober-
zentrums Wolfsburg. Mit Ausnahme der Lage innerhalb eines Trinkwassergewinnungsge-
biets werden durch die Planung keine landesplanerischen Vorranggebiete berührt. Für die 
vorliegende Planung sind darüber hinaus insbesondere die im LROP formulierten Grunds-
ätze und Ziele zur Freiraumentwicklung, zum Biotopverbund sowie zum Ausbau erneuerba-
rer Energien zur Eindämmung des Treibhauseffektes relevant: 

>>> Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstrukturen und Freiraum-
nutzungen  (LROP 3) <<< 

Das LROP verfolgt das Ziel, die Elemente und Funktionen des landesweiten Freiraumver-
bundes zu sichern, zu entwickeln und miteinander zu vernetzen (LROP 3.1.1-01). Freiräume 
sollen ihre Funktionen für den Naturhaushalt, die biologische Vielfalt, den Bodenschutz, 
den Wasserhaushalt sowie die landschaftsgebundene Erholung dauerhaft erfüllen können 
(LROP 3.1.1-02). Darüber hinaus enthält das LROP den Grundsatz, die Neuversiegelung von 
Flächen auf das notwendige Maß zu begrenzen und langfristig zu reduzieren (LROP 3.1.1-
05). Die Netto-Neuversiegelung soll landesweit bis 2030 auf unter 3 ha pro Tag und danach 
weiter reduziert werden. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt mit Ausnahme der Überlagerung durch ein 
Trinkwassergewinnungsgebiet außerhalb von Vorranggebieten des Freiraumverbundes. Ins-
besondere sind keine überregionalen Biotopverbundsysteme, Natura-2000-Gebiete oder 
sonstigen landesweit bedeutsamen Freiraumstrukturen betroffen. Auf die Vereinbarkeit der 
Planung mit den Belangen des Trinkwassergewinnungsgebiets wird nachfolgend gesondert 
eingegangen. 

Zwar nimmt die Planung Freiraumflächen in Anspruch, die betroffenen Flächen werden je-
doch derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt und weisen bereits Vorbelastungen durch 
die nördlich verlaufende Kreisstraße K 99 auf. Zusätzliche Barrierewirkungen werden durch 
die Planung minimiert. So werden die Einzäunungen der Anlage für Kleinsäuger und Amphi-
bien durchlässig gestaltet. Die Teilung der Anlagenflächen sowie die Integration von Wild-
tierkorridoren gewährleisten zudem die weitere Durchlässigkeit des Landschaftsraums für 
Wildtierbewegungen. 

Die Bodenversiegelung beschränkt sich im Wesentlichen auf technische Nebenanlagen, 
Trafostationen und Zuwegungen. Die Versiegelung durch die Modulunterkonstruktionen ist 
geringfügig. Der überwiegende Teil der Fläche bleibt somit unversiegelt und kann weiterhin 
Versickerungs-, Boden- und Lebensraumfunktionen wahrnehmen. Durch die Umwandlung 
der intensiv genutzten Ackerflächen in extensiv bewirtschaftete Grünlandflächen sowie die 
vorgesehenen Maßnahmen zur Eingrünung und Habitataufwertung werden die Freiraum-
funktionen, die Biotopvernetzung und die Biodiversität gegenüber der bisherigen Nutzung 
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 gestärkt. Insbesondere profitieren Pflanzenarten, Insekten, Vögel und Kleinsäuger von der 
Entwicklung strukturreicherer Lebensräume sowie der Reduzierung von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteleinträgen. Für die im Plangebiet vorkommenden wertgebenden Offenland-
arten werden die artenschutzrechtlichen Anforderungen durch geeignete Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt, sodass die ökologische Durchgängigkeit und Funk-
tionsfähigkeit des Landschaftsraums erhalten bleibt oder ausgeglichen wird. 

Beeinträchtigungen von Vorranggebieten des Biotopverbundes oder sonstigen Bestandtei-
len des landesweiten Freiraumverbundes sind nicht zu erwarten. Die Planung steht den Zie-
len und Grundsätzen des LROP zum Freiraumschutz, zur Reduzierung der Neuversiegelung 
sowie zur Sicherung und Entwicklung des Biotopverbundes daher aus Sicht der Gemeinde 
nicht entgegen. 

>>> Trinkwassergewinnungsgebiet (LROP 3.2.4-09) <<< 

Vorranggebiete für die Trinkwassergewinnung dienen der langfristigen Sicherung der öffent-
lichen Trinkwasserversorgung. Sie umfassen insbesondere Einzugsgebiete von Trinkwas-
sergewinnungsanlagen, die noch nicht wasserrechtlich als Wasserschutzgebiet festgesetzt 
sind. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind unzulässig, wenn sie die Qualität 
oder Quantität des zugehörigen Grundwasservorkommens erheblich beeinträchtigen kön-
nen. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebiets Nr. 116 . Daher ist zu 
prüfen, ob die Planung zu erheblichen Beeinträchtigungen der Qualität oder Quantität des 
Grundwasservorkommens führen kann. 

Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage geht eine Aufgabe der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung einher. Dadurch werden Einträge von Düngemitteln und 
Pflanzenschutzmitteln über die Anlagendauer reduziert. Die Überstellung der Flächen mit 
Solarmodulen und die Umwandlung der bislang intensiv genutzten Ackerflächen in extensiv 
gepflegtes Grünland fördern den Bodenschutz und wirken Austrocknung, Oberflächenab-
fluss und Winderosion entgegen. Ergänzend tragen die vorgesehenen Saum- und Gehölz-
strukturen zur Stabilisierung des Landschaftswasserhaushalts bei.  

Die Zufahrten werden zudem in wassergebundener bzw. wasserdurchlässiger Bauweise 
hergestellt, sodass die Versickerungsfähigkeit des Bodens weitgehend erhalten bleibt. Die 
tatsächliche Versiegelung liegt bei rund 2 % und entspricht damit den Vorgaben der Hin-
weise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen des Nieder-
sächsischer Landkreistag, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz & Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
(NLT et al. 2023), die eine Versiegelung von maximal 5 % vorsehen. 

Insgesamt sind durch die Planung keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die 
Qualität oder Quantität des Grundwasservorkommens zu erwarten. Die Planung ist daher 
nicht geeignet, die Belange des Vorranggebiets Trinkwassergewinnung erheblich zu 
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 beeinträchtigen. Gegenüber der bisherigen Ackernutzung kann sie vielmehr einen positiven 
Beitrag zum Grundwasserschutz leisten. 

>>> Erneuerbare Energieversorgung und Energieinfrastruktur  (LROP 4.2) <<< 

Das LROP sieht vor, die nachhaltige Erzeugung erneuerbarer Energien vorrangig zu unter-
stützen (LROP 4.2.1-01) und den Ausbau der Photovoltaik bis zum Jahr 2040 auf 65 GW in-
stallierte Leistung voranzutreiben; Photovoltaikanlagen sollen hierbei vorrangig auf versie-
gelten oder vorbelasteten Flächen realisiert werden (LROP 4.2.1-03). Vorbehaltsgebiete für 
die Landwirtschaft waren zunächst von der Entwicklung von Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen ausgeschlossen. Mit der LROP-Änderung 2022 wurde dieser Ausschluss aufgehoben 
und eine einzelfallbezogene planerische Abwägung ermöglicht. Das Plangebiet liegt inner-
halb eines im RROP-Entwurf 2025 dargestellten Vorbehaltsgebiets Landwirtschaft aufgrund 
besonderer Funktionen; dieser Belang wird im nachfolgenden Teilkapitel 4.1.2 gesondert 
betrachtet. 

Der Entwurf des LROP 2026 konkretisiert diese Zielsetzung und sieht vor, die Entwicklung 
von Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen ins-
besondere auf Standorte mit geringer landwirtschaftlicher Bedeutung oder besonderen 
Standortgegebenheiten zu lenken. Hierzu zählen unter anderem Böden mit einer bodenkun-
dlichen Feuchtestufe kleiner als 3. Im Plangebiet herrscht überwiegend eine bodenkundli-
che Feuchtestufe von 1 vor, sodass die Fläche ausdrücklich den im LROP-Entwurf genann-
ten Standortkulissen für die Entwicklung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen entspricht. 

Zudem sollen Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf Böden mit einer Grünland- oder Acker-
zahl von 50 und mehr grundsätzlich vermieden werden, um besonders ertragreiche land-
wirtschaftliche Standorte zu schützen. Die im Plangebiet vorkommenden Bodenzahlen lie-
gen mit 16 bis 25 deutlich unterhalb dieses Schwellenwertes. 

Mit der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage einschließlich Batteriespeichern und ei-
ner installierten Leistung von rund 74 MWp wird ein Beitrag zur Erreichung der landesweiten 
Ausbauziele für erneuerbare Energien geleistet. Da zugleich keine besonders ertragreichen 
Böden in Anspruch genommen werden, entspricht die Planung den Zielen und Grundsätzen 
des LROP zur Förderung einer nachhaltigen und klimaverträglichen Energieversorgung. 

4.1.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) Großraum Braunschweig 

Die Regionalen Raumordnungsprogramme bzw. auch Regionalpläne genannt, sind aus dem 
Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) zu entwickeln und konkretisieren 
dessen Ziele und Grundsätze für die jeweilige Planungsregion. Sie dienen der räumlichen 
Sicherung und Entwicklung der natürlichen, wirtschaftlichen und sozialen Lebensgrundla-
gen und bestehen aus textlichen sowie zeichnerischen Festlegungen in Form von Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung. 

Die Gemeinde Parsau liegt im Zuständigkeitsbereich des Regionalverbands Großraum 
Braunschweig. Maßgebliche Grundlage ist daher das Regionale Raumordnungsprogramm 
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 für den Großraum Braunschweig  aus dem Jahr 2008. Da sich die Neuaufstellung des RROP 
2025 derzeit noch im Verfahren befindet, bildet weiterhin das RROP 2008 die verbindliche 
Grundlage für die vorliegende Bauleitplanung. Die Festlegungen des Entwurfs 2025 wurden 
gleichwohl ergänzend in die planerische Bewertung einbezogen. 

 
Abbildung 6: Auszug Regionales Raumordnungsprogramm 
(RROP) Großraum Braunschweig - Fassung 2008; mit 
Plangebiet (roter Umgriff) 

 
Abbildung 7: Auszug Regionales Raumordnungspro-
gramm (RROP) Großraum Braunschweig - Entwurf  2025; 
mit Plangebiet (roter Umgriff) 

Legende (auszugsweise) Legende (auszugsweise) 

Vorranggebiet (Z) Vorranggebiet (Z) 

 
Trinkwassergewinnung  
[Z III 2.5.2 (6)]  

Trinkwassergewinnung  
[Z 3.2.4 .19] 

Vorbehaltsgebiete (G) Vorbehaltsgebiete (G) 

 
Landwirtschaft  
(aufgrund hohen, natürlichen, 
standortgebundenen 
landwirtschaftl . Ertragspotenzials) 
[G III 2.1 (6)/ G III 3 (3)] 

 
Landwirtschaft  
(aufgrund hohen, natürlichen, 
standortgebundenen 
landwirtschaftl . Ertragspotenzials) 
[G 3.2.1 03] 

 
Landwirtschaft  
(aufgrund besonderer Funktionen) 
[G III 2.1 (7)/ G III 3 (3)] 

 
Landwirtschaft  
(aufgrund besonderer Funktionen) 
[G 3.2.1 06] 

 

Rohstoffgewinnung (Sand) 

[G III 2.3 (4)]  

Rohstoffgewinnung (Sand) 

[G 3.2.2 11] 

 
Wald [G III 2.2 (4)] 

 
Wald [G 3.2.1 20] 

 

Gegenüber dem RROP 2008 ergeben sich für das Plangebiet im RROP-Entwurf 2025 keine 
wesentlichen Änderungen. Die Festlegungen Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung 
(Sand), Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen  sowie Vor-
ranggebiet Trinkwassergewinnung  werden beibehalten. Lediglich die im südlichen Rand-
bereich bislang dargestellte Festlegung als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund 
hohen natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials  wird 
nicht fortgeführt. Vor dem Hintergrund der im Plangebiet vorliegenden Acker- und 
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 Bodenzahlen von lediglich 16 bis 25 wird diesem Belang für die vorliegende Planung keine 
besondere Bedeutung beigemessen. 

Ergänzend sind die südwestlich und südöstlich angrenzenden Vorbehaltsgebiete Wald so-
wie das südwestlich gelegene Vorbehaltsgebiet Erholung zu berücksichtigen. Darüber hin-
aus erfolgt eine Bewertung der Planung hinsichtlich der regionalplanerischen Grundsätze 
zum Ausbau erneuerbarer Energien, zu Freiflächen-Photovoltaikanlagen sowie zu Freiraum-
strukturen und Biotopverbund. Die Vereinbarkeit der Planung mit den berührten Belangen 
wird nachfolgend geprüft. 

>>> Vorranggebiet Trinkwassergewinnung  <<< 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorranggebiets für die Trinkwassergewinnung. Vorrang-
gebiete dienen der langfristigen Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung und 
schließen raumbedeutsame Nutzungen aus, die die Qualität oder Quantität des Grundwas-
servorkommens erheblich beeinträchtigen können. 

Wie bereits im Rahmen der landesplanerischen Prüfung dargelegt, führt die geplante Nut-
zung als Freiflächen-Photovoltaikanlage gegenüber der bisherigen intensiven Ackernutzung 
zu einer Verringerung der Einträge von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. Die Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens bleibt weitgehend erhalten und die vorgesehenen extensiven Be-
wirtschaftungs- sowie Begrünungsmaßnahmen wirken sich positiv auf den Landschafts-
wasserhaushalt aus. Erhebliche Beeinträchtigungen der Trinkwassergewinnung sind daher 
nicht zu erwarten. Die Planung steht den Belangen des Vorranggebiets Trinkwassergewin-
nung folglich nicht entgegen. 

>>> Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen  <<< 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Landwirtschaft aufgrund besonderer 
Funktionen. Die Belange der Landwirtschaft sind daher mit besonderem Gewicht in die pla-
nerische Abwägung einzustellen. Gleichzeitig kommt dem Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien vor dem Hintergrund der energie- und klimapolitischen Zielsetzungen des Bundes und 
des Landes Niedersachsen ein erhebliches öffentliches Interesse zu. Die Förderung erneu-
erbarer Energien stellt einen wesentlichen Belang der Daseinsvorsorge sowie des Klima- 
und Umweltschutzes dar; Erneuerbare Energien sind daher gemäß § 2 EEG als vorrangiger 
Belang in die Abwägung einzustellen. 

Im Gemeindegebiet Parsau sind die für die Entwicklung von Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen grundsätzlich geeigneten Freiflächen überwiegend als Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft ausgewiesen. Eine vollständige Vermeidung der Inanspruchnahme entsprechender 
Flächen ist daher faktisch kaum möglich. Vor diesem Hintergrund ist die Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen im Rahmen einer standortbezogenen Abwägung zu bewerten. 

Für die betroffenen Flächen liegen Bodenzahlen zwischen 16 und 25 vor. Zudem weist das 
Plangebiet überwiegend eine für die Landwirtschaft ungünstige bodenkundliche Feuchte-
stufe von 1 auf. Die Flächen zählen damit nicht zu den besonders ertragreichen 
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 landwirtschaftlichen Standorten und sind zudem als landwirtschaftlich benachteiligte Ge-
biete ausgewiesen. Die zeitweise Inanspruchnahme der Flächen für die Energieerzeugung 
wird daher aus Sicht der Gemeinde als vertretbar erachtet. Zudem werden die bestehenden 
Beregnungsleitungen im Zuge der Planung gesichert und in ihrer Funktion erhalten. Unter 
Berücksichtigung der geringen Ertragsfähigkeit der Böden, der vorgesehenen extensiven 
Flächenbewirtschaftung sowie der hohen Bedeutung des Vorhabens für die Energieversor-
gung und den Klimaschutz überwiegen aus Sicht der Gemeinde die Belange der erneuerba-
ren Energieerzeugung im vorliegenden Fall. Auf die weitergehende Abwägung der betroffe-
nen Nutzungsansprüche und Belange wird ergänzend auf Kapitel  7 verwiesen. 

Die Planung steht den Belangen des Vorbehaltsgebiets Landwirtschaft aufgrund besonde-
rer Funktionen daher nicht entgegen. Die landwirtschaftlichen Belange wurden berücksich-
tigt und in die Abwägung eingestellt; im Ergebnis wird der Realisierung der Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlage aufgrund des überwiegenden öffentlichen Interesses an der Energiewende 
und dem Ausbau erneuerbarer Energien der Vorrang eingeräumt. 

>>> Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung (Sand)  <<< 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Rohstoffgewinnung (Sand) bzw. ei-
nes Rohstoffsicherungsgebiets 2. Ordnung. Vorbehaltsgebiete dienen der langfristigen Si-
cherung regional bedeutsamer Rohstoffvorkommen, sind jedoch im Gegensatz zu Vorrang-
gebieten einer planerischen Abwägung zugänglich. 

Für die im Plangebiet vorhandenen Sandvorkommen bestehen derzeit weder konkrete Ab-
bauplanungen noch liegen Abbaugenehmigungen oder entsprechende Anträge vor. Das 
Vorbehaltsgebiet dient insbesondere der langfristigen Sicherung der Rohstoffversorgung in 
der Region und soll nach Angaben des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG) unter anderem die Rohstoffversorgung für den Bau der Autobahn A 39 sicherstellen. 
Die Planung überlagert zudem nur einen Teil des ausgewiesenen Vorbehaltsgebiets, sodass 
weitere Flächen weiterhin für eine mögliche Rohstoffgewinnung zur Verfügung stehen. 

Die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage stellt eine auf 30 Jahre befristete Zwischennut-
zung dar. Nach Ablauf der Betriebsdauer kann die Fläche wieder ihrer ursprünglichen Nut-
zung zugeführt werden. Die langfristige Verfügbarkeit der Rohstoffvorkommen und die Mög-
lichkeit einer späteren Rohstoffgewinnung bleiben somit gewahrt. 

Vor diesem Hintergrund besteht keine konkrete Nutzungskonkurrenz zwischen dem Vorha-
ben und der Rohstoffsicherung. Im Rahmen der planerischen Abwägung wird zudem be-
rücksichtigt, dass dem Ausbau erneuerbarer Energien und der Sicherung einer nachhaltigen 
Energieversorgung als Bestandteil der kritischen Infrastruktur ein besonders hohes öffentli-
ches Interesse zukommt. Die befristete Inanspruchnahme eines Teils des Vorbehaltsge-
biets wird daher als vertretbar erachtet. Die Planung steht den Belangen der Rohstoffsiche-
rung nicht entgegen. 
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 >>> Vorbehaltsgebiet  Wald / Erholung  <<< 

Nach Kapitel III.2.2 Abs. 3 RROP 2008 sollen Waldränder und ihre Übergangszonen aufgrund 
ihrer ökologischen Funktionen und ihrer Erlebnisqualitäten grundsätzlich von Bebauung 
und sonstigen störenden Nutzungen freigehalten werden. Hinsichtlich der Bebauung und 
anderer konkurrierender Nutzungen soll zu Waldrändern ein Mindestabstand von 100 m ein-
gehalten werden. 

Südwestlich und südöstlich des Plangebiets grenzen Waldflächen an. Die südwestlichen 
Waldflächen sind im RROP als Vorbehaltsgebiet Wald festgelegt. Die geplante Freiflächen-
Photovoltaikanlage unterschreitet den im RROP genannten Orientierungswert. Dabei ist je-
doch zu berücksichtigen, dass es sich um einen Grundsatz der Raumordnung handelt, der 
im Rahmen der planerischen Abwägung zu berücksichtigen ist. Zudem haben sich die fach-
lichen und rechtlichen Rahmenbedingungen seit Aufstellung des RROP 2008 deutlich ver-
ändert. Aktuelle Empfehlungen zur Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen gehen teil-
weise von geringeren Waldabständen aus, die insbesondere der Vermeidung von Verschat-
tungen, dem Schutz ökologisch wertvoller Waldrandbereiche sowie Belangen des Brand-
schutzes dienen.  

Im Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans wurde unter Berücksichtigung der 
örtlichen Gegebenheiten ein Abstand zu Vorbehaltsgebieten Wald von 35 m festgelegt. Er-
hebliche Beeinträchtigungen der Waldfunktionen, der Waldrandbereiche oder des Brand-
schutzes sind daher nicht zu erwarten. Unter Berücksichtigung der konkreten örtlichen Ver-
hältnisse, der Zustimmung der Forstbehörde sowie der besonderen Bedeutung des Vorha-
bens für den Ausbau erneuerbarer Energien wird die Unterschreitung des im RROP 2008 ge-
nannten Orientierungswertes im vorliegenden Fall als vertretbar erachtet.  

Ein Teil der südwestlich angrenzenden Waldfläche ist zugleich als Vorbehaltsgebiet Erho-
lung festgelegt. Im an das Plangebiet angrenzenden Bereich befinden sich jedoch keine er-
holungsrelevanten Infrastrukturen oder Einrichtungen, insbesondere keine Wegebeziehun-
gen, Aussichtspunkte oder sonstigen Erholungseinrichtungen. Eine unmittelbare Beein-
trächtigung der Erholungsfunktion ist daher nicht zu erwarten. 

>>> Freiraumstrukturen und Biotopverbund <<< 

Das RROP 2008 sieht vor, die großräumige ökologische Vernetzung der Freiräume sowie die 
Biotopvernetzung zu sichern und weiterzuentwickeln (Kap. III 1.1 Abs. 2). Darüber hinaus 
sollen die naturräumlichen Gegebenheiten bei allen Planungen berücksichtigt sowie Frei-
räume mit besonderen ökologischen Funktionen gesichert und entwickelt werden (Kap. III 
1.1 Abs. 1, III 1.2 Abs. 4). 

Das Plangebiet liegt außerhalb von regionalplanerisch festgelegten Vorrang- oder Vorbe-
haltsgebieten des Freiraumverbundes, des Biotopverbundes sowie außerhalb von Natura-
2000-Gebieten. Regional bedeutsame Freiraumstrukturen werden durch die Planung daher 
nicht unmittelbar berührt. 
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 Unabhängig hiervon sind die allgemeinen Freiraumfunktionen der bislang unbebauten Flä-
chen zu berücksichtigen. Die Planung nimmt zwar landwirtschaftlich genutzte Freiflächen 
in Anspruch, durch die im Bebauungsplan festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen 
werden die ökologischen Funktionen des Landschaftsraums jedoch erhalten und teilweise 
verbessert. Hierzu zählen insbesondere die Entwicklung extensiv bewirtschafteter Grün-
landflächen, die Anlage von Gehölz- und Saumstrukturen, Maßnahmen zur Förderung der 
Biodiversität sowie die Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Anforderungen. 

Zur Sicherung der Biotopvernetzung und der Durchgängigkeit des Landschaftsraums wer-
den die Anlagenflächen durch Wildtierkorridore gegliedert und die Einzäunungen für 
Kleinsäuger und Amphibien durchlässig gestaltet. Die ökologische Vernetzung im Plange-
biet und dessen Umfeld bleibt dadurch erhalten. 

Insgesamt sind erhebliche Beeinträchtigungen regional bedeutsamer Freiraumfunktionen 
oder des Biotopverbundes nicht zu erwarten. Die Planung steht den Grundsätzen des RROP 
2008 sowie des RROP-Entwurfs 2025 zur Sicherung und Weiterentwicklung des Freiraum-
verbundes sowie der Biotopvernetzung nicht entgegen. 

>>> Erneuerbare Energien/ Freiflächen -Photovoltaikanlagen <<< 

Die Aussagen des RROP 2008 zur Energieversorgung besitzen aus heutiger Sicht nur noch 
eine eingeschränkte Aussagekraft, da sie vor den aktuellen energie- und klimapolitischen 
Zielsetzungen des Bundes und des Landes Niedersachsen sowie vor den heute maßgebli-
chen Ausbauzielen für erneuerbare Energien formuliert wurden. Das RROP 2008 sieht den-
noch bereits vor, den Anteil erneuerbarer Energien an der Energieversorgung weiter zu erhö-
hen (Kap. III 3.4 Abs. 1). 

Vor diesem Hintergrund werden ergänzend die im Verfahren befindlichen Festlegungen des 
RROP-Entwurfs 2025 informell berücksichtigt. Diese konkretisieren die zwischenzeitlich 
fortgeschriebenen Vorgaben des LROP 2022 und tragen den aktuellen Anforderungen an 
den Ausbau erneuerbarer Energien Rechnung. 

Mit der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage einschließlich Batteriespeichern wird ein 
Beitrag zur klimafreundlichen Energieerzeugung und zur Erreichung der energie- und klima-
politischen Ausbauziele geleistet. Dem Ausbau erneuerbarer Energien kommt vor diesem 
Hintergrund ein besonderes öffentliches Interesse zu, das im Rahmen der planerischen Ab-
wägung entsprechend zu berücksichtigen ist. 

Zugleich dürfen Freiflächen-Photovoltaikanlagen langfristig erforderliche Standorte für die 
Windenergienutzung nicht beeinträchtigen. Weder im rechtswirksamen RROP 2008 noch im 
RROP-Entwurf 2025 sind innerhalb des Plangebiets oder dessen näherem Umfeld Vorrang-
, Eignungs- oder sonstige regionalplanerisch festgelegte Gebiete für die Windenergienut-
zung ausgewiesen. Eine Beeinträchtigung bestehender oder zukünftiger Windenergiestan-
dorte ist daher nicht zu erwarten. 

Mit der geplanten Anlagenleistung von rund 74 MWp sowie den ergänzend vorgesehenen 
Batteriespeichern unterstützt das Vorhaben die regionalen Energiezielen und -grundsätze. 
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 Die Planung entspricht damit nicht nur den Belangen der erneuerbaren Energieversorgung, 
sondern setzt diese in besonderem Maße um. 

4.1.3 Fazit zu Ziele und Grundsätze der Raumordnung  

Die Planung steht den Zielen und Grundsätzen der Landes- und Regionalplanung nicht ent-
gegen. Die Vorgaben und Empfehlungen der Arbeitshilfe ўÂũċŰƨŰŊЮƻŸŰЮ[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-Photo-
voltaikanlagen in Niedersachsen ш Hinweise und Empfehlungen aus der Perspektive der 
ÅċƨůŸƖĬŰƨŰŊџ (Stand: 19.10.2022) wurden bei der Standortwahl und der planerischen Be-
wertung berücksichtigt. 

Die Vorhabenfläche befindet sich außerhalb raumordnerischer Ausschlussgebiete und ist 
unter Berücksichtigung der landes- und regionalplanerischen Vorgaben grundsätzlich für 
die Entwicklung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geeignet. Betroffene Vorbehaltsge-
biete und sonstige konkurrierende Raumnutzungsansprüche wurden in die planerische Ab-
wägung eingestellt und bewertet. 

Insgesamt entspricht die Planung den übergeordneten Zielen einer nachhaltigen Raument-
wicklung sowie den energie- und klimapolitischen Zielsetzungen des Bundes, des Landes 
Niedersachsen und des Regionalverbands Großraum Braunschweig. Die raumordnerischen 
Voraussetzungen für die Planung sind daher gegeben. 

4.2 Flächennutzungsplanung  

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ĦťĲũŰЮШ?ĲƖШ7ĲĤċƨƨŰŊƚƓũċŰШј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљШĲŰƣƚƓƖŔĦőƣШĬŔĲƚĲůШEŰƣр
wicklungsgebot. 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Brome wurde durch die 53. Änderung ange-
passt, die seit dem 31.03.2026 wirksam ist. Im Zuge dieser Änderung wurden in der Ge-
ůĲŔŰĬĲШÂċƖƚċƨШǍƽĲŔШÑĲŔũŉũęĦőĲŰШċũƚШÉŸŰĬĲƖĤċƨŉũęĦőĲŰШјÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťљШыÉьШŊĲůęơШѾШΝШ ĤƚЮШΝШ
Nr. 4 BauNVO dargestellt. Das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplans umfasst die 
Teilfläche 4.2. 

Vor der Flächennutzungsplanänderung war der Geltungsbereich als Fläche für die Landwirt-
schaft dargestellt. Mit der 53. Änderung erfolgte die Darstellung einer Sonderbaufläche für 
Freiflächen-Photovoltaik. Der vorliegende Bebauungsplan setzt diese planerische Zielset-
zung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung um und entwickelt die Flächennutzungs-
plandarstellung durch die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbe-
ƚƣŔůůƨŰŊШј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲљШƽĲŔƣĲƖЮ 

Im Rahmen der 53. Änderung des Flächennutzungsplans wurden für die nachfolgende ver-
bindliche Bauleitplanung insbesondere Anforderungen hinsichtlich des Umgangs mit dem 
Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung, den Abstand zu Vorbehaltsgebiete Wald (35 m), mög-
licher Blendwirkungen auf Verkehrswege sowie der landschaftsgerechten Einbindung der 
Anlage formuliert.  
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 Darüber hinaus sind die Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu berücksichtigen und 
erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen festzulegen. Zu-
dem wurde die bestehende 20-kV-Freileitung nachrichtlich in die Flächennutzungsplandar-
stellung übernommen. Den genannten Belangen wird im Rahmen der Aufstellung des Be-
bauungsplans Rechnung getragen. 

 
Abbildung 8: Auszug aus dem ehemalig wirksamen 
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Brome mit 
Geltungsbereich des Bebauungsplans; o. M. 

 
Abbildung 9: Auszug aus der 53. Änderung des  
Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Brome mit 
Geltungsbereich des Bebauungsplans; o. M. 

Auszug Legende 
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 4.3 Sonstige planungsrelevante Konzepte  

Freiflächen -Photovoltaik -Voruntersuchung in der Samtgemeinde Brome  

Die Samtgemeinde Brome hat im Jahr 2023 eine Freiflächen-Photovoltaik-Voruntersuchung 
durchgeführt. Die Studie diente vor allem dazu, 

- geeignete Standorte im Samtgemeindegebiet zu identifizieren, 
- Standortalternativen zu bewerten, 
- Kriterien für die Flächenauswahl festzulegen und 
- die Darstellung von Sonderbauflächen im Flächennutzungsplan fachlich zu begrün-

den. 

Diese Fragestellungen sind überwiegend der vorbereitenden Bauleitplanung und der Be-
trachtung von Standortalternativen zuzuordnen. Mit der wirksamen 53. Änderung des Flä-
chennutzungsplans ist die grundsätzliche Standortentscheidung bereits getroffen worden.  

Das Plangebiet der vorliegenden Planung wurde im Rahmen der Voruntersuchung als grund-
sätzlich für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geeignet bewertet und im 
üƨŊĲШĬĲƖШΡΟЮШ,ŰĬĲƖƨŰŊШĬĲƚШ[ũęĦőĲŰŰƨƣǍƨŰŊƚƓũċŰƚШċũƚШÉŸŰĬĲƖĤċƨŉũęĦőĲШјÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťљ dar-
gestellt. Auf Ebene des Bebauungsplans stehen daher vorrangig die konkrete Ausgestaltung 
des Vorhabens sowie die Bewältigung der standortbezogenen Belange im Vordergrund. 

 
Abbildung 10: Auszug Restirktionsflächen Samtgemeinde Brome; Ausschlussflächen (rot), Restriktionsflächen II (orange), 
Restriktionsflächen I (gelb), Eignungsflächen in dunkelgrün. Lage des Plangebiets in Restriktionsfläche I (blauer Kreis) 

5 .  P l a n u n g s k o n z e p t  u n d  V o r h a b e n b e s c h r e i b u n g  

5.1 Ziele und Zwecke der Planung 

In Übereinstimmung mit den rechtlichen Vorgaben des § 1 Abs. 4 BauGB zielt die Baurecht-
schaffung für die Freiflächen-Photovoltaikanlagen darauf ab, eine nachhaltige städtebauli-
che Entwicklung zu fördern, die soziale, wirtschaftliche und umweltschützende Anforderun-
gen sowie die Belange des Klimaschutzes in Verantwortung gegenüber künftigen 
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 Generationen miteinander in Einklang bringt. Durch die Aufstellung des Bebauungsplans 
ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ trägt die Gemeinde Parsau zudem entsprechend 
den rechtlichen Grundlagen zur Erfüllung der Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzge-
setzes sowie des Niedersächsischen Klimagesetzes bei. Im Folgenden werden die wesent-
lichen Zielrichtungen aufgeführt und erläutert: 

5.1.1 Förderung der erneuerbaren Energien  

Ein zentrales Ziel der Planung besteht darin, die Erzeugung erneuerbarer Energien, im vor-
liegenden Fall der Solarenergie, zu fördern. Die Ausweisung eines Sondergebiets für eine 
Freiflächen-Photovoltaikanlage trägt dazu bei, den Anteil erneuerbarer Energien an der lo-
kalen und regionalen Stromversorgung zu steigern. Das Bundes-Klimaschutzgesetz verfolgt 
das Ziel, die Treibhausgasemissionen Deutschlands gegenüber 1990 bis 2030 um mindes-
tens 65 % und bis 2040 um mindestens 88 % zu reduzieren sowie bis 2045 Netto-Treibhaus-
gasneutralität zu erreichen. Die hierfür erforderlichen Ausbauziele für erneuerbare Ener-
gien, darunter das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch bis 2030 
auf mindestens 80 % zu steigern, sind insbesondere im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
verankert. Das Niedersächsische Klimagesetz sieht vor, die Treibhausgasemissionen bis 
2030 gegenüber 1990, um mindestens 75 % zu reduzieren und bis 2040 Treibhausgasneut-
ralität zu erreichen. Darüber hinaus soll der Energie- und Wasserstoffbedarf des Landes bis 
2040 bilanziell vollständig durch erneuerbare Energien gedeckt werden. Im Bereich der So-
larenergie verfolgt Niedersachsen das Ziel, bis 2035 eine installierte Photovoltaikleistung 
von mindestens 65 GW zu erreichen, davon mindestens 50 GW auf anderen als Freiflächen-
anlagen (folglich maximal 15 GW auf Freiflächen). Zudem sollen bis 2033 mindestens 0,5 % 
der Landesfläche für Freiflächen-Photovoltaikanlagen einschließlich Agri-Photovoltaikanla-
gen bereitgestellt werden. 

Um diesen Zielen gerecht zu werden, ist es erforderlich, dass jede Gemeinde ihren Beitrag 
leistet und geeignete Flächen für die Erzeugung erneuerbarer Energien ausweist. Darüber 
hinaus sollen auch Anlagen zur Speicherung von Strom zulässige sein. Diese leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Netzstabilität, zur Flexibilisierung des Stromsystems und zur besseren 
Integration erneuerbarer Energien. Die Möglichkeit, überschüssigen Strom т unabhängig 
von seiner Herkunft т zwischenzuspeichern und bei Bedarf bereitzustellen, erhöht die Ver-
sorgungssicherheit und unterstützt die Transformation hin zu einem nachhaltigen, dezent-
ralen und resilienten Energiesystem. 

5.1.2 Schutz der Umwelt und der natürlichen Ressourcen  

Ein weiterer wichtiger Zweck der Planung ist der Schutz der Umwelt und der natürlichen Res-
sourcen. Insbesondere die Vermeidungsmaßnahmen zum Boden- und Grundwasserschutz 
gewährleisten, dass die baulichen Anlagen umweltschonend und ohne negative Auswirkun-
gen auf die natürliche Umgebung errichtet werden. Die Maßnahmen zum Artenschutz und 
zur Sicherung der Biodiversität und der ökologischen Funktionen der Flächen sind integrale 
Bestandteile der Planung. 
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 5.1.3 Regionale Wertschöpfung und kommunale Einnahmen  

Die Errichtung und der Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage können zur regionalen 
Wertschöpfung beitragen. Wirtschaftliche Impulse ergeben sich insbesondere durch Auf-
träge an regionale Unternehmen im Rahmen der Planung, des Baus sowie der Pflege und 
Wartung der Anlage. Darüber hinaus können der Gemeinde Einnahmen aus der finanziellen 
Beteiligung nach § 6 EEG zufließen. Weitere Wertschöpfungseffekte entstehen durch Pacht-
zahlungen an örtliche Grundstückseigentümer zur Sicherung der regionalen Hofstrukturen. 

5.1.4 Umsetzung  der Landes- und Regionalplanung  

Diese Planung berücksichtigt die übergeordnete Raumordnung und setzt die konzeptionel-
len Zielvorgaben und Grundsätze verbindlich um (vgl. Kapitel 4.1). 

Insgesamt leisten die Ziele und Zwecke der Planung einen wesentlichen Beitrag zur zukünf-
tigen Gestaltung der Gemeinde und ihrer Umgebung, indem sie den Weg für eine umwelt-
freundliche, wirtschaftlich rentable und sozial ausgewogene Nutzung der zur Verfügung ste-
henden Flächen ebnen. Diese Bauleitplanung ist ein Schritt in Richtung einer nachhaltigen 
und resilienten Energiezukunft, die den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht 
wird. 

5.2 Projekt beschreibung  

Die Baurechtschaffung erfolgt über einen projektbezogenen Bebauungsplan, d. h. ein Ange-
botsbebauungsplan nach § 30 BauGB mit Projektbezug. Die Planung orientiert sich daher an 
den Anforderungen eines bestimmten Bauprojekts, ist jedoch flexibler als ein vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan (vgl. Kapitel 3.2). 

5.2.1 Vorhaben  

Die solar-konzept GmbH plant als Projektträgerin die Errichtung einer Freiflächen-Photovol-
taikanlage mit Batteriespeichern rund 250 m westlich der Gemeinde Parsau. Der Projekt-
standort befindet sich unmittelbar südlich der Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) sowie 
etwa 1 km östlich des Ortsrandes von Bergfeld. Das Plangebiet umfasst insgesamt ca. 
56,0 ha. Davon stehen rund 48,1 ha als bebaubare Anlagenfläche zur Verfügung (ausgewie-
sene Sondergebietsfläche); die weiteren Flächen dienen der naturschutzfachlichen Einbin-
dung und Aufwertung des Vorhabens. 

Das Planungskonzept sieht eine Gliederung des Sondergebiets јPhotovoltaikљ in vier Teilflä-
chen vor. Im westlichen Bereich des Solarfeldes 1 ist ein Batteriespeicherstandort vorgese-
hen. Die Erschließung erfolgt von Osten über den bestehenden Wirtschaftsweg ј ůШ7ċőŰр
őŸŉљ, von dem aus sämtliche Solarfelder erreicht werden können. Das Grünkonzept umfasst 
umlaufende Eingrünungsmaßnahmen mit Schwerpunkt entlang der nördlichen und östli-
chen Gebietsgrenzen, den Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen sowie die Freihaltung von 
Grünachsen als Wildtierkorridore. Zu den angrenzenden Waldflächen werden ausreichende 
Abstandsbereiche eingehalten, die gleichzeitig ökologische Pufferfunktionen übernehmen. 
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 5.2.2 Technisches Konzept  

Hinweis:  Die nachfolgend dargestellten Modul-, Anlagen- und Leistungsdaten dienen, so-
weit nicht ausdrücklich Mindest- oder Höchstwerte genannt werden, ausschließlich der Be-
schreibung des geplanten Projekts und haben exemplarischen Charakter. Im Zuge der wei-
teren Planung können sich Änderungen insbesondere hinsichtlich der Modulanzahl, Modul-
typen, Modulbelegung, Unterkonstruktionen sowie der technischen Ausstattung (z. B. Tra-
fostationen, Wechselrichter oder Speicheranlagen) ergeben. Hintergrund hierfür sind insbe-
sondere technische Weiterentwicklungen, projektbezogene Optimierungen sowie marktbe-
dingte Schwankungen bei der Verfügbarkeit einzelner Komponenten. 

Änderungen der technischen Ausgestaltung sind zulässig, soweit die Festsetzungen des Be-
bauungsplans eingehalten werden. Die nachfolgend dargestellten Ansichten, Schnitte, Mo-
dulbelegungen sowie technischen Angaben sind daher als schematische bzw. exemplari-
sche Darstellungen zu verstehen. 

Es werden Module bis zu einer Höhe von max. 3,5 m in Ständerbauweise (ohne Betonsockel) 
südausgerichtet errichtet (aktuelle Planung 2,69 m). Dabei wird ein Mindestabstand von 
0,8 m zwischen Modulunterkante und Oberboden sowie mindestens 2,5 m zwischen den 
Modulreihen eingehalten. Zwischen den einzelnen Modulen werden Mindestabstände von 
2 cm eingehalten.  

 
Abbildung 11: Schemaschnitt der Modulkonstruktion (Maßangabe in Meter) mit Hervorhebung der Minimal- und 
Maximalwerten gemäß Festsetzungen des Bebauungsplans;  o. M. (Quelle: solar-konzept GmbH) 

Nach aktueller Planung werden ist eine Gesamtleistung von rund 74 MWp vorgesehen. Der 
Solarpark wird voraussichtlich rund 70 Millionen Kilowattstunden Strom pro Jahr erzeugen. 

= Mindestreihenabstand 

= Mindestabstand  zwischen 
Modulunterkante und 
Oberboden 

Montagemindestabstand 
zwischen den Modulen 

= Wert beispielhaft, Maximal-
höhe: 3,5 m 
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 Damit können rechnerisch rund 20.000 Haushalte1 mit erneuerbarem Strom versorgt und 
ŢęőƖũŔĦőШĲƣƽċШΞΠЮΜΜΜШÑŸŰŰĲŰШ9§Ћ2 eingespart werden. 

Zur zukunftsorientierten Ausgestaltung der Freiflächen-Photovoltaikanlage zählt auch die 
Errichtung eines Batteriespeichersystems im westlichen Bereich des SO1. Vorgesehen ist 
derzeit die Installation eines Batteriespeichers mit einer Gesamtkapazität von rund 80 MWh 
(80.240 kWh). Aufgrund der dynamischen Entwicklung im Bereich der Speichertechnologie 
ist es möglich, dass zum Zeitpunkt der Realisierung leistungsfähigere Speichersysteme mit 
höherer Speicherkapazität bei gleicher Anschlussleistung zum Einsatz kommen. Die kon-
krete Ausführung richtet sich nach dem zum Umsetzungszeitpunkt verfügbaren Stand der 
Technik.  

5.2.3 Erschließung skonzept  

Die verkehrliche Erschließung der Freiflächen-Photovoltaikanlage erfolgt von Osten über 
den bestehenden asphaltierten Weg ј ůШ7ċőŰőŸŉљЯШder aus der Ortslage Parsau in Richtung 
Plangebiet führt. Der Weg schließt im Osten an das öffentliche Verkehrsnetz der Gemeinde 
Parsau ыј7ċőŰőŸŉƚƣƖċơĲљьЯШƽŸĬƨƖĦőШĲŔŰĲШƓũċŰƨŰŊƚƖĲĦőƣũŔĦőĲШEƖƚĦőũŔĲơƨŰŊШŔůШÉŔŰŰĲШĬĲƚШ
§ 30 Abs. 1 BauGB gegeben ist. Aktuell dient der Weg dem landwirtschaftlichen Verkehr so-
wie der Naherholung als Spazierweg. Von dort aus werden die einzelnen Solarfelder über 
neu anzulegende interne Erschließungswege erschlossen. Eine dauerhafte Erschließung 
von Norden über die Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) ist nicht vorgesehen. Sofern wäh-
rend der Bauphase eine temporäre Anbindung über die K 99 erforderlich werden sollte, er-
folgt diese ausschließlich in Abstimmung mit der zuständigen Straßenbaubehörde und nach 
vorheriger Genehmigung. 

Nach Abschluss der Bauarbeiten ist aufgrund der Art der Nutzung als Freiflächen-Photovol-
taikanlage kein nennenswerter planbedingter Mehrverkehr zu erwarten. Die Anlage wird le-
diglich in größeren Zeitabständen zu Wartungs-, Kontroll- oder Pflegezwecken angefahren.  

Aufgrund der Art der Nutzung als Freiflächen-Photovoltaikanlage sind keine Anschlüsse an 
die öffentliche Ver- und Entsorgungsinfrastruktur erforderlich. Insbesondere entstehen we-
der ein Trinkwasserbedarf noch Abwasserströme, sodass entsprechende Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen nicht erforderlich sind. Das im Plangebiet anfallende Niederschlags-
wasser wird breitflächig vor Ort versickert und verbleibt damit im natürlichen Wasserhaus-
halt.  

Die technische Anbindung des Vorhabens beschränkt sich auf den Anschluss an das Strom-
netz über eine gesondert herzustellende Netzanbindung, deren konkrete Ausgestaltung 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung ist. Der Strom wird über Erdkabel zu ei-
nem neu zu errichtenden Umspannwerk im etwa 15 km entfernten Neuferchau abgeleitet. 

 
1 Rechnerischer Vergleichswert auf Grundlage eines durchschnittlichen Haushaltsstromverbrauchs von ca. 
3.500 kWh pro Jahr. 
2 Rechnerischer Vergleichswert auf Grundlage des aktuellen Emissionsfaktors des deutschen Strommixes ge-
mäß Umweltbundesamt. 
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 Die privatrechtliche Nutzung wird durch sogenannte Kabel- und Wegeverträge mit den be-
troffenen Grundeigentümern bzw. der Gemeinde vereinbart. 

5.2.4 Grünordnungskonzept  

 
Abbildung 12: Auszug Maßnahmenkonzept, Modulreihen lediglich schematisch  (Stand Mai 2026); o. M. 

Das grünordnerische Konzept dient der landschaftsgerechten Einbindung der Freiflächen-
Photovoltaikanlage sowie der Sicherung und Entwicklung ökologischer Funktionen inner-
halb des Plangebiets. Die vorgesehenen Maßnahmen berücksichtigen sowohl die Anforde-
rungen an das Landschaftsbild als auch die Belange des Arten- und Biotopschutzes und tra-
gen zur ökologischen Aufwertung des Plangebiets sowie insbesondere zur Minimierung der 
Neuversiegelung bei. 

Zur landschaftlichen Einbindung der Anlage sind insbesondere entlang der Ostseite des 
Plangebiets ergänzende Heckenpflanzungen vorgesehen. Da in diesem Bereich bislang 
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 lediglich vereinzelte Gehölzstrukturen vorhanden sind, wird durch die Pflanzmaßnahmen 
eine wirksame Eingrünung der Anlage erreicht und die Einsehbarkeit aus dem östlich gele-
genen Landschaftsraum reduziert. Ergänzende Heckenanpflanzungen erfolgen zudem ent-
lang der Nordseite des Plangebiets. Trotz der bereits vorhandenen, das Landschaftsbild prä-
genden Lindenallee entlang der Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) verbessern diese Maß-
nahmen insbesondere die bodennahe Abschirmung der Anlage. 

Die südöstlich, südwestlich und westlich angrenzenden Waldflächen sowie weitere vorhan-
dene Gehölzbestände übernehmen bereits heute eine wesentliche Sichtschutzfunktion. 
Diese Bestandsstrukturen bleiben vollständig erhalten und werden in das Grünordnungs-
konzept integriert. In den nordwestlichen und südwestlichen Bereichen des Plangebiets 
wird bewusst auf zusätzliche Gehölzpflanzungen verzichtet. Die dort vorhandenen Offen-
landbereiche mit einer Breite von etwa 200 m bleiben erhalten und gewährleisten den räum-
lichen Anschluss an die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen. Der Verzicht auf 
eine Eingrünung erfolgt aus Gründen des Artenschutzes, um für Offenlandarten geeignete 
Lebensräume zu erhalten. Aus landschaftlicher Sicht sowie im Hinblick auf die Einsehbar-
keit der Anlage aus den umliegenden Siedlungsbereichen ist in diesen Bereichen eine zu-
sätzliche Eingrünung nicht zwingend erforderlich. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Grünordnungskonzepts ist die Sicherung der ökologischen 
Durchlässigkeit des Plangebiets. Hierzu wird die Freiflächen-Photovoltaikanlage durch zwei 
Wildtierkorridore in vier eingefriedete Teilflächen gegliedert. Der westliche Korridor verläuft 
in Nord-Süd-Richtung entlang der bestehenden und vollständig zu erhaltenden Hecken-
strukturen und weist eine Breite von etwa 17 bis 25 m auf. Ein weiterer Korridor folgt dem 
bestehenden Wirtschaftsweg und ist etwa 20 m breit. Durch die entsprechende Anordnung 
der Einfriedungen bleiben diese Verbindungsachsen dauerhaft für größere Wildtiere durch-
lässig. 

Auch zu den angrenzenden Waldflächen werden ausreichend dimensionierte Freiräume er-
halten. Zu den als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewiesenen Flächen wird entsprechende der 
Vorgaben der vorgelagerten Flächennutzungsplanung (53. FNP-Änderung) ein Abstand von 
35 m zu baulichen Anlagen, zu den übrigen angrenzenden Waldflächen ein Abstand von 
30 m eingehalten. Die Einfriedungen können innerhalb dieser Abstände näher an die Wald-
flächen heranrücken, halten jedoch einen Mindestabstand von 26 m ein. Damit verbleiben 
ausreichend dimensionierte Bewegungsräume für größere Wildtiere. 

Ergänzend werden die Einfriedungen kleintierdurchlässig ausgeführt. Dadurch bleibt die 
Durchgängigkeit für Kleinsäuger, Amphibien und Reptilien erhalten und die bestehende Bi-
otopvernetzung wird auch für diese Artengruppen gewährleistet. 

Ein weiterer Baustein des Grünordnungskonzepts ist die extensive Bewirtschaftung der Flä-
chen. Die Bereiche außerhalb der Einfriedungen werden als artenreiche Blühflächen entwi-
ckelt und tragen zur ökologischen Aufwertung des Plangebiets sowie zur Förderung der In-
sektenfauna bei. Die Flächen innerhalb der Solarfelder werden als extensives Grünland an-
gelegt und gepflegt. Zur Unterhaltung der Vegetation ist eine maschinelle Mahd oder eine 
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 extensive Beweidung, beispielsweise durch Schafe, vorgesehen. Je nach Aufwuchs ist hier 
auch eine mehrmalige Mahd zulässig.  

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild sowie auf die Schutzgüter 
Mensch, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und die weiteren Umweltbelange werden im 
Umweltbericht (Teil B) umfassend beschrieben und bewertet. 

6 .  B e g r ü n d u n g  d e r  F e s t s e t z u n g e n  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans wurden unter Berücksichtigung der einschlägigen 
gesetzlichen Grundlagen, insbesondere des Baugesetzbuches (BauGB), der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) sowie der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO), formuliert. Ne-
ben den planungsrechtlichen Festsetzungen nach BauGB und BauNVO enthält der Bebau-
ungsplan auch örtliche Bauvorschriften gemäß NBauO. Darüber hinaus wurden die natur-
schutzfachlichen Empfehlungen der Arbeitshilfe des Niedersächsischen Landkreistages 
(NLT), des Niedersächsischen Umweltministeriums und der Niedersächsischen Fachbe-
hörde für Naturschutz (NLWKN) berücksichtigt.  

Die Festsetzungen bilden den verbindlichen planungsrechtlichen und bauordnungsrechtli-
chen Rahmen für die Umsetzung des Vorhabens. Die nachfolgenden Begründungen erläu-
tern die Zielsetzung und die städtebauliche bzw. bauordnungsrechtliche Erforderlichkeit 
der einzelnen Festsetzungen. Zur Vermeidung von Wiederholungen werden die Festsetzun-
gen nicht nochmals aufgeführt; maßgeblich ist der Satzungstext in Teil I der textlichen Fest-
setzungen. 

6.1 Art der baulichen Nutzung  

Zur planungsrechtlichen Sicherung der vorgesehenen Freiflächen-Photovoltaikanlage wer-
den die überbaubaren Bereiche als Sonstige Sondergebiete (SO) mit der Zweckbestimmung 
ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-Photovoltaikanlage" gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Die Festsetzung 
ist erforderlich, da Freiflächen-Photovoltaikanlagen keiner der in den §§ 2 bis 10 BauNVO 
geregelten Gebietskategorien zugeordnet werden können (vgl. § 11 Abs. 1 BauNVO). 

Die Sondergebiete SO1 bis SO4 dienen ausschließlich der Errichtung und dem Betrieb einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage einschließlich der hierfür erforderlichen technischen Infra-
struktur. Zulässig sind daher neben den Photovoltaikmodulen alle technischen Betriebs- 
und Versorgungseinrichtungen, die für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage erforder-
lich sind. Hierzu zählen insbesondere Trafostationen, Wechselrichter, Übergabe- und 
Schaltanlagen, Leitungen, Wartungsgebäude sowie Anlagen zur Löschwasserbevorratung 
und sonstige dem Betrieb dienende Nebenanlagen. Ebenso sind Einfriedungen, Anlagen zur 
technischen Überwachung und Sicherheitsüberwachung sowie die erforderlichen Erschlie-
ßungs- und Wartungswege zulässig. Da die Flächen zwischen und unter den Modulen wei-
terhin einer landwirtschaftlichen Nutzung zugänglich bleiben, wird zudem eine extensive 
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 Grünlandbewirtschaftung oder Beweidung zugelassen, soweit diese mit dem Betrieb der 
Photovoltaikanlage vereinbar ist. Hierdurch wird die Doppelnutzung der Flächen im Sinne 
einer nachhaltigen Flächeninanspruchnahme ermöglicht. 

Innerhalb des Sondergebiets SO1 wird ergänzend die Errichtung eines Batteriespeichers als 
Nebenanlage zugelassen. Der hierfür vorgesehene Standort befindet sich im südwestlichen 
Bereich des Sondergebiets SO1. Die Standortfestlegung erfolgt aufgrund des größtmögli-
chen Abstands zur östlich gelegenen Wohnbebauung der Gemeinde Parsau. Hierdurch wer-
den potenzielle Beeinträchtigungen, insbesondere durch betriebsbedingte Geräuschemis-
sionen, vorsorglich minimiert. Zur Sicherung dieses Planungsziels werden Batteriespeicher 
in den Sondergebieten SO2 bis SO4 ausgeschlossen. 

Die Festsetzung einer zeitlichen Befristung der zulässigen Nutzung dient der Sicherstellung, 
dass die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flächen für die Freiflächen-Photovol-
taikanlage nicht dauerhaft erfolgt. Die Zulässigkeit der baulichen Anlagen wird daher auf ei-
nen Zeitraum von 30 Jahren ab Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage begrenzt. Der fest-
gesetzte Zeitraum orientiert sich an der technischen und wirtschaftlichen Nutzungsdauer 
der Anlage. 

Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet innerhalb eines im Regionalen Raumordnungs-
programm ausgewiesenen Vorbehaltsgebiets Rohstoffgewinnung (Sand). Durch die zeitli-
che Befristung wird gewährleistet, dass die Fläche langfristig für eine mögliche Inanspruch-
nahme im Rahmen der Rohstoffgewinnung verfügbar bleibt und eine dauerhafte Inan-
spruchnahme durch die Freiflächen-Photovoltaikanlage vermieden wird. Die Festsetzung 
berücksichtigt damit sowohl die Belange der erneuerbaren Energieerzeugung als auch die 
langfristigen raumordnerischen Belange. 

ũƚШ[ŸũŊĲŰƨƣǍƨŰŊШƽŔƖĬШј[ũęĦőĲШŉƬƖШĬŔĲШxċŰĬƽŔƖƣƚĦőċŉƣљШŉĲƚƣŊĲƚĲƣǍƣЮШcŔĲƖĬƨƖĦőШƽŔƖĬШƚŔĦőĲƖŊĲр
stellt, dass die Flächen nach Beendigung der Photovoltaiknutzung wieder einer landwirt-
schaftlichen Nutzung zugeführt werden können. 

Nach Ablauf der Befristung sind sämtliche baulichen Anlagen einschließlich der Photovol-
taikmodule, Unterkonstruktionen, Fundamente, Einfriedungen, technischen Einrichtungen, 
Erschließungsanlagen und sonstigen Versiegelungen vollständig zurückzubauen. Die beim 
Rückbau anfallenden Materialien sind ordnungsgemäß zu verwerten oder zu entsorgen. Die 
dauerhafte Sicherung des vollständigen Rückbaus erfolgt ergänzend außerhalb des Bebau-
ungsplans durch privatrechtliche Vereinbarungen zwischen den Grundstückseigentümern 
und dem Vorhabenträger sowie durch entsprechende Sicherheitsleistungen. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung  

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung legen die maximal zulässigen Grundflä-
chen für Haupt- und Nebenanlagen sowie Verkehrsflächen und die Höhenbegrenzungen für 
Module und Gebäude fest. Sie ermöglichen eine flächeneffiziente Energieerzeugung und be-
grenzen zugleich die bauliche Ausdehnung und Höhenentwicklung, um Bodenversiegelung 
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 zu minimieren und negative Auswirkungen auf Landschaftsbild und Bodenfunktionen weit-
gehend zu vermeiden. 

6.2.1 Zulässige Grundflächen  

Die Festsetzungen zur zulässigen Grundfläche dienen der Begrenzung der baulichen Inan-
spruchnahme auf das für die Errichtung und den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage 
erforderliche Maß. Gleichzeitig wird eine wirtschaftliche Nutzung der Sondergebietsflächen 
ermöglicht und sichergestellt, dass die Flächen zwischen den Modulreihen für eine Vegeta-
tionsentwicklung und eine landwirtschaftliche Nutzung, insbesondere eine Beweidung, zur 
Verfügung stehen. 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,6 festgesetzt (Vermeidungsmaßnahme 
V1.1). Als Grundfläche der Photovoltaikanlagen gilt die durch die Module in senkrechter Pro-
jektion auf die Geländeoberfläche überdeckte Fläche. Die Festsetzung orientiert sich an den 
technischen Anforderungen moderner Freiflächen-Photovoltaikanlagen und ermöglicht 
eine wirtschaftliche Nutzung der Sondergebietsflächen, ohne deren ökologische Funktio-
nen wesentlich einzuschränken. 

Bezugsgröße der Grundflächenzahl sind die jeweils als Sondergebiet festgesetzten und da-
mit bebaubaren Flächen. Da sich die Sondergebiete auf mehrere Grundstücke erstrecken 
können, ist nicht auszuschließen, dass die festgesetzte Grundflächenzahl auf einzelnen 
Grundstücken rechnerisch überschritten wird, obwohl die zulässige Grundfläche bezogen 
auf die jeweilige Sondergebietsfläche eingehalten wird. Für diesen Fall greift die Regelung 
des § 19 Abs. 5 BauNVO, wonach die zulässige Grundfläche für Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien in sonstigen Sondergebieten überschritten werden darf. Hierdurch 
werden Vollzugsprobleme aufgrund der bestehenden Grundstückszuschnitte vermieden, 
ohne dass sich die tatsächlich zulässige Flächeninanspruchnahme innerhalb der festge-
setzten Sondergebiete erhöht. 

Die zulässigen Grundflächen für technische Nebenanlagen (GR I), Verkehrsflächen (GR II) 
sowie Batteriespeicher (GR III) werden zusätzlich durch absolute Höchstwerte begrenzt. 
Hierdurch wird sichergestellt, dass die Flächeninanspruchnahme für technische Nebenan-
lagen und Erschließungsanlagen auf das betriebsnotwendige Maß beschränkt bleibt und 
eine sachgerechte Bewertung der Umweltauswirkungen ermöglicht wird. Die unterschiedli-
chen baulichen Anlagen unterscheiden sich insbesondere hinsichtlich ihrer Versiegelungs-
wirkung und der daraus resultierenden Eingriffsintensität, wodurch ein jeweils unterschied-
licher Kompensationsbedarf entstehen kann. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche auch die 
Verkehrsflächen zu berücksichtigen. Die im Bebauungsplan festgesetzte Grundfläche für 
Verkehrsflächen dient der bauplanungsrechtlichen Steuerung der internen Erschließung 
und begrenzt diese auf das für den Anlagenbetrieb erforderliche Maß. Die Verkehrsflächen 
dienen ausschließlich der Wartung der Photovoltaikanlage sowie den erforderlichen Feuer-
wehrzufahrten. Ein regelmäßiger Fahrverkehr ist weder erforderlich noch vorgesehen. Die 
Wege werden wasserdurchlässig hergestellt und weisen daher keinen beziehungsweise 
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 lediglich einen geringen Versiegelungsgrad auf. Die Festsetzung der maximal zulässigen 
Grundfläche trägt dazu bei, die Bodeninanspruchnahme zu minimieren und gleichzeitig eine 
ordnungsgemäße Erschließung der Anlage sicherzustellen. 

Die Modulunterkonstruktionen werden als aufgeständerte Rammkonstruktionen errichtet 
und führen lediglich zu einer punktuellen Inanspruchnahme des Bodens. Einschließlich der 
zulässigen Grundflächen für technische Nebenanlagen und Erschließungsflächen beträgt 
die maximal mögliche Flächeninanspruchnahme selbst bei vollständiger Ausschöpfung des 
Baurechts lediglich rund 2,3 % der festgesetzten Sondergebietsfläche  beziehungsweise 
2,0 % der gesamten Vorhabenfläche . Damit wird die in der niedersächsischen Arbeitshilfe 
für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen empfohlene Grö-
ßenordnung von weniger als 5 % versiegelter Fläche deutlich unterschritten. Da die internen 
Verkehrsflächen wasserdurchlässig hergestellt werden und die Modulunterkonstruktionen 
den Boden lediglich punktuell beanspruchen, wird die tatsächliche dauerhaft versiegelte 
Fläche nochmals geringer ausfallen. Die Festsetzungen tragen damit den Belangen des Bo-
denschutzes und einer möglichst geringen Flächenversiegelung Rechnung. 

Tabelle 1: Übersicht über die zulässige Flächeninanspruchnahme 

Anlagenbestandteil  Zulässige 
Fläche 

Art der Flächeninan-
spruchnahme  

Anteil an 
SO-Fläche 

Anteil an Vor-
habenfläche  

Überschirmung durch  
PV-Module  (GRZ 0,6) 

288.829 m² 
Überschirmung (keine 
Versiegelung) 

60,00 % 51,61 % 

Modulunterkonstruktionen / 
Rammprofile 
(ca. 0,2 % der SO-Fläche) 

ca. 963 m² 
punktuelle Funda-
mentierung 

0,20 % 0,17 % 

Technische Nebenanlagen  
(Trafostationen, Wechselrich-
ter, Batteriespeicher) 
GR I: max. 800 m² 
GR III: max. 400 m² 

1.200 m² Vollversiegelung 0,25 % 0,22 % 

Verkehrsflächen  (GR II) 9.000 m² 

Teilversiegelung (was-
serdurchlässige Be-
festigung, z. B. Schot-
ter- oder Grasweg) 

1,87 % 1,62 % 

Maximale Flächeninan-
spruchnahme durch Funda-
mente, Gebäude und Ver-
kehrsflächen  

11.163 m² 
Voll- und Teilversiege-
lung 

2,32 % 2,01 % 

Die Tabelle verdeutlicht den Unterschied zwischen der nach § 19 BauNVO maßgeblichen 
Grundfläche der Photovoltaikmodule (Überschirmung) und der tatsächlichen Bodeninan-
spruchnahme durch Fundamente, technische Nebenanlagen und Verkehrsflächen. Die an-
gegebenen Flächen stellen eine konservative Maximalbetrachtung bei vollständiger Aus-
schöpfung des zulässigen Baurechts dar. Die tatsächliche Versiegelung wird regelmäßig ge-
ringer ausfallen. 
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 6.2.2 Höhenfestsetzungen  

Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 3,50 m über der natürlichen Geländeober-
kante begrenzt. Die Höhenbegrenzung dient einer landschaftsverträglichen Einbindung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage sowie der Begrenzung ihrer Fernwirkung. Gleichzeitig wird 
sichergestellt, dass marktübliche Photovoltaikmodule einschließlich der erforderlichen Un-
terkonstruktionen sowie die zulässigen technischen Nebenanlagen innerhalb der festge-
setzten Höhen errichtet werden können. 

Ergänzend wird festgesetzt, dass die Modulunterkante einen Mindestabstand von 0,80 m 
zur natürlichen Geländeoberkante einzuhalten hat. Hierdurch werden ausreichende Licht- 
und Niederschlagsverhältnisse unterhalb der Module gewährleistet, sodass sich eine 
standortgerechte Vegetation entwickeln kann. Gleichzeitig wird die vorgesehene landwirt-
schaftliche Nutzung der Flächen, insbesondere eine Beweidung durch Schafe, ermöglicht. 
Die Festsetzung entspricht den naturschutzfachlichen Empfehlungen für einen naturver-
träglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Niedersachsen. 

Bezugspunkt der Höhenfestsetzungen 

Als unterer Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen wird die natürliche Geländeoberkante 
bestimmt. Der vorhandene Geländeverlauf ist gemäß den Festsetzungen grundsätzlich bei-
zubehalten. Abgrabungen und Aufschüttungen sind lediglich bis zu einer Höhenabweichung 
von ± 0,30 m zulässig und ausschließlich dann zulässig, wenn sie aus technischen Gründen 
zwingend erforderlich sind. 

Die Festlegung des natürlichen Geländes als Bezugspunkt gewährleistet eine eindeutige 
und nachvollziehbare Höhenbestimmung sowie eine an die vorhandene Topografie ange-
passte Einbindung der Anlage in das Landschaftsbild. Städtebaulich relevante Auswirkun-
gen durch die zulässigen geringfügigen Geländeanpassungen sind aufgrund ihres geringen 
Umfangs nicht zu erwarten. Andere Festsetzungsmöglichkeiten sind aufgrund der örtlichen 
Topografie und der besonderen Anforderungen einer Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht 
praktikabel. 

Das natürliche Gelände ist nachrichtlich in Form von Höhenlinien in die Planzeichnung 
übernommen. Grundlage der Darstellung ist die Entwurfsvermessung der Haff Vermessung 
GmbH & Co. KG vom 31.05.2024. 

6.3 Überbaubare Grundstücksflächen , Stellung der baulichen Anlagen  

6.3.1 Überbaubare Grundstücksflächen  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. Sie bestim-
men den Bereich, innerhalb dessen die baulichen Anlagen der Freiflächen-Photovoltaikan-
lage zulässig sind und dienen der räumlichen Steuerung des Vorhabens. Im Sondergebiet 
SO2 entsprechen die Baugrenzen den Grenzen der festgesetzten Sondergebietsfläche. In 
den Sondergebieten SO1, SO3 und SO4 wurden die südlichen Baugrenzen hingegen um 4 m 
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 gegenüber den Sondergebietsgrenzen zurückgenommen. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass Solarmodule und sonstige technische Anlagen den vorgesehenen Waldabstand von 
30 m bzw. 35 m einhalten, während Einfriedungen entsprechend den textlichen Festsetzun-
gen auch außerhalb der Baugrenzen, jedoch innerhalb der Sondergebietsflächen, zulässig 
sind. 

Die erforderlichen Waldabstände wurden bei der Festlegung der Baugrenzen entsprechend 
den örtlichen Gegebenheiten berücksichtigt. Zu den als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewie-
senen Flächen wurde ein Abstand von 35 m ausgehend von den Flurstücksgrenzen ange-
setzt; der Abstand von 30 m zu den übrigen Waldflächen wurde anhand der vermessenen 
Waldgrenzen bestimmt. Um eine praktikable Planungslinie zu erhalten, wurde die 30 m-
Grenze in Teilabschnitten begradigt, wodurch der Abstand von 30 m zum Wald in einzelnen 
Bereichen geringfügig unterschritten wird. Dem stehen jedoch andere Bereiche gegenüber, 
in denen deutlich größere Abstände eingehalten werden. Im Ergebnis wird der angestrebte 
Waldabstand im Mittel gewahrt und den fachlichen Anforderungen der zuständigen Forst-
behörde entsprochen. 

Zu bestehenden Gehölzbeständen werden т abhängig von ihrer Ausprägung т Abstände von 
etwa 5 bis 10 m eingehalten. Hierdurch bleiben die Gehölzbestände einschließlich ihrer 
Saumbereiche als lineare Vernetzungsstrukturen erhalten. Sie übernehmen eine wichtige 
Leitfunktion für den Wildwechsel und werden insbesondere von größeren Säugetieren als 
geschützte Wanderkorridore genutzt. Die Freihaltung der angrenzenden Bereiche verhindert 
eine unmittelbare Einfassung der Gehölze durch Modulreihen und erhält ihre ökologische 
Funktion innerhalb des Biotopverbunds. Gleichzeitig tragen die Freiräume zu einer land-
schaftsgerechten Gliederung der Anlage bei und mindern deren Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild. 

6.3.2 Stellung der baulichen Anlagen  

Bauweise, Aufständerung 

Die Photovoltaikmodule sind ausschließlich in aufgeständerter Bauweise zu errichten. Die 
Unterkonstruktion erfolgt mittels Schraub- oder Rammprofilen. Hierdurch wird der Eingriff 
in den Boden auf ein Mindestmaß reduziert. Aufgrund der punktuellen Gründung bleiben die 
natürlichen Bodenfunktionen weitgehend erhalten. Insbesondere bleiben die Versicke-
rungsfähigkeit sowie die Funktion des Bodens als Lebensraum und Vegetationsstandort be-
stehen. Gleichzeitig wird weiterhin eine landwirtschaftliche Nutzung der Flächen, insbeson-
dere in Form einer extensiven Beweidung, ermöglicht. 

Ausrichtung der Module 

Die Solarmodule sind ausschließlich in Südausrichtung zu errichten. Die Festsetzung ent-
spricht der dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Vorhabenplanung und gewährleistet 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung innerhalb der Sondergebiete. Gleichzeitig wer-
den hierdurch potenzielle Blendwirkungen auf Verkehrsteilnehmer der westlich angrenzen-
den Kreisstraße K 99 minimiert. Eine Südausrichtung weist zudem gegenüber einer Ost-
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 West-Ausrichtung regelmäßig geringere Auswirkungen auf Natur und Landschaft auf, da 
größere besonnte Freiflächen zwischen den Modulreihen verbleiben. Die Festsetzung trägt 
somit sowohl städtebaulichen Belangen als auch den Belangen der Verkehrssicherheit so-
wie des Natur- und Landschaftsschutzes Rechnung. 

Reihenabstände 

Zwischen den Modulreihen ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten. Der festgesetzte 
Reihenabstand unterschreitet die in der niedersächsischen Arbeitshilfe für einen naturver-
träglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen empfohlenen Reihenabstände von 
3,5 bis 5,0 m. Diese Empfehlungen dienen insbesondere der Sicherstellung der Entwicklung 
des dort zugrunde gelegten Zielbiotops und sind damit vor allem für die naturschutzfachli-
che Eingriffsbilanzierung von Bedeutung. Die Auswirkungen des geringeren Reihenabstands 
werden im Umweltbericht im Rahmen der Eingriffsbilanzierung berücksichtigt. 

Aus Sicht der Gemeinde ist jedoch nicht allein der Reihenabstand, sondern die ökologische 
Gesamtwirkung der Planung maßgeblich. Mit der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,6 
wird die maximal zulässige Überschirmung der Sondergebietsflächen bereits begrenzt. Tat-
sächlich können durch die vorliegende Planung maximal rund 60 % der Sondergebietsflä-
chen beziehungsweise rund 52 % der gesamten Vorhabenfläche durch Photovoltaikmodule 
überschirmt werden. Damit verbleiben trotz der kompakteren Anordnung der Modulreihen 
erhebliche Freiflächen innerhalb des Plangebiets. 

Die Gemeinde erachtet es als städtebaulich und naturschutzfachlich sinnvoller, die Modul-
flächen kompakt anzuordnen und hierdurch außerhalb der Modulreihen größere zusam-
menhängende Freiräume zu erhalten bzw. zu entwickeln, anstatt die verbleibenden Freiflä-
chen durch größere Reihenabstände gleichmäßig über die gesamte Anlage zu verteilen. Grö-
ßere zusammenhängende Freiflächen besitzen regelmäßig eine höhere ökologische Wertig-
keit als zahlreiche kleinteilige Restflächen und leisten einen größeren Beitrag zur Struktur-
vielfalt und Einbindung der Anlage in die Landschaft. 

Ungeachtet des geringeren Reihenabstands ist davon auszugehen, dass sich auch zwischen 
und unter den Modulreihen Vegetationsbestände entwickeln. Unterschiedliche Licht- und 
Feuchteverhältnisse führen zu einer strukturellen Vielfalt innerhalb der Anlagenfläche. Auch 
Bereiche mit einer geringeren Vegetationsdeckung erfüllen ökologische Funktionen und 
können Lebensräume für spezialisierte Tier- und Pflanzenarten darstellen. Vor diesem Hin-
tergrund bewertet die Gemeinde die festgesetzte Anordnung der Modulreihen im Rahmen 
der planerischen Gesamtabwägung als vertretbar. 

6.4 Grenzabstände, Abstandsflächen  

Grundsätzlich gelten für bauliche Anlagen die Grenzabstandsregelungen des § 5 NBauO. 
Für Einfriedungen besteht nach § 5 Abs. 8 NBauO eine Privilegierung bis zu einer Höhe von 
2,0 m; in Gewerbe- und Industriegebieten sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 3,0 m 
ohne Grenzabstand zulässig. 
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 Für den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind aus Gründen der Anlagensicherheit 
sowie zur Erfüllung der Anforderungen des Versicherungs- und Sicherheitskonzeptes Ein-
friedungen mit einer Gesamthöhe von mehr als 2,0 m einschließlich Übersteigschutz erfor-
derlich. Zur planungsrechtlichen Absicherung dieser betrieblich notwendigen Einfriedungen 
wird festgesetzt, dass Einfriedungen einschließlich Übersteigschutz innerhalb der Baugren-
zen auch mit einer Höhe von mehr als 2,0 m ohne Grenzabstand an Grundstücksgrenzen 
errichtet werden dürfen. 

Die Regelung ist städtebaulich vertretbar. Das festgesetzte Sondergebiet dient ausschließ-
lich der Errichtung und dem Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage und weist hin-
sichtlich seiner Nutzung und seiner technischen Prägung Merkmale auf, die mit einem Ge-
werbe- oder Industriegebiet vergleichbar sind. Die Erhöhung der zulässigen Einfriedungs-
höhe führt daher zu keinen städtebaulich relevanten Beeinträchtigungen. 

Nachteilige Auswirkungen auf nachbarliche Belange sind nicht zu erwarten. Die Baugrenzen 
halten zu den äußeren Grenzen des Plangebiets ausreichende Abstände ein. Soweit Einfrie-
dungen mit einer Höhe von mehr als 2,0 m unmittelbar an Grundstücksgrenzen errichtet 
werden können, betrifft dies ausschließlich Grundstücksgrenzen innerhalb des Vorhabens 
oder zu unmittelbar angrenzenden Flächen desselben bzw. eines benachbarten Solarparks. 
Schutzwürdige Nachbargrundstücke werden hiervon nicht berührt. Zu angrenzenden land-
wirtschaftlich genutzten Flächen werden ausreichende Abstände weiterhin eingehalten. 

6.5 Verkehrsflächen  

Die Festsetzung der privaten Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung dient der 
ÉŔĦőĲƖƨŰŊШĬĲƖШEƖƚĦőũŔĲơƨŰŊШĬĲƚШÂũċŰŊĲĤŔĲƣƚЮШÉŔĲШƨůŉċƚƚƣШĬĲŰШĤĲƚƣĲőĲŰĬĲŰШìĲŊШј ůШ7ċőŰр
őŸŉљ (Flurstück 33), der nicht in öffentlichem Eigentum steht, jedoch über die öffentliche 
ј7ċőŰőŸŉƚƣƖċơĲљШċŰШĬċƚШöffentliche Verkehrsnetz der Gemeinde Parsau angebunden ist. 
Damit ist die planungsrechtliche Erschließung gemäß § 30 Abs. 1 BauGB gewährleistet; die 
erforderlichen Nutzungsrechte des Privatweges werden durch Gestattungsverträge gesi-
chert. Der Weg behält seine Funktion für den landwirtschaftlichen Verkehr und den örtlichen 
Fußgängerverkehr bei und dient zugleich der Erschließung der Freiflächen-Photovoltaikan-
lage. Die Festsetzung ermöglicht dabei eine Mehrfachnutzung der Verkehrsfläche. 

Die Festsetzung der privaten Verkehrsflächen dient der internen Erschließung der einzelnen 
Sondergebiete sowie der Sicherstellung der Erreichbarkeit für Betrieb, Wartung und gegebe-
nenfalls Einsatzfahrzeuge. Die zugelassene Flexibilität hinsichtlich der Lage der Zufahrten 
ermöglicht eine bedarfsgerechte Ausgestaltung der Erschließung, ohne die städtebaulichen 
Grundzüge der Planung zu berühren. Die Begrenzung auf eine Zufahrt je Sondergebiet sowie 
eine maximale Breite von 5,0 m beschränkt die Flächeninanspruchnahme auf das erforder-
liche Maß. 

Zur Minimierung der Bodenversiegelung sind neu zu errichtende Verkehrsflächen in versi-
ckerungsfähiger Form auszuführen (vgl. Festsetzungen zum Boden- und Grundwasser-
schutz Kapitel 6.6).  
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 6.6 Boden- und Grundwasserschutz  

Die getroffenen Festsetzungen zum Boden- und Grundwasserschutz gemäß § 1a Abs. 2 und 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind erforderlich für den Schutz von Boden und Grundwasser im 
Zusammenhang mit der Errichtung der FF-PV-Anlage. Durch die Umsetzung der festgesetz-
ten Vermeidungsmaßnahmen wird die ökologische Funktionsfähigkeit der Flächen erhalten, 
während auch eine flächeneffiziente und wirtschaftlich tragfähige Modulbelegung Berück-
sichtigung findet. Weitere Vermeidungsmaßnahmen über die hier getroffenen Festsetzun-
gen hinaus, werden über den städtebaulichen Vertrag zwischen Gemeinde und Projektträ-
ger sichergestellt (vgl. Kapitel 6.6.4). 

6.6.1 Bodenversiegelung und Niederschlagswasserversickerung  

Module 

Die Verwendung von Ramm- oder Schraubprofilen (Vermeidungsmaßnahme V1.2) zur Grün-
dung der Solarmodule dient dazu, die Eingriffe in den Boden zu minimieren. Diese Methode 
verhindert zum einen eine tiefere Bodenbearbeitung und schützt die obere Bodenschicht, 
zum anderen wird eine dauerhafte und flächenhafte Bodenversiegelung, wie sie zum Bei-
spiel bei der Verwendung von Betonfundamenten entstehen würde, verhindert. 

Verkehrsflächen 

Um die Versiegelung von Flächen über die bodenschonende Gründung hinaus zu vermei-
den, sind die neu zu errichtenden Verkehrsflächen wie interne Erschließungswege, Zufahr-
ten, Stellflächen oder Stellplätze, in versickerungsfähiger Form auszuführen (z. B. Schotter-
rasen, Rasenpflaster, wassergebundene Decke) oder als befahrbare Vegetationsflächen zu 

belassen (Vermeidungsmaßnahme V1.3). Eine 
dauerhafte Neuversiegelung von Verkehrsflä-
chen, z. B. durch Asphalt, ist unzulässig.  

Niederschlagswasserversickerung 

Das auf der Sondergebietsfläche anfallende Nie-
derschlagswasser soll flächenhaft versickert 
werden (Vermeidungsmaßnahme V1.4), vgl. Ab-
bildung 13. Dadurch wird die Grundwasserneu-
bildung gefördert und negative Folgen durch den 
Abfluss von Oberflächenwasser minimiert. Eine 
Rinnenbildung an den Tropfkanten der Module 
ist zu vermeiden, um Bodenerosion abzuwen-
den. 

 

Abbildung 13: Schematische Darstellung des 
Wasserabflusses einer FF-PVA (Quelle: EE-Plan 
GmbH) 
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 6.6.2 Abgrabungen und Aufschüttungen  

Die Festsetzung zur generellen Beibehaltung des natürlichen Geländeverlaufs (Vermei-
dungsmaßnahme V2.2) dient dem Ziel, Eingriffe in den Boden sowie die Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild auf das erforderliche Maß zu beschränken. Größere Geländeprofilie-
rungen würden zu zusätzlichen Bodenbewegungen und Veränderungen des natürlichen Re-
liefs führen und sind für die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage nicht erforder-
lich. 

Zur Gewährleistung einer technisch sachgerechten Ausführung sind geringfügige Anpas-
sungen des Geländes jedoch zulässig. Insbesondere für die Errichtung technischer Neben-
anlagen oder die Herstellung der internen Verkehrsflächen können im Einzelfall geringfügige 
Abgrabungen oder Aufschüttungen erforderlich werden. Die zulässige Abweichung vom na-
türlichen Gelände wird daher auf maximal ± 0,30 m begrenzt. Hierdurch wird der notwendige 
technische Spielraum eröffnet, ohne den Grundsatz der weitgehenden Erhaltung des natür-
lichen Geländeverlaufs in Frage zu stellen. 

Als Bezugsebene dienen die in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellten Höhenlinien 
der Entwurfsvermessung der Haff Vermessung GmbH & Co. KG vom 31.05.2024. 

6.6.3 Schadstoffeinträge  (V3) 

Die Festsetzung zum Schutz vor Schadstoffeinträgen dient dem vorsorgenden Schutz von 
Boden und Grundwasser. Neben dem generellen Schutz befindet sich das Plangebiet zwar 
nicht innerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes, es liegt jedoch innerhalb ei-
nes Vorbehaltsgebietes zur Trinkwassergewinnung. Vor diesem Hintergrund erachtet die 
Gemeinde eine planerische Konkretisierung des Vorsorgegedankens im Rahmen der Bau-
leitplanung als sachgerecht. Die Einhaltung der fachrechtlichen Anforderungen bleibt hier-
von unberührt. 

Die Festsetzung enthält zunächst allgemeine Anforderungen zur Vermeidung von Schad-
stoffeinträgen während der Errichtung und des Betriebs der Freiflächen-Photovoltaikanlage. 
Dies betrifft insbesondere den sachgerechten Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
die unverzügliche Beseitigung möglicher Leckagen oder Betriebsstörungen von Bau- und 
Wartungsmaschinen, die zeitnahe Entfernung beschädigter Photovoltaikmodule von der 
Anlagenfläche sowie den Verzicht auf den Einsatz chemischer Reinigungs- oder Pflegemittel 
für die Photovoltaikmodule, soweit deren Verwendung nicht ausnahmsweise technisch er-
forderlich ist.  

Die ergänzenden Anforderungen an in den Boden eingebrachte Gründungsbauteile tragen 
den im Umweltbericht beschriebenen standörtlichen Boden- und Grundwasserverhältnis-
sen Rechnung. Grundlage der Bewertung bildet das Baugrundgutachten der ConSoGeol 
GmbH & Co. KG vom 13.03.2026. Die im Umweltbericht dargestellten Untergrund- und 
Grundwasserverhältnisse können unter Berücksichtigung der standörtlichen Gegebenhei-
ten örtlich zu dauerhaft oder zeitweise wassergesättigten Bodenbereichen führen. Die Kor-
rosionsbelastung wird jedoch als niedrig bis sehr niedrig eingeschätzt. Anlass der 
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 ergänzenden Regelung sind insbesondere mögliche Stofffreisetzungen aus metallischen 
Korrosionsschutzsystemen, wie sie beispielsweise bei verzinkten Gründungsbauteilen von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen zum Einsatz kommen können. Verzinkungen stellen 
grundsätzlich ein bewährtes und nachhaltiges Verfahren des Korrosionsschutzes dar. Zink 
ist zudem ein natürlich vorkommendes und für Pflanzen, Tiere und Menschen lebensnot-
wendiges Spurenelement. Wie bei zahlreichen anderen Stoffen können jedoch erhöhte Kon-
zentrationen nachteilige Auswirkungen auf Boden und Grundwasser sowie insbesondere 
auf Bodenorganismen und Mikroorganismen entfalten. Diesem Vorsorgegedanken trägt 
auch die Bundes-Bodenschutzverordnung (BBodSchV) Rechnung, die Vorsorgewerte für 
den Schadstoffpfad Boden vorsieht. Mögliche Stofffreisetzungen werden maßgeblich durch 
die standörtlichen Rahmenbedingungen beeinflusst. Von besonderer Bedeutung sind hier-
bei insbesondere die Bodenfeuchte, der pH-Wert sowie der Kontakt mit dauerhaft oder zeit-
weise wassergesättigten Bodenschichten beziehungsweise dem Grundwasserschwan-
kungsbereich. Aufgrund der im Plangebiet möglichen hydrogeologischen Verhältnisse und 
der Lage innerhalb eines Vorbehaltsgebietes zur Trinkwassergewinnung greift die Gemeinde 
diesen Belang im Rahmen der planerischen Vorsorge auf. 

Die Festsetzung verzichtet bewusst auf materialspezifische Verwendungsverbote. Das Bau-
gesetzbuch bietet keine Rechtsgrundlage für den generellen Ausschluss einzelner Baupro-
dukte oder Korrosionsschutzsysteme. Die Festsetzung verfolgt daher einen wirkungsbezo-
genen Ansatz und stellt darauf ab, dass von in den Boden eingebrachten Bauteilen unter den 
jeweiligen Standortbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf Boden oder Grund-
wasser zu erwarten sind. Gleichzeitig bleibt die Wahl geeigneter technischer Lösungen of-
fen. Hierzu zählen beispielsweise Korrosionsschutzsysteme mit reduziertem Stoffaustrag, 
Dünnschichtverfahren (z. B. Magnelis®, MicroZinq®), geeignete Beschichtungssysteme, 
Duplex-Systeme oder der Einsatz alternativer Werkstoffe. Die Festsetzung schafft damit ei-
nen angemessenen Ausgleich zwischen dem vorsorgenden Schutz von Boden und Grund-
wasser und der technischen Gestaltungsfreiheit bei der Ausführung der Anlage. 

6.6.4 Vermeidungsmaßnahmen zur Aufnahme in den städtebaulichen Vertrag  

Ein Teil der im Umweltbericht beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen kann nicht als Fest-
setzung in den Bebauungsplan aufgenommen werden oder wird bei genehmigungspflichti-
gen Vorhaben regelmäßig im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch Nebenbe-
stimmungen sichergestellt. Nach Anhang zu § 60 Abs. 1 NBauO, Nr. 2.3 Buchst. a sind So-
larenergieanlagen im Geltungsbereich einer städtebaulichen Satzung verfahrensfrei, wenn 
die Satzung Regelungen über die Zulässigkeit, den Standort und die Größe dieser baulichen 
Anlagen enthält. Da der vorliegende Bebauungsplan diese Voraussetzungen erfüllt, findet 
ein bauaufsichtliches Genehmigungsverfahren regelmäßig nicht statt. Zur Sicherstellung 
der Umsetzung der im Umweltbericht vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen werden 
diese daher ergänzend im städtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde und dem Vorha-
benträger verbindlich geregelt. 
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 Oberboden und Bodenverdichtungen 

- Oberboden ist sorgfältig abzutragen, zwischenzulagern und nach Abschluss der Bau-
arbeiten wieder aufzubringen. Im Bereich von Setzungen ist erforderlichenfalls 
Oberboden nachzufüllen und mit dem ursprünglich verwendeten Saatgut einzusäen. 
Entsprechendes gilt für den Rückbau der Freiflächen-Photovoltaikanlage. (Vermei-
dungsmaßnahme V2.2) 

- Bodenverdichtungen während der Bauphase sind durch geeignete Vorsorgemaßnah-
men zu vermeiden. Ein Befahren des belebten Oberbodens auf bisher landwirt-
schaftlich genutzten Flächen ist nur bei trockenen oder gefrorenen Bodenverhältnis-
sen zulässig. Andernfalls sind geeignete Schutzmaßnahmen (z. B. Bodenschutzmat-
ten) vorzusehen. (Vermeidungsmaßnahme V2.3) 

Die Maßnahmen dienen dem vorsorgenden Schutz des Bodens und der Erhaltung seiner na-
türlichen Funktionen während der Bauphase. Sie gewährleisten insbesondere den Erhalt 
der fruchtbaren Oberbodenschicht sowie der Bodenstruktur und damit auch der Versicke-
rungsfähigkeit und der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit nach Abschluss der Bauarbeiten. 

Schadstoffeinträge 

- Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z. B. Betriebsstoffe von Maschinen) 
sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Stoffeinträgen in Boden und Grund-
wasser zu treffen. Leckagen sind unverzüglich einzudämmen und zu beseitigen. (Ver-
meidungsmaßnahme V3.1) 

- Beschädigte Photovoltaikmodule (z. B. infolge von Hagel oder Brand) sind zeitnah 
von der Anlagenfläche zu entfernen. (Vermeidungsmaßnahme V3.2) 

- Der Einsatz chemischer Reinigungsmittel zur Pflege der Module ist grundsätzlich un-
zulässig. Sofern eine Reinigung ohne Reinigungsmittel technisch nicht möglich ist, 
dürfen ausschließlich biologisch abbaubare Reinigungsmittel verwendet werden. 
(Vermeidungsmaßnahme V3.3)  

- Der Einsatz von Pestiziden und Düngemitteln ist im gesamten Geltungsbereich un-
zulässig. (Ergänzend zu Vermeidungsmaßnahme V3.4) 
Zusammen mit dem Verbot der Verwendung von Reinigungsmitteln wird damit das 
naturschutzfachliche Mindestkriterium nach §37 Abs.1a Nr.5 EEG erfüllt.  

- Sofern verzinkte Rammprofile verwendet werden, ist sicherzustellen, dass diese 
nicht in die wassergesättigte Bodenzone oder den Grundwasserschwankungsbe-
reich eingebracht werden. Kann dies nicht gewährleistet werden, sind geeignete 
technische Maßnahmen zur Vermeidung von Zinkfreisetzungen vorzusehen. Hierzu 
zählen beispielsweise geeignete Beschichtungen, Dünnschichtverfahren oder an-
dere geeignete Korrosionsschutzsysteme. (Vermeidungsmaßnahme V3.5) 

- Öltransformatoren sind nur mit geeigneten Sicherheitseinrichtungen (z. B. Auffang-
wanne oder doppelwandige Ausführung) zulässig und unter Beachtung der Anforde-
rungen des § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu errichten. Die Anforderungen an 
Transformatoren dienen dem vorsorgenden Schutz von Boden und Grundwasser vor 
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 Verunreinigungen durch wassergefährdende Stoffe. Die Einhaltung der wasserrecht-
lichen Anforderungen wird durch die Regelung im städtebaulichen Vertrag ergänzend 
sichergestellt. (Vermeidungsmaßnahme V3.6) 

6.7 Grünordnung  

Die unter § 7 getroffenen Festsetzungen zur Grünordnung dienen der planungsrechtlichen 
Sicherung der im Umweltbericht hergeleiteten Vermeidungsmaßnahmen (vgl. auch Grün-
ordnungskonzept Kapitel 5.2.4 der Begründung). Sie gewährleisten deren verbindliche Um-
setzung, soweit hierfür eine Rechtsgrundlage besteht, und tragen dazu bei, Beeinträchtigun-
gen von Natur und Landschaft zu vermeiden oder zu minimieren sowie die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts dauerhaft zu erhalten. Rechtsgrundlagen für die 
grünordnerischen Festsetzungen bilden neben den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 9 
Abs. 1 Nrn. 20 und 25 sowie § 9 Abs. 4 BauGB) auch § 4 NNatSchG in Verbindung mit § 9 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 4 sowie § 11 Abs. 3 BNatSchG. Die nachfolgenden Festsetzungen sichern insbe-
sondere die Entwicklung und den Erhalt naturnaher Vegetationsstrukturen, die Durchlässig-
keit des Plangebietes für die Tierwelt sowie die Vermeidung unnötiger Beeinträchtigungen 
durch Einfriedungen und Beleuchtung. 

6.7.1 Flächen innerhalb der  Sondergebiet e (SO1 bis  SO4) 

Die Festsetzung zur Vegetationsentwicklung innerhalb der festgesetzten Sondergebietsflä-
chen dient der Vermeidung und Minimierung der durch die Errichtung und den Betrieb der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage verursachten Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft (Vermeidungsmaßnahme V4.1). Die Festsetzung bezieht sich auf jene Flächen, die 
nicht durch Erschließungsflächen oder durch bauliche Anlagen tatsächlich versiegelten Flä-
chen (z. B. Trafostationen oder sonstige Gebäude) beansprucht werden. Diese Flächen sind 
als Extensivgrünland zu entwickeln, zu pflegen und während der Dauer der Nutzung der Frei-
flächen-Photovoltaikanlage zu erhalten. Die von den Modulen überschirmten Flächen sind 
ausdrücklich Bestandteil der zu entwickelnden Vegetationsflächen. Da die Module in der 
Regel auf punktförmigen Ramm- oder Schraubfundamenten errichtet werden und der Bo-
den weitgehend unversiegelt bleibt, ist auch unterhalb der Module eine Vegetationsentwick-
lung möglich und naturschutzfachlich ausdrücklich gewollt. Aufgrund des Bodenabstands 
der Module von mindestens 80 cm sowie der konstruktionsbedingten Abstände zwischen 
den einzelnen Modulen sind hierfür ausreichende Belichtungs- und Niederschlagsverhält-
nisse gewährleistet. 

Zur Entwicklung des Extensivgrünlands werden verschiedene Begrünungsverfahren zuge-
lassen. Die Flächen können durch Einsaat mit gebietsheimischem Saatgut des Ursprungs-
ŊĲĤŔĲƣĲƚШΝШј ŸƖĬƽĲƚƣĬĲƨƣƚĦőĲƚШÑŔĲŉũċŰĬљЯШĬƨƖĦőШÉċċƣŊƨƣƬĤĲƖƣƖċŊƨŰŊШыǍЮШ7ЮШ~ċőĬŊƨƣ- oder 
Druschgutübertragung) von einer geeigneten Spenderfläche innerhalb dieses Ursprungsge-
bietes oder durch natürliche Selbstbegrünung entwickelt werden (Vermeidungsmaßnahme 
V4.2). Hierdurch wird eine standortangepasste Entwicklung ermöglicht und gleichzeitig eine 
ausreichende Flexibilität bei der Umsetzung gewährleistet. Die Festsetzung 
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 gebietsheimischen Saatguts bzw. einer Saatgutübertragung aus einer geeigneten Spender-
fläche berücksichtigt zugleich die Anforderungen des § 40 BNatSchG an das Ausbringen von 
Pflanzen in der freien Natur und dient der Erhaltung regionaltypischer Pflanzenbestände so-
wie der genetischen Vielfalt. Die natürliche Selbstbegrünung stellt auf geeigneten Standor-
ten ebenfalls ein geeignetes Verfahren zur Entwicklung des Extensivgrünlands dar. 

Die Entwicklung von Extensivgrünland führt gegenüber der bisherigen intensiven Ackernut-
zung zu einer deutlichen ökologischen Aufwertung der Flächen. Der dauerhafte Bewuchs 
schützt den Boden vor Erosion, verbessert die Bodenstruktur und schafft Lebensraum sowie 
Nahrungsangebote für zahlreiche Pflanzen- und Tierarten.  

Die Festsetzungen zur Pflege dienen sowohl dem dauerhaften Erhalt des Extensivgrünlands 
als auch der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Freiflächen-Photovoltaik-
anlage. Die Pflege ist daher so durchzuführen, dass der festgesetzte Entwicklungszustand 
erreicht und erhalten wird sowie eine Beeinträchtigung des Anlagenbetriebs durch übermä-
ßigen Vegetationsaufwuchs vermieden wird. Eine extensive Pflege umfasst in der Regel ein 
bis zwei Mahddurchgänge pro Jahr. Witterungsbedingt, insbesondere mit Blick auf den Kli-
mawandel, kann der Vegetationsaufwuchs jedoch erheblich schwanken, sodass in einzel-
nen Jahren zur Vermeidung einer Verschattung der Module und daraus resultierender Er-
tragseinbußen ein weiterer Mahddurchgang erforderlich werden kann. Auf die Festsetzung 
einer festen Anzahl jährlich durchzuführender Mahdgänge wird daher bewusst verzichtet, 
um eine bedarfsgerechte Pflege entsprechend den jeweiligen Standort- und Witterungsver-
hältnissen zu ermöglichen, ohne das Entwicklungsziel des Extensivgrünlands zu gefährden. 
Die Pflege kann sowohl durch Mahd als auch durch Beweidung, beispielsweise mit Schafen, 
erfolgen. 

Die Vorgaben zur insektenfreundlichen Mahd mit einer Schnitthöhe von mindestens 10 cm, 
zum Abtransport des Mahdguts sowie zum Verzicht auf Mulchen dienen der Förderung einer 
extensiven Grünlandvegetation und dem Schutz der Insektenfauna sowie weiteren Kleintie-
ren. Durch den Abtransport des Mahdguts werden Nährstoffe von der Fläche entfernt und 
einer unerwünschten Nährstoffanreicherung entgegengewirkt. Der Ausschluss von Dünge-
mitteln und Pflanzenschutzmitteln dient ebenfalls der Sicherung des angestrebten Entwick-
lungszustandes und verhindert nachteilige Auswirkungen auf Flora und Fauna sowie ergän-
zend Boden und Grundwasser. Die Pflegevorgaben sind erforderlich, damit der festgesetzte 
Zielzustand im Zuge des Anlagenbetriebs erreicht und erhalten werden kann und die Flä-
chen im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung entsprechend als naturschutz-
fachliche Aufwertung berücksichtigt werden können. 

Der Hinweis zum Ausschluss der Mahd zwischen Anfang März und Mitte Juni berücksichtigt 
den Schutz der Feldlerche und anderen Offenlandarten während der Brutzeit. Er greift aus-
schließlich für den Fall, dass im Rahmen eines freiwilligen Monitorings eine Besiedlung der 
Anlagenfläche durch die Feldlerche nachgewiesen wird und die hierfür ursprünglich vorge-
sehenen externen CEF-Maßnahmen entfallen können. Durch die Anpassung des Mahdzeit-
punkts wird der Fortbestand geeigneter Brutlebensräume innerhalb der Freiflächen-
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 Photovoltaikanlage gesichert und eine Zerstörung von Gelegen sowie Tötung oder Verlet-
zung von Jungvögeln vermieden.  

6.7.2 Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen ( V4.3) 

Die Festsetzung sichert den Erhalt der innerhalb des Geltungsbereichs vorhandenen Ge-
hölzstrukturen und damit der Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen des Na-
turhaushalts und des Landschaftsbildes. Die Gehölze übernehmen wichtige Funktionen als 
Lebensraum für gehölzbewohnende Tierarten, insbesondere Brutvögel und Insekten, tragen 
zur Biotopvernetzung bei und prägen das Landschaftsbild. 

Sollten im Zuge der Umsetzung des Vorhabens ausnahmsweise Gehölze entfallen, sind 
diese durch gleichwertige Ersatzpflanzungen mit standortgerechten, heimischen Gehölzar-
ten im räumlichen Zusammenhang zu ersetzen. Dadurch werden die ökologischen Funktio-
nen der Gehölze sowie ihre landschaftsbildprägende und sichtabschirmende Wirkung dau-
erhaft gesichert. 

Der Hinweis auf die DIN 18920 dient dem Schutz der zu erhaltenden und der unmittelbar an 
den Geltungsbereich angrenzenden Gehölzbestände während der Bauphase. Durch geeig-
nete Schutzmaßnahmen werden Beschädigungen vermieden und der dauerhafte Erhalt der 
Gehölze sichergestellt. 

6.7.3 Durchführung der grünordnerischen Maßnahmen  

Die Festsetzung dient der zeitnahen landschaftlichen Einbindung der Freiflächen-Photovol-
taikanlage sowie der dauerhaften Sicherstellung der Wirksamkeit der festgesetzten grün-
ordnerischen Maßnahmen. Durch die Durchführung der Pflanzmaßnahmen in der ersten auf 
die Fertigstellung der Baumaßnahme folgenden Pflanzperiode wird eine frühzeitige Eingrü-
nung der Anlage gewährleistet. Die Verpflichtung zur Nachbesserung unzureichend wirksa-
mer Eingrünungsmaßnahmen stellt sicher, dass die angestrebten Funktionen der Pflanzun-
gen während der gesamten Nutzungsdauer der Freiflächen-Photovoltaikanlage erhalten 
bleiben. 

6.7.4 Einfriedungen, Erhalt der Durchlässigkeit für Wildtiere  (V4.4/ A-V6) 

Die Festsetzungen zu Einfriedungen dienen ihrer landschaftsverträglichen Gestaltung sowie 
der Sicherstellung ihrer ökologischen Durchlässigkeit. Durch die Verwendung offener, blick-
durchlässiger Zaunsysteme ohne Sockel und mit einem Mindestabstand von 15 cm zwi-
schen Geländeoberkante und Zaununterkante bleibt die Durchlässigkeit für Klein- und Mit-
telsäuger erhalten. Der Verzicht auf Stacheldraht im bodennahen Bereich dient darüber hin-
aus der Vermeidung von Verletzungs- und Barrierewirkungen und trägt zur Vermeidung ar-
tenschutzrechtlicher Konflikte bei (vgl. Kapitel 7.5.3).  

Sofern aufgrund einer Beweidung der Anlagenfläche eine wolfsabweisende Einzäunung er-
forderlich wird, können spezielle konstruktive Ausführungen erforderlich sein. Diese sind so 
zu gestalten, dass die Durchlässigkeit für Klein- und Mittelsäuger soweit wie möglich erhal-
ten bleibt. Hierfür werden nachfolgend beispielhafte technische Lösungen aufgeführt, die 
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 sich an den fachlichen Empfehlungen des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und 
Verbraucherschutz (Rundschreiben vom 02.02.2024) orientieren. 

Untergrabschutz mittels  

- horizontaler Zaunschürze (mindestens 60 cm Breite, außen am Zaun verlegt, sichere 
Verankerung im Boden oder flach eingegraben, mindestens 30 cm überirdisch mit 
Bestandszaun verbunden) oder 

- vertikaler Zaunverlängerung 30 cm überirdisch und mindestens 30 cm, wenn möglich 
50 cm tief in den Boden eingegraben oder 

- Elektrolitze mit maximal 20 cm Abstand zum Boden und mindestens 15 cm bis maxi-
mal 20 cm Abstand zum Zaun nach außen vorgeschaltet (beispielsweise mittels Ab-
standsisolatoren). 

Material für Zaunschürze und Zaunverlängerung: Baustahlmatte mit einer Maschenweite 
von mindestens 15 cm x 15 cm (Durchlässigkeit für Klein- und Mittelsäuger) und maximal 20 
cm x 20 cm, sofern stabil gegen Verbiegen (Abwehr von Wölfen). 

Bei der Errichtung ist darauf zu achten, dass die Maschenweite von 15 cm x 15 cm über der 
Bodenoberfläche (Durchlässigkeit für Klein- und Mittelsäuger) nicht unterschritten wird. 

Überkletterschutz 

- Aus leitfähigem Material bestehende, nicht elektrifizierte Festzäune (beispielsweise 
Maschendraht-/ Stabgitterzaun aus Metall): Eine Elektrolitze am oberen Ende des 
Maschendraht-/Stabgitterzauns, jedoch unterhalb der Stacheldrahtreihen, mit min-
destens 15 cm bis maximal 20 cm Abstand nach außen vorgeschaltet. 

- Aus isoliertem Material bestehende, nicht elektrifizierte Festzäune (beispielsweise 
Maschendraht-/ Stabgitterzaun mit Pulverbeschichtung oder Kunststoffummante-
lung etc.): zwei separate elektrische Leiter mit mindestens 15 cm und maximal 20 cm 
Abstand zueinander am oberen Ende des Maschendraht-/ Stabgitterzauns, jedoch 
unterhalb der Stacheldrahtreihen, mit mindestens 15 cm bis maximal 20 cm Abstand 
nach außen vorgeschaltet. Dabei wird ein Leiter als Zaunanschluss (Pluspol), der an-
dere als Erdanschluss (Minuspol) angeschlossen (Plus/Minus-Prinzip). 

6.7.5 Beleuchtung  (V5.1/ V5.2/ A-V3) 

Die Festsetzung dient der Vermeidung von Beeinträchtigungen lichtempfindlicher Tierarten 
sowie der Reduzierung der Lichtverschmutzung. Dies ist insbesondere im Außenbereich von 
Bedeutung, da dort überwiegend naturnahe und störungsarme Lebensräume vorhanden 
sind, deren Funktion durch künstliche Beleuchtung erheblich beeinträchtigt werden kann. 
Da Freiflächen-Photovoltaikanlagen für ihren regulären Betrieb keine dauerhafte Beleuch-
tung erfordern, wird diese grundsätzlich ausgeschlossen. Ausnahmen bestehen lediglich 
für erforderliche Wartungsarbeiten, Störfälle sowie für eine betriebsnotwendige Beleuch-
tung von Gebäuden innerhalb des Geltungsbereichs, um den Sicherheitsanforderungen 
entsprechen zu können. 
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 Die Anforderungen an die zulässige Beleuchtung orientieren sich an den Empfehlungen des 
Bundesamtes für Naturschutz (BfN-ÉťƖŔƓƣШΡΠΟШјxĲŔƣŉċĬĲŰШǍƨƖШ ĲƨŊĲƚƣċũƣƨŰŊШƨŰĬШÖůƖƬƚƣƨŰŊШ
von Außenbeleuchtungsanlagen т Anforderungen an eine nachhaltige Außenbeleuchtungљ; 
2020). Durch die Verwendung insektenverträglicher Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur 
von höchstens 3.000 Kelvin, die gezielte Ausrichtung der Beleuchtung auf die erforderlichen 
Betriebsflächen sowie die Vermeidung von Streulicht werden Anlockwirkungen auf Insekten 
sowie Beeinträchtigungen lichtempfindlicher Tierarten minimiert. Die Erhaltung angrenzen-
der Wald-, Ausgleichs- und Grünflächen als lichtarme Dunkelräume sowie die Verwendung 
vollständig geschlossener Leuchten tragen zusätzlich dazu bei, die Auswirkungen künstli-
cher Beleuchtung auf den Naturhaushalt auf das erforderliche Mindestmaß zu beschrän-
ken. 

6.8 Eingriffs -/ Ausgleichsbilanzierung und Ausgleichsmaßnahmen  

6.8.1 Eingriffs -/ Ausgleichsbilanzierung  

Die Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage stellt aufgrund ihrer technischen Ausge-
staltung und Flächenausdehnung einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Die hierdurch 
verursachten Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes sind vor-
rangig zu vermeiden und, soweit dies nicht möglich ist, durch geeignete Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen zu kompensieren. Gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG erfolgt die Entscheidung 
über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz im Rahmen der Bauleitplanung. Gemäß § 1a 
Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Die Ermittlung und Bewertung der zu erwartenden Eingriffe sowie des erforderlichen Kom-
pensationsumfangs erfolgen nach den in Niedersachsen anerkannten naturschutzfachli-
chen Bewertungsverfahren. Für die Eingriffs- und Ausgleichsbewertung werden insbeson-
dere die für die Bauleitplanung entwickelten bzw. aktualisierten Kompensationsgrundsätze 
nach 7ÅEÖEÅШыΞΜΜΣьШј ċƣƨƖƚĦőƨƣǍŉċĦőũŔĦőĲŰШcŔŰƽĲŔƚĲШǍƨƖШ ŰƽĲŰĬƨŰŊШĬĲƖШEŔŰŊƖŔŉŉƚƖĲŊĲр
ũƨŰŊШŔŰШĬĲƖШ7ċƨũĲŔƣƓũċŰƨŰŊљШƚŸƽŔĲШĬŔĲШјcŔŰƽĲŔƚĲШŉƬƖШĲŔŰĲŰШŰċƣƨƖƻĲƖƣƖęŊũŔĦőĲŰШ ƨƚĤċƨШƻŸŰШ
Freiflächen-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲŰљШы xÑШĲƣШċũЮШΞΜΞΟь zugrunde gelegt. Die detaillierte Ein-
griffsbilanzierung einschließlich der Beschreibung der Vermeidungs-, Minderungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen ist im Umweltbericht (Kapitel B) 3.2) dargestellt.  

Nach den Ergebnissen des Umweltberichts sind Ausgleichsmaßnahmen für die Schutzgüter 
Arten und Lebensräume , Boden sowie Landschaftsbild  erforderlich. Hierzu werden im 
Bebauungsplan die Maßnahmenflächen M1  und M2 festgesetzt. Die Beschreibung der ein-
zelnen Maßnahmen erfolgt im nachfolgenden Teilkapitel. 

Der Eingriff in das Schutzgut Boden wird zunächst durch die Extensivierung der bislang in-
tensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen innerhalb der Sondergebietsflächen minimiert . 
Der verbleibende erforderliche Kompensationsumfang  von 34.527 m² wird vollständig in-
nerhalb des Geltungsbereichs erbracht, mit einer Überkompensation von  27.791 m². 
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 Der Ausgleich artenschutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen, insbesondere für Feld-
lerche und Ortolan, erfolgt unabhängig von der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
nach § 44 BNatSchG über vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) (vgl. Ka-
pitel 7.5.3 der Begründung).  

 

6.8.2 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (M1 und M2) 

Zur Kompensation der erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Arten und Lebens-
räume, Boden sowie Landschaftsbild werden die Maßnahmenflächen M1 und M2 festge-
setzt. Die Herstellungs- und Pflegemaßnahmen sind ergänzend im Umweltbericht (Kapi-
tel B, Abschnitt 3.3.2) beschrieben. 

Maßnahmenflächen M1 - Flächen zur Entwicklung von artenreichem Extensivgrünland 

Auf den Maßnahmenflächen M1 (bestehend aus den Teilflächen M1.1 bis M1.5) erfolgt die 
Entwicklung artenreichen Extensivgrünlands mit blütenreichen Saumstrukturen und offe-
nen Rohbodenbereichen. Die Flächen dienen als Puffer zu den bestehenden Gehölzbestän-
den und tragen durch die Extensivierung zur Förderung der Biodiversität, zur Schaffung von 
Lebensräumen für heimische Tier- und Pflanzenarten sowie zum Schutz der Bodenfunktio-
nen bei. Das Maßnahmenkonzept wurde aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB) 
übernommen. Dies gilt auch für die Vorgaben zur Pflege und Bewirtschaftung der Flächen, 
insbesondere zur Berücksichtigung der Brut- und Aufzuchtzeiten bodenbrütender Vogelar-
ten. 

Maßnahmenflächen M2 - Flächen zur Bepflanzung mit einer mind. 3-reihigen Hecke 

Die Maßnahmenflächen M2 (bestehend aus den Teilflächen M2.1 bis M2.3) dienen der Ent-
wicklung standortgerechter, mehrreihiger Hecken mit begleitenden Saumstrukturen. Sie 
dienen der landschaftsgerechten Einbindung der Freiflächenphotovoltaikanlage und kom-
pensieren die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. Gleichzeitig fördern sie die Bio-
topvernetzung und tragen zur Aufwertung der Schutzgüter Boden sowie Arten und Lebens-
räume bei. Durch die abschnittsweise Ausführung als drei- bzw. vierreihige Hecke wird eine 
naturnahe Gestaltung erreicht. 

Bei der räumlichen Anordnung und Ausgestaltung der Hecken wurden die Empfehlungen 
des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags berücksichtigt. So werden angrenzende Offen-
landbereiche erhalten und auf die Pflanzung hochwüchsiger Gehölze verzichtet, um Kulis-
senwirkungen und damit verbundene Verdrängungseffekte für Offenlandarten, insbeson-
dere die Feldlerche, zu vermeiden. 

Allgemeine Vorgaben 

Zur Sicherung der Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahmen werden ergänzende Festsetzun-
gen zur zulässigen Nutzung sowie zur Entwicklung, Pflege und Unterhaltung der Maßnah-
menflächen getroffen. Während der Betriebsdauer der Freiflächenphotovoltaikanlage 
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 dienen die Maßnahmenflächen ausschließlich dem Arten- und Biotopschutz. Die festge-
setzten Ausgleichsmaßnahmen sind spätestens ein Jahr nach Errichtung der Modultische 
umzusetzen und während der Dauer des Eingriffs zu erhalten. 

6.9 Immissionsschutz , Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  

Von Freiflächenphotovoltaikanlagen können anlagen- und betriebsbedingt sowohl Lichtre-
flexionen (Blendwirkungen) als auch Geräuschemissionen ausgehen. Geräusche werden 
insbesondere durch technische Einrichtungen wie Trafostationen, Wechselrichter oder Bat-
teriespeicher verursacht. Potenzielle Blendwirkungen können durch Reflexionen des Son-
nenlichts an den Moduloberflächen entstehen. 

Erhebliche Geräuschimmissionen sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. Batteriespei-
cher, die je nach Größe und Abstand zu schutzbedürftigen Nutzungen eine relevante Schall-
quelle darstellen können, sind im Bebauungsplan ausschließlich im südlichen Bereich des 
nordwestlichen Sondergebiets SO1 in einer Entfernung von mehr als 1.000 m zur nächstge-
legenen Wohnbebauung zulässig. Weitergehende immissionsschutzrechtliche Festsetzun-
gen zum Schutz vor Geräuschen sind daher nicht erforderlich. 

Aufgrund der unmittelbaren Nähe der Freiflächenphotovoltaikanlage zur Kreisstraße K 99 
kommt der Vermeidung möglicher Blendwirkungen eine besondere Bedeutung zu. Zur Beur-
teilung möglicher Auswirkungen auf den Straßenverkehr wurde ein Blendgutachten erstellt 
(Verfasser: Solwerk GmbH; Stand 14.08.2026). Nach den gutachterlichen Ergebnissen sind 
keine relevanten Blendwirkungen zu erwarten. Hierzu trägt insbesondere die südliche Aus-
richtung der Modulreihen bei. Die festgesetzten Heckenpflanzungen entlang der nördlichen 
und östlichen Plangebietsgrenzen entfalten nach ihrer Etablierung eine zusätzliche Ab-
schirmwirkung und tragen langfristig zu einer weiteren Reduzierung potenzieller Blendwir-
kungen bei. 

Zur Sicherstellung eines immissionsschutzfachlich verträglichen Anlagenbetriebs wird vor-
sorglich festgesetzt, dass Blendwirkungen auf die Kreisstraße K 99 durch geeignete Maß-
nahmen, wie beispielsweise eine angepasste Modulanordnung, den Einsatz reflexionsmin-
dernder Moduloberflächen oder sonstiger Blendschutzmaßnahmen (z. B. Blendschutzmat-
ten), zu vermeiden sind. (Vermeidungsmaßnahme V5.3) 

6.10 Örtliche Bauvorschriften/ Gestaltungsregelungen  

Die örtlichen Bauvorschriften werden gemäß § 84 Abs. 3 NBauO zur Sicherung eines land-
schaftsverträglichen Erscheinungsbildes der Freiflächenphotovoltaikanlage erlassen. Sie 
ergänzen die grünordnerischen Festsetzungen und dienen insbesondere der Vermeidung 
und Minderung nachteiliger Auswirkungen auf das Landschaftsbild. (Vermeidungsmaßnah-
men V5.4 und V5.5) 
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 6.10.1 Gestaltung der Gebäude  

Die für den Betrieb der Frei-
flächenphotovoltaikanlage 

erforderlichen Technikge-
bäude (z. B. Trafostationen 
oder Batteriespeichercontai-
ner) weisen in der Regel nur 
geringe Gebäudeabmessun-
gen auf. Dennoch können 
insbesondere auffällige Farb-
gebung oder stark reflektie-
rende Oberflächen das Land-
schaftsbild beeinträchtigen. 
Daher werden grell leuch-
tende Farben sowie glänzend 
reflektierende Materialien für 
die Dach- und Fassadenge-
staltung ausgeschlossen. 
Stattdessen wird die Verwen-
dung gedeckter, natürlicher 
Farbtöne empfohlen (vgl. Ab-
bildung 14), um eine mög-
lichst harmonische Einbin-
dung in die umgebende Land-
schaft zu erreichen. Dach- 
und Fassadenbegrünungen 
bleiben als Beitrag zur ökolo-
gischen Aufwertung und ge-
stalterischen Einbindung 
ausdrücklich zulässig. 

6.10.2 Einfriedungen  

Aus Gründen des Anlagen- und Objektschutzes ist eine Einfriedung der Freiflächenphoto-
voltaikanlage erforderlich. Um ihre optische Wirkung möglichst gering zu halten, wird eine 
offene und blickdurchlässige Gestaltung, beispielsweise als Stabgitter- oder Maschen-
drahtzaun, festgesetzt. Auf Stacheldraht wird aus Gründen des Landschaftsbildes sowie 
des Artenschutzes verzichtet. Die zulässige Höhe von maximal 2,50 m einschließlich 
Übersteigschutz berücksichtigt sowohl die Anforderungen an die Anlagensicherheit als 
auch die Belange des Landschaftsbildes. Ergänzende Anforderungen an die Durchlässigkeit 
für Kleinsäuger werden über die grünordnerischen Festsetzungen geregelt. 

Abbildung 14: Beispiel einer Trafo-Station (Quelle: EE-Plan GmbH) 
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Abbildung 15: Beispiel Einfriedung einer FF-PVA (Foto: EE-Plan GmbH) 

6.10.3 Werbeanlagen und Informationstafeln  

Werbliche Anlagen sind für Freiflächenphotovoltaikanlagen städtebaulich nicht erforderlich 
und können das Landschaftsbild beeinträchtigen. Daher wird die Zulässigkeit auf eine Infor-
mationstafel mit Angaben zum Vorhaben beschränkt. Um zusätzliche visuelle Beeinträchti-
gungen sowie Störungen der Tierwelt zu vermeiden, ist eine Beleuchtung der Informations-
tafel ausgeschlossen. Temporäre Bautafeln bleiben während der Bauphase zulässig und 
sind nach Abschluss der Bauarbeiten zu entfernen. 

6.10.4 Masten  

Masten für Einrichtungen der Sicherheitsüberwachung sind aus Gründen des Anlagen- und 
Objektschutzes zulässig. Zur Begrenzung ihrer Fernwirkung und zur Vermeidung zusätzli-
cher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes wird ihre Höhe auf maximal 8,0 m über der 
natürlichen Geländeoberfläche beschränkt. 

6.11 Städtebaulicher Vertrag  

Weitere Planungsvorgaben, die nicht auf Grundlage des § 9 Abs. 1 BauGB festgesetzt wer-
den können, jedoch als maßgebend zur Durchführung des Projekts erachtet werden, wer-
den über einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde Parsau und Projektträger 
verbindlich vereinbart. Der Vertrag enthält im Wesentlichen folgende Inhalte: 

- Übernahme der Planungs- und Erschließungskosten durch Projektträger, 
- Verpflichtung zur Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen sowie von arten-

schutzrechtlichen Maßnahmen, insbesondere CEF-Maßnahmen für die Feldlerche 
und Ortolan, 
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 - Rückbauverpflichtung nach Ende der Nutzung inkl. Rückbaubürgschaft, 
- Klausel zur Übernahme der vertraglichen Verpflichtungen für Rechtsnachfolger, 
- Haftung. 

6.12 Flächenausweisung  

Geltungsbereich  GESAMT 559.918 m² 100,0 % 

ÉŸŰĬĲƖŊĲĤŔĲƣƚŉũęĦőĲШÉ§ШјSolarparkљ GESAMT  481.382 m² 86,0% 

Baugrenze (eingefriedete Bereiche)  474.564 m²  

SO1 184.253 m²  

SO2 132.139 m²  

SO3 55.799 m²  

SO4 109.191 m²  

Verkehrsflächen GESAMT  10.553 m²  1,9 % 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung т Bestand 
("Am Bahnhof") 

 10.428 m²  
 

Verkehrsfläche Privat (Zufahrten т Planung) 125 m²  

Grünflächen  GESAMT  67.972 m² 12,1 % 

Pflanzerhalt  5.670 m²  1,0 % 

Ausgleich (M1 + M2)  62.318 m²  11,1 % 

M1            55.834 m²   

M1.1   4.767 m²   

M1.2  10.715 m²   

M1.3 7.096 m²   

M1.4 829 m²   

M1.5 32.427 m²   

M2     6.483 m²   

M2.1 2.608 m²   

M2.2 3.000 m²   

M2.3        875 m²   
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7 .  W e s e n t l i c h e  A u s w i r k u n g e n  d e r  P l a n u n g  u n d  A b w ä g u n g e n  

Die Ausweisung der Sondergebietsflächen wirkt sich auf verschiedene öffentliche und pri-
vate Belange aus. Gemäß § 2a Satz 1 Nr. 2 BauGB sind in der Begründung die wesentlichen 
Auswirkungen des Bauleitplans darzulegen. Diese können sowohl positive als auch nach-
teilige Wirkungen entfalten und sind bei der Aufstellung des Bebauungsplans unter Berück-
sichtigung der Belange nach § 1 Abs. 4 bis 6 BauGB gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen. 

Die Belange des Umweltschutzes werden darüber hinaus im Rahmen der Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB gesondert im Umweltbericht (vgl. Teil B)) ermittelt  und bewertet; 
dessen Ergebnisse sind ebenfalls in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Vorrangiger Belang der erneuerbaren Energien in der Abwägung 

Gemäß § 2 EEG liegen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien im überragenden öffentlichen Interesse  und dienen der öffentlichen Sicher-
heit . Bis zu einer nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung sind erneuerbare Energien 
als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen  einzu-
stellen. Dieser gesetzgeberischen Wertentscheidung wird bei den nachfolgenden Abwägun-
gen Rechnung getragen. 

7.1 Auswirkungen auf die Belange der Raumordnung  

Die Planung berührt Ziele und Grundsätze der Raumordnung des Landes-Raumordnungs-
programms Niedersachsen (LROP) sowie des Regionalen Raumordnungsprogramms 
(RROP) des Regionalverbands Braunschweig. Die Vereinbarkeit der Planung mit den berühr-
ten Belangen ist in Kapitel 4.1 ausführlich dargestellt. Im Ergebnis stehen der Planung keine 
raumordnerischen Ziele entgegen. Die berührten Grundsätze und Vorbehaltsgebiete wur-
den in die planerische Abwägung eingestellt und unter Berücksichtigung der besonderen 
Bedeutung des Ausbaus erneuerbarer Energien bewertet. Die wesentlichen Auswirkungen 
und Abwägungsentscheidungen werden nachfolgend zusammenfassend dargestellt. 

7.1.1 Vorranggebiet Trinkwassergewinnung  (LROP/ RROP) 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorranggebiets für die Trinkwassergewinnung. Durch 
die Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage sind jedoch keine erheblichen Beeinträch-
tigungen der Qualität oder Quantität des Grundwasservorkommens zu erwarten. Im Gegen-
teil führt die Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung während der Betriebs-
dauer der Anlage zu einer Reduzierung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinträgen. Dar-
über hinaus bleiben die Versickerungsfähigkeit des Bodens aufgrund der nur geringen Neu-
versiegelung sowie die natürlichen Bodenfunktionen weitgehend erhalten. Insgesamt ist da-
her von einer positiven Wirkung auf den Grundwasser- und Bodenschutz auszugehen. Die 
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 Belange der Trinkwassergewinnung werden durch die Planung nicht beeinträchtigt und ste-
hen dem Vorhaben nicht entgegen. 

7.1.2 Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung Sand  (RROP) 

Mit der Planung wird ein Teilbereich eines als Rohstoffsicherungsgebiet 2. Ordnung ausge-
wiesenen Vorbehaltsgebiets für die Rohstoffgewinnung (Sand) überlagert. Im Gegensatz zu 
Vorranggebieten sind Vorbehaltsgebiete einer planerischen Abwägung zugänglich. Eine ak-
tuelle Abbauberechtigung oder konkrete Planung zur Rohstoffgewinnung besteht für den be-
troffenen Bereich derzeit nicht. Nach Angaben des Landesamtes für Bergbau, Energie und 
Geologie (LBEG) dient das Vorbehaltsgebiet der langfristigen Sicherung regional bedeutsa-
mer Rohstoffvorkommen und soll unter anderem die Rohstoffversorgung für den Ausbau der 
Bundesautobahn A 39 sicherstellen. Die Planung nimmt jedoch lediglich einen Teil des aus-
gewiesenen Vorbehaltsgebiets in Anspruch, sodass weitere Flächen weiterhin für eine mög-
liche zukünftige Rohstoffgewinnung zur Verfügung stehen. Zudem hat die Gemeinde eine 
zeitliche Begrenzung der zulässigen Nutzung der Freiflächenphotovoltaikanlage auf 30 Jahre 
nach Inbetriebnahme festgelegt. Durch die entsprechenden Festsetzungen des Bebauungs-
plans ist sichergestellt, dass die Fläche nach Ablauf der festgesetzten Nutzungsdauer wie-
der für andere Nutzungen, einschließlich einer möglichen Rohstoffgewinnung, zur Verfü-
gung steht. Unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses am Ausbau erneuerbarer 
Energien wird die befristete Inanspruchnahme eines Teilbereichs des Vorbehaltsgebiets da-
her als vertretbar bewertet. Die Belange der Rohstoffsicherung werden insgesamt aus Sicht 
der Gemeinde nicht erheblich beeinträchtigt. 

7.1.3 Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft (aufgrund besonderer Funktio-
nen der Landwirtschaft  & aufgrund des hohen, natürlichen, standortge-
bundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials)  (RROP) 

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb eines im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP 2008) festgelegten Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft aufgrund besonderer 
Funktionen. Der südliche Randbereich überlagert zudem ein Vorbehaltsgebiet für die Land-
wirtschaft aufgrund des hohen natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Er-
tragspotenzials, das im Entwurf des RROP 2025 nicht mehr enthalten ist. Im Gegensatz zu 
Vorranggebieten sind Vorbehaltsgebiete einer planerischen Abwägung zugänglich. Da im 
Gemeindegebiet Parsau die für Freiflächenphotovoltaikanlagen grundsätzlich geeigneten 
Flächen überwiegend als Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft ausgewiesen sind, ist eine voll-
ständige Vermeidung der Inanspruchnahme entsprechender Flächen faktisch kaum mög-
lich. Die Gemeinde hat die landwirtschaftlichen Belange daher im Rahmen einer standort-
bezogenen Abwägung umfassend berücksichtigt. Ausschlaggebend waren insbesondere 
die vergleichsweise geringe Ertragsfähigkeit der Böden (Bodenzahlen 16 bis 25), die über-
wiegend ungünstige bodenkundliche Feuchtestufe sowie die Lage innerhalb eines landwirt-
schaftlich benachteiligten Gebiets. Mit der Niedersächsischen Freiflächensolaranlagenver-
ordnung (NFSVO) vom 27. August 2021 wurden diese benachteiligten Gebiete nach § 37c 
Abs. 2 EEG ausdrücklich für Freiflächenphotovoltaikanlagen geöffnet. Zudem werden die 
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 bestehenden Beregnungsleitungen im Zuge der Planung gesichert und in ihrer Funktion er-
halten. Unter Berücksichtigung der zeitlich begrenzten Nutzung der Flächen, der vorgesehe-
nen extensiven Flächenbewirtschaftung sowie des überragenden öffentlichen Interesses 
am Ausbau erneuerbarer Energien wird die Inanspruchnahme der Flächen im vorliegenden 
Fall als vertretbar bewertet. Die Planung steht den Belangen der Vorbehaltsgebiete Land-
wirtschaft daher nicht entgegen. Die Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Nutzung so-
wie deren Abwägung werden ergänzend in Kapitel 7.7.1 dargestellt. 

7.1.4 Vorbehaltsgebiet e Wald  und  Erholung (RROP) 

Südwestlich des Plangebiets grenzt im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) ein 
festgelegtes Vorbehaltsgebiet Wald an. Der im RROP genannte Orientierungswert von 
100 m zum Waldrand wird unterschritten. Hierbei handelt es sich jedoch um einen Grund-
satz der Raumordnung, der im Rahmen der planerischen Abwägung zu berücksichtigen ist. 
Unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten wird ein Abstand von 35 m zum Vorbe-
haltsgebiet mit Modulen und technischen Gebäuden als ausreichend erachtet (vgl. Kapitel 
4.1.1 und 7.7.2 der Begründung). Da von Einfriedungen keine Gefährdung ausgeht, dürfen 
diese im Abstand von 26 m errichtet werden. Erhebliche Beeinträchtigungen der Waldfunk-
tionen, der Waldrandbereiche oder des Brandschutzes sind daher nicht zu erwarten. Die 
Planung steht den Belangen des Vorbehaltsgebiets Wald nicht entgegen. 

Ein Teil der südwestlich angrenzenden Waldfläche ist zugleich als Vorbehaltsgebiet Erho-
lung festgelegt. Im angrenzenden Bereich befinden sich jedoch keine erholungsrelevanten 
Infrastrukturen oder Einrichtungen, insbesondere keine Wegebeziehungen, Aussichts-
punkte oder sonstigen Erholungseinrichtungen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Erho-
lungsfunktion sind daher nicht zu erwarten. Die Planung steht auch den Belangen des Vor-
behaltsgebiets Erholung nicht entgegen. 

7.2 Auswirkungen auf die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung  

Die Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage leistet einen wesentlichen Beitrag zum 
Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel. Das Vorhaben unterstützt die Ziele 
des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG), insbesondere die schrittweise Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen und die Erreichung der Treibhausgasneutralität. Gleichzeitig trägt 
die Planung zur Umsetzung der Ziele des Niedersächsischen Klimagesetzes (NKlimaG) bei, 
wonach der Ausbau erneuerbarer Energien einen wesentlichen Baustein für eine klimaneut-
rale Energieversorgung darstellt. 

Klimaschutz 

Durch die Erzeugung von Solarstrom wird die Nutzung fossiler Energieträger reduziert und 
die regionale Energieversorgung mit erneuerbaren Energien gestärkt. Die erzeugte elektri-
sche Energie kann in das öffentliche Stromnetz eingespeist werden und trägt zur Verringe-
rung von Treibhausgasemissionen sowie zur Erreichung der nationalen und internationalen 
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 Klimaschutzziele bei. Darüber hinaus stärkt die dezentrale Energieerzeugung die Versor-
gungssicherheit und reduziert die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. 

Klimaanpassung 

Neben den positiven Auswirkungen auf den Klimaschutz trägt die Planung auch zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels bei. Durch die Umwandlung bisher intensiv genutzter 
Ackerflächen in artenreiches Extensivgrünland sowie die Entwicklung von Hecken- und 
Saumstrukturen werden die Biodiversität und die Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme ge-
genüber den Folgen des Klimawandels gestärkt. Die dauerhaft begrünten Flächen tragen zu-
dem zu einem ausgeglichenen Wasserhaushalt bei und mindern die Gefahr von Bodenero-
sion. Dies ist insbesondere im Hinblick auf zunehmende Starkregenereignisse relevant. Die 
Hinweiskarte Starkregengefahren des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz (MU) weist insbesondere im nordöstlichen sowie im westlichen und süd-
westlichen Bereich im Umfeld der vorhandenen Gräben potenzielle Überflutungsbereiche 
von etwa 60 cm aus. Diese örtlichen Gegebenheiten sind bei der Anordnung baulicher Anla-
gen zu berücksichtigen, insbesondere um empfindliche bzw. überflutungsgefährdete Anla-
gen möglichst sicher zu positionieren. Die kleinflächige Versiegelung durch Nebengebäude 
führt lediglich zu lokalen Veränderungen des Abflusses. Insgesamt sind gegenüber der bis-
herigen Ackernutzung positive Auswirkungen auf den Oberflächenabfluss zu erwarten.  

Die Maßnahmen des Grünordnungskonzepts leisten zugleich einen Beitrag zur Umsetzung 
der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt 2030 (NBS 2030), die neben dem Schutz 
und der Förderung der biologischen Vielfalt auch ein wichtiges Instrument zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels darstellt. 

Insgesamt stehen die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung der Planung 
nicht entgegen. Vielmehr leistet das Vorhaben einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung 
der klima- und energiepolitischen Ziele auf Bundes- und Landesebene und unterstützt zu-
gleich die Entwicklung klimaresilienter Landschaftsräume. 

7.3 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn - und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn - und Arbeitsbevölkerung   

7.3.1 Allgemeine Sicherheitsbelange  

Von der geplanten Freiflächenphotovoltaikanlage sind unter Berücksichtigung der vorgese-
henen Schutzmaßnahmen keine erheblichen Beeinträchtigungen der allgemeinen Sicher-
heit oder der öffentlichen Ordnung zu erwarten. Die Sondergebietsflächen werden vollstän-
dig eingefriedet, sodass ein unbefugtes Betreten der Anlagen und der Zugang zu stromfüh-
renden Anlagenteilen verhindert werden. 

Auch eine erhöhte Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen im 
Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. j BauGB ist nicht erkennbar. Besondere Gefahrenpotenzi-
ale, die über das übliche Maß vergleichbarer technischer Anlagen hinausgehen, bestehen 
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht. 
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 7.3.2 Immissionsschutzfachliche Belange  

Freiflächenphotovoltaikanlagen sind immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen. Nach § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind sie jedoch so 
zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen nach dem Stand der 
Technik verhindert werden. Die immissionsschutzfachlichen Belange wurden im Rahmen 
der Bauleitplanung geprüft und bewertet; eine schutzgutbezogene Betrachtung erfolgt er-
gänzend im Umweltbericht (Teil B, Kapitel 2.8). Nach den vorliegenden Erkenntnissen ste-
hen immissionsschutzrechtliche Belange der Planung nicht entgegen. Soweit erforderlich, 
wurden entsprechende Festsetzungen zur Vermeidung getroffen.  

Blendwirkungen  

Blendwirkungen können durch Reflexionen des Sonnenlichts an den Moduloberflächen ent-
stehen und grundsätzlich sowohl Verkehrsteilnehmer als auch benachbarte Nutzungen be-
einträchtigen. 

Für die umliegenden Siedlungsbereiche  sind erhebliche Blendwirkungen nicht zu erwar-
ten. Maßgeblich hierfür sind die Lage der Immissionsorte zu den nach Süden ausgerichteten 
Modulflächen, die großen Abstände zu den Siedlungsbereichen, das weitgehend ebene Ge-
lände sowie die vorhandenen Ortsrandeingrünungen und weitere Gehölzbestände. Eine Be-
einträchtigung schutzbedürftiger Nutzungen kann daher ausgeschlossen werden. 

Besondere Bedeutung kommt der unmittelbar nördlich angrenzenden Kreisstraße K 99 zu. 
Die möglichen Blendwirkungen wurden im Rahmen eines gesonderten Blendgutachtens un-
tersucht (Verfasser: Solwerk GmbH; Stand 14.08.2026). Danach treten insbesondere auf-
grund der Südausrichtung der Module keine relevanten Blendungen auf. Ergänzend tragen 
die festgesetzten Heckenpflanzungen entlang der nördlichen und östlichen Plangebiets-
grenzen nach ihrer Etablierung zu einer weiteren Reduzierung potenzieller Blendwirkungen 
bei. 

Zur Sicherstellung eines immissionsschutzrechtlich verträglichen Anlagenbetriebs wurde 
eine entsprechende Festsetzung zur Vermeidung von Blendwirkungen auf die Kreisstraße 
K 99 in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Lärm 

Durch das Vorhaben sind nach aktuellem Planungsstand keine erheblichen Geräu-
schimmissionen zu erwarten. Die Photovoltaikmodule selbst werden geräuschlos betrie-
ben. Geräusche können insbesondere von technischen Einrichtungen wie Trafostationen, 
Wechselrichtern oder Batteriespeichern ausgehen. 

Trafostationen und Wechselrichter befinden sich in einer Entfernung von deutlich mehr als 
350 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung. Batteriespeicher sind ausschließlich innerhalb 
der hierfür festgesetzten Flächen zulässig und halten einen Abstand von mehr als 1 km zur 
nächstgelegenen Wohnbebauung ein. Aufgrund dieser großen Abstände ist nach aktuellem 
Kenntnisstand nicht von erheblichen Geräuschimmissionen auszugehen. Eine 
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 abschließende Beurteilung der Geräuschimmissionen durch die Batteriespeicher ist jedoch 
erst möglich, wenn deren genaue Anzahl, Anordnung und technische Ausführung festste-
hen. Der Nachweis der Einhaltung der maßgeblichen immissionsschutzrechtlichen Anfor-
derungen ist daher im Zuge des Bauantrags für den Batteriespeicher vorzulegen. 

Auch durch Wartungs-, Pflege- und Kontrollfahrten sind keine erheblichen zusätzlichen Ge-
räuschbelastungen zu erwarten. Aufgrund der gegenüber der bisherigen intensiven land-
wirtschaftlichen Nutzung deutlich geringeren Fahrbewegungen ist insgesamt vielmehr von 
einer Reduzierung der verkehrsbedingten Geräuschimmissionen auszugehen. 

Feldemissionen  

Nach aktuellem Wissensstand treten elektromagnetische Felder oder Strahlungen, wie z. B. 
bei Handys oder Mobilfunkanlagen, bei Photovoltaikanlagen nicht auf, wodurch auch keine 
nachteiligen Auswirkungen auf den Menschen zu erwarten sind. 

7.3.3 Brandschutztechnische Belange  

Die brandschutztechnischen Belange wurden im Rahmen der Planung frühzeitig berück-
sichtigt. Für die Freiflächenphotovoltaikanlage einschließlich der Batteriespeicher wurde 
bereits ein standortbezogenes Brandschutzkonzept erstellt (Brandschutzbüro Tegtmeier | 
Inh. Martin Sonnenberg, Stand: 26.11.2025). Das Brandschutzkonzept stuft das Brandge-
fährdungspotenzial der Anlage insgesamt als sehr gering ein. Eine gesonderte örtliche 
Löschwasserbevorratung, beispielsweise durch Hydranten oder Löschwasserbehälter in-
nerhalb bzw. unmittelbar an der Anlage, ist daher nach den Ergebnissen des mit dem Brand-
schutzprüfer des Landkreises Gifhorn abgestimmten Brandschutzkonzepts nicht erforder-
lich. Dem Brandschutz wird konstruktionsbedingt Rechenschaft getragen. Der erforderliche 
Grundschutz wird durch die Gemeinde im Rahmen der örtlichen Löschwasserversorgung 
sichergestellt. Die Brandbekämpfung kann im Bedarfsfall insbesondere über das von der 
Feuerwehr mitgeführte Löschwasser erfolgen. Im Ort Parsau stehen darüber hinaus leis-
tungsfähige Unterflurhydranten zur Verfügung. Die nächstgelegenen Hydranten an der 
Bahnhofstraße befinden sich in einer Entfernung von etwa 390 m bzw. 500 m zur Anlage und 
weisen nach Angaben des Wasserverbandes Vorsfelde und Umgebung eine Leistungsfähig-
keit von etwa 48 m³/h bzw. 96 m³/h auf. 

Das Brandschutzkonzept wird im Zuge der weiteren Planung und bei Feststehen des finalen 
Anlagendesigns erforderlichenfalls fortgeschrieben und mit den zuständigen Stellen abge-
stimmt.  

7.3.4 Kampfmittelbelastungen  

Auch im Hinblick auf mögliche Kampfmittelbelastungen bestehen nach derzeitigem Kennt-
nisstand keine Sicherheitsbedenken. Für das Plangebiet wurde durch den Kampfmittelbe-
seitigungsdienst des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN) eine Luftbildauswertung durchgeführt. Mit Ergebnis vom 06.12.2023 wur-
den keine Hinweise auf Kampfmittel festgestellt. Weitere Sondierungs- oder 
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 Räummaßnahmen sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht erforderlich. Für den Fall, 
dass während der Bauausführung dennoch Kampfmittel oder entsprechende Verdachtsmo-
mente festgestellt werden, wird auf die gesetzlichen Verhaltenspflichten in den textlichen 
Hinweisen zum Bebauungsplan verwiesen. 

7.4 Auswirkungen auf die Belange des Denkmalschutzes  

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb des Plangebiets keine Bau- oder Boden-
denkmäler bekannt. Auswirkungen auf denkmalgeschützte Objekte oder sonstige kulturge-
schichtlich bedeutsame Sachgüter sind daher nicht zu erwarten. 

Unabhängig hiervon besteht die Möglichkeit, dass im Zuge der Erdarbeiten bislang unbe-
kannte Bodendenkmäler oder archäologische Funde zutage treten. In diesem Fall sind die 
Bestimmungen des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG), insbesondere 
die Anzeigepflichten bei Bodenfunden, zu beachten. Hierauf wird in den textlichen Hinwei-
sen zum Bebauungsplan hingewiesen. Weitergehende Festsetzungen zum Denkmalschutz 
sind daher nicht erforderlich. 

7.5 Auswirkungen auf  die Belange des Umweltschutzes einschließlich  Natur-
schutz und Landschaftspflege  

Die Auswirkungen der Planung auf Natur, Landschaft und Umwelt wurden im Rahmen der 
Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ermittelt, beschrieben und bewertet. Die Ergeb-
nisse sind im Umweltbericht (Teil B) der Begründung) ausführlich dargelegt, weshalb im De-
tail auf die Ausführungen im Umweltbericht verwiesen wird .  

7.5.1 Wirkfaktoren  

Betrachtet wurden die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen der Freiflächen-
photovoltaikanlage einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen, aus welchen die vorge-
sehenen Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen abgeleitet wurden. Die 
wesentlichen Umweltauswirkungen betreffen vorrangig die Schutzgüter Arten und Lebens-
räume, Boden sowie Landschaftsbild. Darüber hinaus wurden Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Mensch, Wasser, Klima/Luft sowie Kultur- und Sachgüter geprüft.  

Baubedingt  sind vor allem vorübergehende Beeinträchtigungen durch Baustellenverkehr, 
Lärm- und Staubemissionen, temporäre Flächeninanspruchnahmen sowie Bodenverdich-
tungen und Erdarbeiten möglich. Diese Auswirkungen sind zeitlich auf die Bauphase be-
grenzt. 

Anlagebedingt  ergeben sich insbesondere Auswirkungen durch die technische Überprä-
gung bisher landwirtschaftlich genutzter Offenlandflächen. Betroffen sind vor allem das 
Landschaftsbild sowie die Schutzgüter Boden und Arten und Lebensräume. Die Eingriffe be-
schränken sich im Wesentlichen auf die eingezäunten Anlagenflächen. Darüber hinaus kön-
nen im Umfeld der Anlage Blendwirkungen durch Reflexionen der Solarmodule auftreten. 
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 Betriebsbedingt  entstehen lediglich geringe Umweltauswirkungen. Diese beschränken 
sich auf gelegentliche Wartungs-, Pflege- und Kontrollarbeiten sowie Lärmemissionen 
durch technische Anlagen und ggf. Lichtemissionen durch Beleuchtung. Erhebliche stoffli-
che Einträge oder sonstige relevante Umweltauswirkungen sind bei ordnungsgemäßem Be-
trieb nicht zu erwarten. 

Demgegenüber stehen zahlreiche positive  Wirkungen . Durch die Umwandlung intensiv ge-
nutzter Ackerflächen in extensiv genutztes Grünland innerhalb und außerhalb der Sonder-
gebiete sowie die Entwicklung von Hecken- und Saumstrukturen werden Lebensräume auf-
gewertet und die Biodiversität gefördert. Gleichzeitig verbessern sich die Bodenfunktionen 
und der Wasserhaushalt durch den Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel sowie die 
weitgehende Erhaltung der Versickerungsfähigkeit. Darüber hinaus leistet das Vorhaben 
durch die Erzeugung erneuerbarer Energien einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und 
zur regionalen Energiewende. 

Nach den Ergebnissen der Umweltprüfung können die mit dem Vorhaben verbundenen Be-
einträchtigungen unter Berücksichtigung der getroffenen Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen (vgl. nachfolgendes Kapitel) auf ein nicht erhebliches Maß reduziert 
werden. Die positiven Wirkungen auf die Schutzgüter Klima, Biodiversität sowie Boden und 
Wasserhaushalt überwiegen die verbleibenden Beeinträchtigungen. Die Umweltbelange 
stehen der Planung daher insgesamt nicht entgegen. 

7.5.2 Vermeidungs - und Ausgleichsmaßnahmen  

Zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der mit der Planung verbundenen Um-
weltauswirkungen werden verschiedene Maßnahmen vorgesehen. Soweit diese planungs-
rechtlich festsetzbar sind, werden sie als Festsetzungen in den Bebauungsplan übernom-
men. Maßnahmen, die auf Grundlage des Baugesetzbuchs nicht festgesetzt werden kön-
nen, werden ergänzend über einen städtebaulichen Vertrag (sbV) zwischen der Gemeinde 
und dem Vorhabenträger gesichert.  

Die nachfolgende Übersicht ordnet diese den jeweiligen Umweltauswirkungen bzw. Konflik-
ten zu. Soweit Maßnahmen zugleich der Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
stände dienen, wird ergänzend auf die entsprechende Maßnahme des Artenschutzfachbei-
trags (AFB; A-V*) verwiesen. Die Maßnahmen sind in den Kapiteln 6.6 und 6.7 der Begrün-
dung (Teil A)) sowie im Kapitel 3 des Umweltberichts (Teil B)) ausführlich beschrieben. 

Vermeidung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden - und (Grund-)Wasser 

Versiegelung 
- V1.1 Begrenzung der zulässigen Grundfläche/ Versiegelung 
- V1.2 Verwendung von Ramm- oder Schraubprofilen zur Gründung der Module 
- V1.3 Errichtung von Verkehrsflächen in versickerungsfähiger Form 
- V1.4 Flächenhafte Versickerung des Niederschlagswasser 
- V1.5 Mindestabstände zwischen den Modulreihen 
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 - V1.6 Mindestabstand zwischen Modulunterkante und Oberboden 
- V1.7 Mindestabstand bei Montage zwischen einzelnen Modulen 

Bodenumlagerung/-durchmischung/ -verdichtung 
- V2.1 Erhalt des natürlichen Geländeverlaufs 
- V2.2 Sorgfältiger Umgang mit Oberboden sowie Rekultivierung  
- V2.3 Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtungen während der Bauphase 

Stoffeinträge 
- V3.1 Sicherer Umgang mit Betriebsstoffen (Öl, Kraftstoff) 
- V3.2 Zeitnahe Entfernung beschädigter Module 
- V3.3 Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
- V3.4 Verzicht auf chemische Reinigungsmittel zur Modulpflege 
- V3.5 Anforderungen an in den Boden eingebrachte Gründungsbauteile 
- V3.6 Anforderungen für den Einsatz von Öltransformatoren 

Vermeidung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, Bi-
ologische Vielfalt und Landschaft  

Allgemein 
- V4.1 Entwicklung eines Extensivgrünlands innerhalb der Sondergebietsflächen 
- V4.2 Verwendung gebietsheimischen Saat- und Pflanzguts 
- V4.3 Erhalt vorhandener Gehölzbestände (entspricht A-V4 des AFBs) 
- V4.4 Erhalt der Durchlässigkeit für Wildtiere durch kleintierdurchlässige Einfriedun-

gen und Wildtierkorridore (entspricht A-V6 des AFBs) 
- V4.5 Neupflanzung von Gehölzen (vgl. M2) 

Visuelle Beeinträchtigungen 
- V5.1 Verzicht auf eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage (entspricht A-V3 des AFBs) 
- V5.2 Verwendung insektenverträglicher Leuchtmittel bei zwingend erforderlicher Au-

ßenbeleuchtung 
- V5.3 Vermeidung von Blendwirkungen durch Solarmodule 
- V5.4 Begrenzung der Anlagenhöhe sowie gestalterische Vorgaben für Gebäude und 

Einfriedungen 
- V5.5 Ausschluss von Werbeanlagen 
- V5.6 Vollständiger Rückbau der Anlage nach Aufgabe der Nutzung 

Lärmemissionen 
- V6 Positionierung lärmemittierender Anlagen mit größtmöglichem Abstand zur 

Wohnbebauung 

Flächeninanspruchnahme 
- V7 Begrenzung der überbaubaren Flächen und Erhalt ökologisch sensibler Bereiche 

(entspricht A-V4 des AFBs) 
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 Artenschutzrechtliche Konflikte gemäß Artenschutzfachbeitrag (AFB) 
- A-V1 Ökologische Baubegleitung (ÖBB)  
- A-V2 Bauzeitenregelung (Baufeldfreimachung und Durchführung der Bauarbeiten) 

sowie spezielle Vorkehrungen, sofern die Baufeldfreimachung und der Bau innerhalb 
des Zeitraums Anfang März bis Mitte Oktober erfolgt, Pflegezeiträume; mit A-V2.1; A-
V2.2 und A-V2.3 

- A-V3 Keine dauerhafte Beleuchtung der Anlage; Insektenverträgliche Leuchtmittel 
bei notwendiger Außenbeleuchtung (vgl. V5.1 und V5.2) 

- A-V4 Erhalt von Gehölzbeständen, Einplanung von Pufferzonen/ Baubeschränkungs-
zonen (vgl. V4.3 und V7) 

- A-V5 Verzicht auf Gehölzpflanzungen zu Offenlandbereichen (Ausnahme Ostseite) 
- A-V6 Kleintierdurchlässige Einfriedung (vgl. V4.4) 
- A-V7 Entwicklung eines artenreichen Grünlands in den Randbereichen und den Puf-

ferzonen zu Gehölzbeständen (vgl. Maßnahmenflächen M1) 

Maßnahmen zum Ausgleich nicht vermeidbarer Beeinträchtigungen 
- M1 Entwicklung eines artenreichen Extensivgrünlands auf den in der Planzeichnung 

festgesetzten Maßnahmenflächen 
- M2 Entwicklung einer mindestens dreireihigen Feldhecke auf den in der Planzeich-

nung festgesetzten Maßnahmenflächen 

7.5.3 Belange des besonderen Artenschutz es 

Die Anforderungen des besonderen Artenschutzrechts gemäß § 44 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) sind unabhängig von der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und der 
Umweltprüfung zu berücksichtigen. Während die Umweltprüfung die voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen der Planung bewertet, dient das besondere Artenschutz-
recht dem Schutz der besonders und streng geschützten Arten sowie ihrer Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten. Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände sind grundsätzlich auf 
Ebene des Zulassungs- bzw. Vollzugsverfahrens zu beachten, wirken jedoch bereits auf die 
Bauleitplanung ein. Die Gemeinde hat im Rahmen der Bauleitplanung prognostisch zu be-
urteilen, ob der Vollzug des Bebauungsplans voraussichtlich an artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen scheitern würde. 

Zur Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange wurde daher ein gesonderter Arten-
schutzfachbeitrag erstellt (AFB, kliP & klaR | Stadt- und Umweltplanung | Inh. M. Theiner; 
Stand Mai 2026). Nach den Ergebnissen des Artenschutzfachbeitrags können unter Berück-
sichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Sicherung 
ökologischen Funktionalität (CEF) Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG vermie-
den werden. Die Vollziehbarkeit des Bebauungsplans ist unter Berücksichtigung arten-
schutzrechtlicher Anforderungen demnach gewährleistet.  
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 Maßnahmen zur Vermeidung 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände werden die im Artenschutz-
fachbeitrag beschriebenen Maßnahmen umgesetzt. Soweit planungsrechtlich möglich, 
wurden diese in den Bebauungsplan übernommen; im Übrigen erfolgt ihre Sicherung über 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen Gemeinde und Projektträger. Eine Übersicht ent-
hält vorstehendes Kapitel 7.5.2 (A-V*); die ausführliche Beschreibung erfolgt im Umweltbe-
richt und kann vollumfänglich dem AFB entnommen werden. 

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
(CEF-Maßnahmen) 

Für den voraussichtlichen Verlust des Lebensraums von insgesamt 15 Brutpaaren der Feld-
lerche  sind 5,25 ha Optimalhabitat bereitzustellen. Aufgrund der bislang nur begrenzt ver-
fügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Besiedlung von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen durch den Ortolan  wird vorsorglich auch der potenzielle Verlust des Lebensraums ei-
nes Brutpaares dieser Art berücksichtigt. Eine gesonderte CEF-Maßnahme ist hierfür jedoch 
nicht erforderlich, da die für die Feldlerche vorgesehenen CEF-Maßnahmen zugleich den 
vorsorglich berücksichtigten Lebensraumverlust des Ortolans kompensieren. Von den Maß-
nahmen profitieren darüber hinaus auch Grauammer, Rebhuhn und Wachtel, für die im 
Rahmen des Artenschutzfachbeitrags kein Lebensraumverlust festgestellt wurde. 

Die CEF-Maßnahmen dienen der Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionali-
tät der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten und werden aufgrund ihrer besonderen 
fachlichen Anforderungen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans umge-
setzt. Die Herstellung erfolgt auf Teilflächen der Flurstücke 39 und 70, Flur 21, Gemarkung 
Parsau. Die Lage der Flächen ist in Abbildung 16 dargestellt; die Eignung wurde mit der Un-
teren Naturschutzbehörde des Landkreises Gifhorn abgestimmt.  

 
Abbildung 16: Lageplan CEF-Flächen 
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 Aktuelle wissenschaftliche Untersuchungen belegen, dass extensiv bewirtschaftete Freiflä-
chenphotovoltaikanlagen die Biodiversität gegenüber einer intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung nachweislich erhöhen und Lebensräume zahlreicher Tier- und Pflanzenarten auf-
werten können (u. a. Tröltzsch & Neuling 2013; Badelt et al. 2020; Strohmaier & Kuhn 2023; 
BGHPlan 2024; Peschel & Peschel 2025). Für verschiedene Offenlandarten, insbesondere 
die Feldlerche, wurden dabei teilweise stabile oder sogar zunehmende Bestände innerhalb 
geeigneter Anlagen nachgewiesen. Die Ergebnisse sind jedoch standort- und bewirtschaf-
tungsabhängig. Hinsichtlich des Ortolans liegen bislang nur wenige belastbare Untersu-
chungen vor, weshalb dessen potenzieller Lebensraumverlust vorsorglich durch die für die 
Feldlerche vorgesehenen CEF-Maßnahmen berücksichtigt wird. 

Vor diesem Hintergrund wird dem Vorhabenträger die Möglichkeit eingeräumt, in den ersten 
fünf Betriebsjahren ein freiwilliges Monitoring durchzuführen. Hierdurch kann überprüft 
werden, ob sich innerhalb des Solarparks eine stabile Population von Feldlerche und Orto-
lan etabliert. Wird dieser Nachweis erbracht, können die externen CEF-Maßnahmen ent-
sprechend reduziert oder vollständig aufgehoben werden. 

Aus gutachterlicher Sicht ist hierbei nicht der exakte Nachweis einer bestimmten Anzahl von 
Brutpaaren entscheidend, da die Revierdichten natürlichen Populationsschwankungen so-
wie den jeweiligen Bewirtschaftungs- und Witterungsbedingungen unterliegen. Maßgeblich 
ist vielmehr der Nachweis einer stabilen lokalen Population. Aufgrund der zum Zeitpunkt der 
Bestandserfassung besonders günstigen Ausgangssituation mit Brachflächen und Kartof-
felanbau wird gutachterlich ein Nachweis von 10 Brutpaaren der Feldlerche als ausreichend 
angesehen. Entsprechend der Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Land-
kreises Gifhorn ist für eine vollständige Aufhebung der externen CEF-Maßnahmen jedoch 
der Nachweis von 15 Brutpaaren erforderlich. Wird vor Errichtung der Freiflächenphotovol-
taikanlage eine erneute Bestandserfassung durchgeführt, sind deren Ergebnisse für die Be-
messung der erforderlichen CEF-Maßnahmen maßgeblich. Werden geringere Brutpaarzah-
len nachgewiesen, können die externen CEF-Maßnahmen anteilig reduziert werden. Die Kar-
tierergebnisse sind der Unteren Naturschutzbehörde in Text und Plan vorzulegen. 

Die Anforderungen an die Durchführung des Monitorings sowie die fachlichen Bewertungs-
kriterien sind im Artenschutzfachbeitrag und im Umweltbericht (Kapitel 6.2) beschrieben. 

7.6 Auswirkungen auf die Belange der Wasserwirtschaft  

Am südlichen Rand des Plangebiets verläuft mit der Schwarzen Riehe (Helertgraben) ein Ge-
wässer III. Ordnung. Darüber hinaus befinden sich nördlich und westlich des Plangebiets 
zeitweise trockenfallende Gräben. Für diese wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
seitens der zuständigen Wasserbehörde keine besonderen Anforderungen oder Schutzab-
stände benannt, sodass sich hieraus kein zusätzlicher Regelungsbedarf für den Bebauungs-
plan ergibt. Unabhängig hiervon werden auch zu diesen Gräben Abstände eingehalten, in-
dem in den ökologisch sensiblen Randbereichen Maßnahmenflächen festgesetzt werden. 
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 Für die Schwarze Riehe wurde hingegen auf die wasserrechtlichen Anforderungen an den 
Gewässerrandstreifen hingewiesen. 

Die Belange des Gewässerschutzes und der Gewässerunterhaltung wurden entsprechend 
in der Planung berücksichtigt. Der gemäß § 58 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) er-
forderliche Gewässerrandstreifen von 3 m entlang der Schwarzen Riehe wurde nachricht-
lich in die Planung übernommen und wird durch die Festsetzung der Baugrenze von bauli-
chen Anlagen freigehalten. Hierdurch bleibt zugleich die Zugänglichkeit des Gewässers für 
erforderliche Unterhaltungsmaßnahmen dauerhaft gewährleistet. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Oberflächengewässer oder den Wasserhaushalt sind auf-
grund der geringen Neuversiegelung sowie der überwiegend wasserdurchlässigen Ausfüh-
rung der Anlage nicht zu erwarten. Durch den Wegfall der intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung können sich vielmehr positive Auswirkungen auf die Gewässer sowie den Wasser-
haushalt ergeben, insbesondere durch den Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
sowie die Entwicklung einer dauerhaften Vegetationsdecke. Die Belange der Wasserwirt-
schaft werden damit ausreichend berücksichtigt und stehen der Planung nicht entgegen. 

7.7 Auswirkungen auf die Belange der Land- und Forstwirtschaft  sowie Jagd 

Die Planung führt zu einer zeitlich begrenzten Änderung der derzeitigen Flächennutzung. Be-
troffen sind insbesondere die landwirtschaftliche Nutzung der bislang ackerbaulich bewirt-
schafteten Flächen sowie weitere im Plangebiet oder dessen Umfeld ausgeübte Nutzungen. 
Hierzu zählen die angrenzende forstwirtschaftliche Nutzung sowie die jagdliche Nutzung 
des Landschaftsraums. 

7.7.1 Landwirtschaft , Bodenschutzklausel  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. 
Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. 
Diese Belange wurden im Rahmen der Standortwahl und der planerischen Abwägung um-
fassend berücksichtigt. Die gemäß § 1a Abs. 2 BauGB geforderte Prüfung der Möglichkeiten 
der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung sowie sonstiger Maßnah-
men der Innenentwicklung ist grundsätzlich Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung 
(Flächennutzungsplan). Für Freiflächenphotovoltaikanlagen kommen aufgrund ihres groß-
flächigen Flächenbedarfs und der besonderen Standortanforderungen regelmäßig nur 
Standorte außerhalb der Siedlungsbereiche in Betracht. Die zur Verfügung stehenden In-
nenbereichspotenzialflächen sollen zudem anderen städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahmen wie z. B. dem Wohnungsbau und der Gewerbeentwicklung vorbehalten sein. 

Auch die Gemeinde verfolgt generell das Ziel, Photovoltaikanlagen vorrangig auf bereits ver-
siegelten Flächen und Dachflächen zu errichten. Im Einklang mit den fachlichen Empfeh-
lungen des Umweltbundesamtes (UBA, 2025) und des Bundesamtes für Naturschutz (BfN, 
2024) wird jedoch davon ausgegangen, dass die Ausbauziele für erneuerbare Energien allein 
durch Dachanlagen nicht erreicht werden können. Insbesondere im ländlichen Raum 
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 stehen geeignete versiegelte Flächen und Dachflächen nicht in ausreichendem Umfang zur 
Verfügung. Darüber hinaus stehen der Nutzung entsprechender Flächen teilweise komplexe 
Eigentumsverhältnisse und erhebliche bürokratische bzw. organisatorische Hürden entge-
gen. Ergänzend ist daher die Entwicklung geeigneter Freiflächenstandorte erforderlich. 

Der gewählte Standort weist hierfür günstige Voraussetzungen auf. Die Flächen verfügen mit 
Bodenzahlen zwischen 16 und 25 über eine geringe landwirtschaftliche Ertragsfähigkeit und 
weisen überwiegend eine für die landwirtschaftliche Nutzung ungünstige bodenkundliche 
Feuchtestufe 1 auf. Darüber hinaus liegen sie innerhalb eines landwirtschaftlich benachtei-
ligten Gebiets und weisen keine besonders hochwertigen Biotopstrukturen oder Schutzge-
biete auf. Gleichzeitig besteht eine gute Anbindung an das vorhandene Wegenetz, sodass 
keine zusätzlichen Erschließungsanlagen erforderlich werden. Die weitergehende raumord-
nerische Abwägung der landwirtschaftlichen Belange ist Kapitel 7.1.3 zu entnehmen. 

Die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage wurde im Zuge der Alternativenprüfung eben-
falls betrachtet. Aufgrund der geringen Ertragsfähigkeit der Böden sowie der höheren tech-
nischen und wirtschaftlichen Anforderungen sowie der Möglichkeit, die Flächen durch eine 
extensive Pflege der Anlage weiterhin landwirtschaftlich zu nutzenwird für den vorliegenden 
Standort eine klassische Freiflächenphotovoltaikanlage jedoch als zweckmäßiger erachtet. 

Die Gemeinde hat darüber hinaus auf eine Ausgestaltung der Freiflächenphotovoltaikan-
lage geachtet, die eine fortdauernde landwirtschaftliche Mitnutzung der Flächen ermög-
licht. Die erforderliche Flächenpflege kann beispielsweise durch regelmäßige Mahd mit 
Mahdgutabfuhr oder eine extensive Beweidung, etwa mit Schafen, erfolgen. Dadurch ver-
bleiben die Flächen in einer landwirtschaftlich geprägten Nutzung.  

Die Gemeinde hat dem Belang der Landwirtschaft ebenfalls dahingehend Rechnung getra-
gen, dass auf eine ökologische Ausgestaltung der PV-Anlage geachtet wird, und somit die 
Flächeninanspruchnahme weiterer landwirtschaftlichen Nutzflächen durch zusätzlich er-
forderliche Ausgleichsmaßnahmen vermieden werden kann. Darüber hinaus zählt die 
Stromerzeugung aus Freiflächenphotovoltaikanlagen neben der Windenergie zu den flä-
cheneffizientesten Formen der erneuerbaren Energieerzeugung. Im Vergleich zum Anbau 
nachwachsender Rohstoffe zur Energiegewinnung kann auf gleicher Fläche ein deutlich hö-
herer Energieertrag erzielt werden. Nach Angaben des Umweltbundesamtes wird für die Er-
zeugung der gleichen Energiemenge durch Energiepflanzen ein Vielfaches der Fläche benö-
tigt (UBA, 2025). Auch dieser Aspekt wurde im Rahmen der Abwägung berücksichtigt. 

Abschließend fließt in die Abwägungsentscheidung mit ein, dass es sich um keine dauerhaf-
ten Anlagen handelt, der Boden wird nicht flächenhaft und dauerhaft versiegelt und die Fol-
genutzung nach Rückbau der ModƨũĲШŔƚƣШŔůШüƨŊĲШĬĲƚШ7ĲĤċƨƨŰŊƚƓũċŰƚШċũƚШј[ũęĦőĲШŉƬƖШĬŔĲШ
xċŰĬƽŔƖƣƚĦőċŉƣљШŉĲƚƣŊĲƚĲƣǍƣЮШ?ŔĲШÂé-Nutzung wirkt sich durch das festgesetzte Pflegekon-
zept positiv auf den Boden aus, da Düngeeinträge und regelmäßige Bearbeitung des Bodens 
für einen Zeitraum von ca. 30 Jahren ausbleiben. Dadurch kann sich der Boden regenerie-
ren. Oberboden wird durch die PV-Nutzung nicht abgetragen, das Ursprungsgelände bleibt 
erhalten.  
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 Unter Berücksichtigung der besonderen Bedeutung erneuerbarer Energien gemäß § 2 EEG, 
der Standortvorteile, der vergleichsweise geringen Ertragsfähigkeit der Böden sowie der nur 
zeitweisen Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen gelangt die Gemeinde zu dem 
Ergebnis, dass die Belange der erneuerbaren Energieerzeugung im vorliegenden Fall über-
wiegen. Den Belangen der Landwirtschaft wurde im Rahmen der planerischen Abwägung 
gleichzeitig angemessen Rechnung getragen. Die Inanspruchnahme der Flächen wird daher 
insgesamt als städtebaulich vertretbar bewertet. 

7.7.2 Forstwirtschaft  

Südwestlich und südöstlich des Plangebiets grenzen Waldflächen an. Die südwestlich an-
grenzenden Waldflächen sind im LROP und RROP teilweise als Vorbehaltsgebiet Wald aus-
gewiesen. Die Planung greift nicht in die Waldflächen ein, d.h. es erfolgt keine Waldum-
wandlung. Mögliche Auswirkungen beschränken sich auf die angrenzenden Waldrandberei-
che sowie die forstwirtschaftliche Nutzung der benachbarten Waldflächen. 

Für die als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewiesenen Waldflächen (vgl. Abbildung 17) wird der 
in der Flächennutzungsplanänderung der Samtgemeinde Brome vorgesehene Waldabstand 
von 35 m eingehalten. Für die übrigen, nicht als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewiesenen 
Waldflächen wird ein Abstand von mindestens 30 m zu den maßgeblichen baulichen Anla-
gen (Module, Trafostationen, Speicheranlagen etc.) eingehalten. Diese Abstände beziehen 
sich ausschließlich auf Module und Technikgebäude. Für die Einfriedungen bestehen keine 
Vorgaben, weshalb diese bis zu einem Abstand von 26 m zum Waldrand errichtet werden 
dürfen. 

Aus Sicht der Gemeinde ist im vorliegenden Fall ein Abstand von 30 m zu den übrigen, nicht 
als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewiese-
nen Waldflächen ausreichend. In der 
FNP-Änderung wurde dieser Belang zu-
dem auf die nachfolgende Ebene der 
Bebauungsplanung verlagert, auf der 
die konkrete örtliche Situation detaillier-
ter betrachtet wird. Bei den südöstlich 
sowie den südwestlich (Teilfläche Flur-
stück 33) unmittelbar angrenzenden 
Waldflächen handelt es sich überwie-
gend um Laubwaldbestände mit nur 
sehr geringem Anteil an Nadelgehölzen. 
Die den Abstandsempfehlungen zu-
grunde liegenden besonderen Gefähr-
dungsmerkmale von Kiefernbeständen 

sind am vorliegenden Standort daher nicht gegeben. Unter Berücksichtigung der konkreten 
örtlichen Verhältnisse und der bestehenden Waldbestände wird ein Abstand von 30 m als 

Abbildung 17: Auszug LROP 2008 mit Vorbehaltsgebieten Wald 
(hellgrün) sowie Geltungsbereich des Bebauungsplans (blau 
umrandet); nicht maßstabsgetreu. 



Gemeinde Parsau BEGRÜNDUNG 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 72 | 202 

 sachgerecht und ausreichend erachtet. Dieser wurde zudem im Vorfeld mit der zuständigen 
Forstbehörde abgestimmt (EE-Plan GmbH, Vorentwurf). 

Auch hinsichtlich der Brandgefährdung bestehen keine Anhaltspunkte für ein erhöhtes Ri-
siko. Nach dem Brandschutzkonzept ist das Brandgefährdungspotenzial der Freiflächen-
Photovoltaikanlage insgesamt als sehr gering einzustufen. Relevante Brandlasten bestehen 
insbesondere durch die Kompaktstationen und Batteriespeicher, die für die Feuerwehr un-
mittelbar erreichbar angeordnet werden (Brandschutzbüro Tegtmeier, 2025). 

Der Waldabstand wird durch die Festsetzung der Baugrenzen sichergestellt (35 m zu Vorbe-
haltsgebieten Wald, 30 m zu den übrigen Waldflächen). Die Einfriedung kann diesen Ab-
stand unterschreiten, da von ihr keinerlei Gefährdungspotenzial ausgeht, hält jedoch einen 
Mindestabstand von 26 m ein. Hierdurch verbleiben ausreichend breite Pufferbereiche zwi-
schen Wald und Einfriedung, die sowohl als Rückzugs- und Wanderkorridor für Wildtiere 
dienen als auch die Bewirtschaftung der angrenzenden Waldflächen nicht zusätzlich ein-
schränken. Diese Flächen werden durch die Umwandlung bisher intensiv genutzter Acker-
flächen in artenreiches Extensivgrünland ökologisch aufgewertet. Hierdurch entstehen na-
turnahe Übergangsbereiche, die sich auch positiv auf das angrenzende Waldökosystem 
auswirken. 

Ergänzend wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass innerhalb der Baumfallzone 
der angrenzenden Gehölzbestände, die sich aus der jeweiligen Baumhöhe ergibt, insbeson-
dere bei Sturmereignissen mit Schäden durch umstürzende Bäume oder herabfallende Äste 
zu rechnen ist. Hieraus können gegenüber den Eigentümerinnen und Eigentümern der an-
grenzenden Waldflächen keine Entschädigungs- oder Schadensersatzansprüche hergelei-
tet werden. Sollten sich bei der Bewirtschaftung der angrenzenden Waldflächen oder Ge-
hölzbestände Erschwernisse ergeben, beispielsweise im Rahmen erforderlicher Baumfäll-
arbeiten, sind die entsprechenden Maßnahmen zwischen den betroffenen Grundstücksei-
gentümern und der Betreibergesellschaft der Freiflächenphotovoltaikanlage abzustimmen. 

7.7.3 Jagd 

Die Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage und die damit verbundene Einfriedung 
führen zu Einschränkungen der bisherigen jagdlichen Nutzung des Plangebiets. Darüber 
hinaus kann die Einfriedung Wanderbewegungen von Wildtieren beeinflussen und Wechsel-
beziehungen zwischen einzelnen Lebensräumen einschränken. Die Gemeinde ist sich da-
her bewusst, dass die Inanspruchnahme bislang jagdlich genutzter Flächen zu unge-
wünschten Nutzungskonflikten führen kann. Im Rahmen der planerischen Abwägung wurde 
daher berücksichtigt, dass die Auswirkungen auf die Jagdausübung durch die vorgesehenen 
Vermeidungsmaßnahmen auf ein vertretbares Maß reduziert werden können. Die Planung 
orientiert ƚŔĦőШĬċĤĲŔШċŰШĬĲŰШEůƓŉĲőũƨŰŊĲŰШĬĲƚШ?ĲƨƣƚĦőĲŰШsċŊĬƻĲƖĤċŰĬƚШы?séьШјìŔũĬƣŔĲƖƻĲƖр
trägliche Freiflächen-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲŰљ (2025), insbesondere hinsichtlich der Berück-
sichtigung von Wildtierkorridoren, ausreichend dimensionierter Pufferbereiche sowie einer 
wildtierdurchlässigen Einfriedung. 
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 Zur Vermeidung und Minimierung dieser Auswirkungen werden im Bebauungsplan verschie-
dene Maßnahmen umgesetzt. Hierzu zählen insbesondere zwei durchschnittlich  20 m breite 
Wildtierkorridore in Nord-Süd- bzw. Ost-West-Richtung, die von einer Einfriedung freigehal-
ten werden und weiterhin einen Wildwechsel ermöglichen. Darüber hinaus wird zu den süd-
westlich und südöstlich angrenzenden Waldflächen mit der Einfriedung ein Abstand von 
mindestens 26 m eingehalten (vgl. vorangehendes Kapitel zu Waldabständen). Die hier-
durch entstehenden Pufferbereiche dienen als Rückzugsräume und Wanderkorridore für 
Wildtiere. Die Einfriedung wird zudem mit einem Abstand von mindestens 15 cm zwischen 
Zaununterkante und Geländeoberfläche ausgeführt, sodass sie für Kleinsäuger sowie mit-
telgroße Wildtiere durchlässig bleibt und Zerschneidungswirkungen minimiert werden. 

Ungeachtet der Einschränkungen innerhalb der eingezäunten Anlagenflächen bleibt das 
Umfeld der Freiflächenphotovoltaikanlage weiterhin jagdlich nutzbar. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand führt die Einfriedung der Anlage zudem nicht dazu, dass die Sondergebiets-
flächen als befriedeter Bezirk im Sinne des § 9 Niedersächsisches Jagdgesetz (NJagdG) gel-
ten. Maßnahmen des Wildmanagements können daher т soweit erforderlich т auch inner-
halb der Anlagenflächen im Einzelfall in Abstimmung mit dem Grundstückseigentümer bzw. 
Betreiber sowie unter Beachtung der geltenden jagd- und sicherheitsrechtlichen Bestim-
mungen durchgeführt werden. Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen so-
wie der besonderen Bedeutung des Ausbaus erneuerbarer Energien gelangt die Gemeinde 
zu dem Ergebnis, dass die Einschränkungen der Jagdausübung im vorliegenden Fall vertret-
bar sind und die Belange der Jagd im Rahmen der planerischen Abwägung angemessen be-
rücksichtigt wurden. 

7.8 Auswirkungen auf die Belange der Ver- und Entsorgung 

Die Planung berührt bestehende Leitungsinfrastrukturen innerhalb des Plangebiets. Hierzu 
zählen eine 20-kV-Mittelspannungsfreileitung der LandE GmbH (Betrieb: LSW Netz GmbH & 
Co. KG) sowie Beregnungsleitungen des Beregnungsverbands Parsau. Die Leitungen wer-
den durch entsprechende Festsetzungen und Schutzstreifen dauerhaft gesichert. Die von 
den jeweiligen Leitungsbetreibern formulierten Anforderungen wurden ergänzend als textli-
che Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. Hierdurch bleiben die Leitungen für Be-
trieb, Wartung, Instandhaltung sowie gegebenenfalls erforderliche Erneuerungsmaßnah-
men dauerhaft zugänglich und die Belange der Leitungsbetreiber werden ausreichend be-
rücksichtigt. 

Ein Anschluss an die öffentliche Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung ist aufgrund der 
Art der Nutzung nicht erforderlich. Ebenso sind keine Anschlüsse an Gas-, Fernwärme- oder 
Telekommunikationsnetze erforderlich. Der Anschluss an das öffentliche Stromnetz erfolgt 
über eine Erdverkabelung zu dem geplanten Umspannwerk Neuferchau. 

Mit der Einspeisung des erzeugten Solarstroms leistet das Vorhaben einen Beitrag zur regi-
onalen Energieversorgung sowie zum Ausbau erneuerbarer Energien. Gleichzeitig wird die 
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 Abhängigkeit von fossilen Energieträgern reduziert und die Energiewende auf kommunaler 
und regionaler Ebene unterstützt. 

Die Nutzung als Freiflächenphotovoltaikanlage ist zeitlich begrenzt. Nach Aufgabe der Nut-
zung sind sämtliche baulichen und technischen Anlagen einschließlich der Fundamente 
und Einfriedungen vollständig zurückzubauen sowie ordnungsgemäß zu verwerten oder zu 
entsorgen. Auch während der Bauphase ist eine geordnete Entsorgung der anfallenden Ab-
fälle sicherzustellen. 

7.9 Auswirkungen auf die Belange des Verkehrs 

Die Haupterschließung der Freiflächenphotovoltaikanlage erfolgt über den bestehenden 
ìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљЯШĬĲƖШĬċƚШÂũċŰŊĲĤŔĲƣШŔŰШ§ƚƣ-West-Richtung durchquert. Er bleibt in sei-
nem Bestand erhalten, wird nicht eingefriedet und steht weiterhin der land- und forstwirt-
schaftlichen Nutzung sowie der Erholungsnutzung als Spazierweg uneingeschränkt zur Ver-
fügung. Die Anbindung der einzelnen Anlagenbereiche erfolgt über das vorhandene Wege-
netz, sodass keine zusätzlichen Straßen oder Erschließungsanlagen erforderlich sind. Der 
Abstand der Freiflächenphotovoltaikanlage von etwa 5 bis 10 m zum Weg ermöglicht die 
Entwicklung blütenreicher Saumstrukturen, die den Wegeverlauf auch für die Erholungsnut-
zung gestalterisch aufwerten. 

Während der Bauphase ist aufgrund der Anlieferung von Baumaterialien und der Errichtung 
der Anlage vorübergehend mit einem erhöhten Verkehrsaufkommen auf den bestehenden 
Straßen und Wirtschaftswegen zu rechnen. Nach Abschluss der Bauarbeiten beschränkt 
sich die Nutzung des Wegenetzes auf gelegentliche Wartungs-, Pflege- und Kontrollfahrten. 
Ein planungsbedingter Mehrverkehr ist während des Anlagenbetriebs nicht zu erwarten. 
Gleichzeitig reduziert sich der landwirtschaftliche Verkehr, da die bisherige Ackernutzung 
entfällt.  

Kreisstraße K99 

Eine Erschließung über die nördlich verlaufende Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) ist für 
den Anlagenbetrieb nicht vorgesehen. Lediglich während der Bauphase kann eine tempo-
räre Baustellenzufahrt über die K 99 erforderlich werden. Hierfür kann eine zeitlich befristete 
Sondernutzungserlaubnis erteilt werden, die nach Vorabstimmung mit dem Landkreis Gif-
horn (Fachbereich 8 т Bauwesen, Abteilung 8.2 т Kreisstraßenwesen) bereits in Aussicht ge-
stellt wurde. 

Darüber hinaus sind die straßenrechtlichen Bauverbotszonen gemäß § 24 Niedersächsi-
sches Straßengesetz (NStrG) zu berücksichtigen. Nach Vorabstimmung mit der zuständigen 
Straßenbaubehörde kann der Abstand baulicher Anlagen zum Straßengrundstück auf 10 m 
reduziert werden. Dies wird im Bebauungsplan durch die Anlage eines 5 m breiten Wiesen-
streifens (Maßnahmenfläche M1) sowie einer vorgelagerten 5 m breiten Heckenpflanzung 
(Maßnahmenfläche M2) sichergestellt. Hierdurch wird ein Abstand von insgesamt 10 m zum 
Straßengrundstück bzw. von rund 15 m zur Fahrbahnkante eingehalten. 
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 Mögliche Blendwirkungen auf Verkehrsteilnehmer der Kreisstraße K99 werden im Kapitel 6.9 
(Immissionsschutz) behandelt. Die weiteren beim Bau und Betrieb der Freiflächenphotovol-
taikanlage zu beachtenden Anforderungen des Kreisstraßenwesens sind ergänzend als text-
liche Hinweise (Ziffer 6, Teil I des Bebauungsplans) aufgenommen und im Rahmen der Um-
setzung des Vorhabens durch den Anlagenbetreiber zu beachten. 

7.10 Auswirkungen auf Eigentumsverhältnisse/ Bodenordnende Maßnahmen  

Die Grundstücke im Plangebiet befinden sich überwiegend in Privatbesitz und werden von 
den Eigentümern an die Solarbetreibergesellschaft verpachtet. Damit stehen die Flächen 
für die geplante Freiflächen-PV-Anlage zur Verfügung, ohne dass eine Änderung der Eigen-
tumsverhältnisse erforderlich ist.  

7.11 Finanzielle Auswirkungen  

Der Gemeinde Parsau entstehen durch die Bauleitplanung keine Kosten, da sich der Pro-
jektträger zur Kostenübernahme des Planverfahrens verpflichtet hat. Die Vereinbarung er-
folgt über einen gesonderten städtebaulichen Vertrag. Die Planung hat folglich keine nega-
tiven finanziellen Auswirkungen. Durch die Umsetzung der Planung und nach Anschluss der 
Anlage kann die Kommune durch eine Kommunalbeteiligung nach § 6 EEG nachhaltige und 
langfristige Einnahmen generieren.  

7.12 Abschließende Gesamtabwägung  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurden verschiedene Alternativen zur 
Ausgestaltung der Freiflächenphotovoltaikanlage geprüft und im Zuge der planerischen Ab-
wägung berücksichtigt. Hierzu zählten insbesondere unterschiedliche Anlagenkonzeptio-
nen, die Anordnung technischer Nebenanlagen, die Erschließung des Plangebiets sowie ar-
tenschutzrechtliche Lösungsansätze. Die Beschreibung und Bewertung der in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gemäß § 2 Abs. 4 BauGB i. V. m. Anlage 
1 Nr. 2d BauGB erfolgt im Umweltbericht (Teil B); Kapitel 4). 

Die Gemeinde hat hierbei die gemäß § 1 Abs. 6 BauGB für die Planung relevanten öffentli-
chen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. Berück-
sichtigt wurden insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, die Belange des 
Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Wasser-
wirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, der Wirtschaft, der Energieversorgung, der Siche-
rung von Rohstoffvorkommen sowie des Verkehrs. Darüber hinaus wurden entsprechend 
der Zielsetzung der Planung die Erfordernisse des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 
gemäß § 1a Abs. 5 BauGB sowie die Belange der Nutzung erneuerbarer Energien gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 7f BauGB besonders berücksichtigt. Im Rahmen der Abwägung wurde dem in § 2 
EEG verankerten überragenden öffentlichen Interesse am Ausbau erneuerbarer Energien 
ein besonderes Gewicht beigemessen. 
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 Insgesamt stellt die gewählte Planung einen ausgewogenen Kompromiss zwischen einer 
möglichst hohen Energieausbeute bei gleichzeitig effizienter Flächennutzung und der Mini-
mierung nachteiliger Auswirkungen auf Mensch, Natur und Landschaft dar. 

Die Gemeinde gelangt daher zu dem Ergebnis, dass die mit der Planung verbundenen Be-
einträchtigungen unter Berücksichtigung der festgesetzten Vermeidungs-, Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen vertretbar sind. Im Rahmen der planerischen Gesamtabwägung 
überwiegen die positiven Wirkungen der Planung, insbesondere für den Ausbau erneuerba-
rer Energien sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung. 
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 B) UMWELTBERICHT 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB und § 2a Satz 2 Nummer 2 BauGB  

1 .  E i n l e i t u n g  

(gem. Anlage 1 BauGB Nr. 1) 

Die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf Freiflächen verändert die Nutzung und Gestalt 
von Grundflächen und kann Auswirkungen auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts sowie das Landschaftsbild haben. Diese können sowohl positiver als auch 
nachteiliger Art sein. Nach §2 Abs.4 BauGB ist bei der Aufstellung eines Bauleitplans für die 
Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermit-
telt werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Gemäß §2a 
BauGB bildet dieser einen gesonderten Teil der Begründung. Die Erstellung und der Aufbau 
des Umweltberichts erfolgen gemäß Anlage1 zu §2 Abs.4 BauGB. Die Gemeinde legt dazu 
für den Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Be-
lange für die Abwägung erforderlich ist. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwä-
gung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Folgende Fachgutachten liegen dem Umweltbericht zugrunde: 

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag  (kliP & klaR | Stadt- und Umweltplanung | Inh. 
M. Theiner; Mai 2026) 

- Biologische Untersuchungen 2023 & 2024 mit  Faunistische m Gutachten ; inkl. 
Kartenanhang (Landschaftsökologischer Dienst, J. Kallmayer; Februar 2025) 

- Blendschutzgutachten  (Solwerk GmbH; August 2026) 
- Bodengutachten  (Gutachten zur Ermittlung der erforderlichen Rammtiefe für Stahl-

profile als Gründungselemente; ConSoGeol GmbH & Co. KG; März 2026) 
- Brandschutz konzept (Brandschutzbüro Tegtmeier; November 2025) 

 



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 78 | 202 

 1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans , ein-
schließlich Planbeschreibung mit Angaben über Standort, Art und Umfang 
sowie Bedarf an Grund und Boden 
(gemäß Anlage 1 BauGB, Nr. 1 a) 

 
Abbildung 18: Lage des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, o. M.  (© Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes 
fƬr Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), 2025; Daten geändert) 

Kurzdarstellung des Bauleitplans und seiner wichtigsten Ziele 

Der Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ soll die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer  Freiflächen -Photovoltaikanlagen (FF-PVA) mit 
einer Gesamtleistung von rund 74 MWp sowie eines Batteriespeichersystems (BESS) mit ei-
ner Gesamtkapazität von etwa 80 MWh schaffen. Das Vorhaben dient der Erzeugung und 
Zwischenspeicherung erneuerbarer Energien und leistet einen wesentlichen Beitrag zur 
Energiewende und zur Erreichung der Klimaschutzziele des Bundes und des Landes Nieder-
sachsen. Zu diesem Zweck erfolgt die Festsetzung von vier Sondergebieten gemäß §11 
Abs.2 BauNVO mit der Zweckbestimmung ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-Photovoltaikanlage". Die weiteren 
einbezogenen Flächen ohne bauliche Nutzung dienen naturschutzfachlichen Maßnah-
men. Die Nutzung ist für einen Zeitraum von 30 Jahren vorgesehen; anschließend erfolgt der 
vollständige Rückbau der Anlage und die Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nut-
zung. Der Aufstellung des Bebauungsplans liegt eine konkrete Projektanfrage zugrunde. Da-
her wird der Bebauungsplan als projektbezogener Bebauungsplan aufgestellt. 

Angaben über Standort sowie Art und Umfang an Grund und Boden  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt rund 250 m westlich des Ortsteils Parsau 
der Gemeinde Parsau (Samtgemeinde Brome, Landkreis Gifhorn) sowie rund 1 km östlich 
der Gemeinde Bergfeld (vgl. Abbildung 18). Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 
insgesamt rund 56,0 ha. Er erstreckt sich auf die Flurstücke 1, 2/1, 3, 5, 6 und 40 sowie auf 
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 Teilflächen der Flurstücke 33 und 41, sämtlich Flur 26 der Gemarkung Parsau. Die genaue 
Abgrenzung des Geltungsbereichs ist der Planzeichnung (Teil II des Bebauungsplans) zu ent-
nehmen; Art und Umfang an Grund und Boden sind in Tabelle 2 dargelegt.  

Die Flächen werden derzeit überwiegend landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Die ex-
terne Erschließung erfolgt über bestehende Wege (ƻŸŰШ§ƚƣĲŰШƬĤĲƖШĬĲŰШìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљ); 
die interne Erschließung wird über Graswege oder wasserdurchlässige Schotterwege reali-
siert. Der Netzanschluss erfolgt über ein neu zu errichtendes Umspannwerk im etwa 15 km 
entfernten Neuferchau. 

Tabelle 2: Angaben über Art und Umfang an Grund und Boden für das geplante Vorhaben 

Art  Umfang an Grund und Boden 

Geltungsbereich  
davon 

Sondergebiet  GESAMT 

Verkehrsflächen  (Bestand) 

Verkehrsflächen (Planung)  
Grünordnung GESAMT 

Pflanzerhalt 

Maßnahmenfläche 

max. überschirmte Fläche durch PV-Module 
max. versiegelte Fläche 

max. teilversiegelte Fläche 

559.918 m² 
 

481.382 m² 

10.428 m² 

125 m² 
67.972 m² 

5.670 m² 

62.318 m² 

288.829 m² 
1.200 m² 

9.000 m² 

Bedarf an Grund und Boden 

Der Bedarf an Grund und Boden ergibt sich unmittelbar aus den Planungszielen und umfasst 
die für die Errichtung und den Betrieb der Freiflächenphotovoltaikanlage erforderlichen Flä-
chen für Photovoltaikmodule, technische Nebenanlagen, Batteriespeicher sowie interne Er-
schließungs- und Verkehrsflächen.  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sind Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der 
Nachverdichtung und sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung zu berücksichtigen. Für 
Freiflächenphotovoltaikanlagen kommen aufgrund ihres Flächenbedarfs und der besonde-
ren Standortanforderungen jedoch regelmäßig Außenbereichsflächen in Betracht. Geeig-
nete Dach-, Konversions- oder sonstige bereits versiegelte Flächen stehen insbesondere im 
ländlichen Raum nicht in ausreichendem Umfang zur Verfügung, um den erforderlichen be-
schleunigten Ausbau der Photovoltaik allein auf diesen Flächen zu ermöglichen. Hinzu kom-
men teilweise komplexe Eigentumsverhältnisse und eingeschränkte Finanzierungsmöglich-
keiten. Die vorhandenen Innenbereichspotenziale sollen darüber hinaus anderen städte-
baulichen Entwicklungszielen, insbesondere der Wohn- und Gewerbeentwicklung, vorbe-
halten bleiben (vgl. Teil A) Begründung, Kapitel 7.7.1).  

Im Einklang mit den fachlichen Empfehlungen des Umweltbundesamtes (UBA, 2025) und 
des Bundesamtes für Naturschutz (BfN, 2024) ist davon auszugehen, dass die Ausbauziele 
für erneuerbare Energien allein durch Dachanlagen nicht erreicht werden können. Größere, 
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 zusammenhängende Freiflächenanlagen ermöglichen zudem eine effiziente Nutzung der 
erforderlichen Infrastruktur und sind gegenüber zahlreichen kleineren Einzelstandorten hin-
sichtlich der Flächeneffizienz vorteilhaft. Für die Realisierung des Vorhabens ist daher die 
Inanspruchnahme einer geeigneten Außenbereichsfläche erforderlich. 

Festsetzungsinhalt des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan beinhaltet nachfolgende wesentlichen Inhalte, die als Grundlage zur 
Bewertung der Umweltauswirkungen im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts die-
nen. Das Vorhaben ist im Detail unter Kapitel 5 der Begründung (Teil A)) beschrieben und 
dargestellt. 

Das Planungskonzept sieht eine Gliederung des Sondergebiets јPhotovoltaikљ in vier Teilflä-
chen vor. Die Solarmodule werden in südausgerichteten Reihen angeordnet. Im westlichen 
Bereich des Solarfeldes 1 ist ein Batteriespeicherstandort vorgesehen. Die Erschließung er-
folgt von Osten über den zentralen Erschließungsweg, von dem aus sämtliche Solarfelder 
erreicht werden können. Das Grünkonzept umfasst umlaufende Eingrünungsmaßnahmen 
mit Schwerpunkt entlang der nördlichen und östlichen Gebietsgrenzen, den Erhalt vorhan-
dener Gehölzstrukturen sowie die Freihaltung von Grünachsen als Wildtierkorridore. Zu den 
angrenzenden Waldflächen werden ausreichend Abstände eingehalten, die gleichzeitig 
ökologische Pufferfunktionen übernehmen. 

- Festgesetzte Sondergebietsflächen  (~ eingezäunte Fläche) 
SO1: 184.253 m²  (18,4 ha) 
SO2: 132.139 m²  (13,2 ha) 
SO3: 55.799 m²  (5,6 ha) 
SO4: 109.191 m²  (10,9 ha) 

- Technische Anlagen: PV-Module, Wechselrichter, Trafostationen, Batteriespei-
chersysteme (BESS). 

- Gründung der Module : Ramm- oder Schraubprofile, keine Betonfundamente 
- Maximale Höhe der Modul  und Nebenanlagen : 3,5m (Bezugspunkt: natürliches 

Gelände) 
- Reihenabstand : mind. 2,5 m 
- Mindestabstand  zwischen einzelnen Modulen : 2cm (Montageabstand) 
- Abstand Modulunterkante zum Oberboden : mind. 0,8m 
- Ausrichtung der Module : Südausrichtung 
- Von Modulen maximal überschirmte Fläche  (GRZ): 0,6  

(60,0 % der SO-Fläche; 51,6 % des Geltungsbereichs) 
- Maximal versiegelte Fläche durch Speicher/ Nebenanlagen :  

(ca. 0,25 % der SO-Fläche; 0,21 % des Geltungsbereichs) 
GR I (Trafostationen etc.): max. 800 m²  
GR III (Batteriespeicher): max. 400 m² 
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 - Maximal teilversiegelte Flächen / Verkehrsflächen : wasserdurchlässige Bauweise 
(Gras- oder Schotterwege)  
(ca. 1,9 % der SO-Fläche, 1,6 % des Geltungsbereichs) 

GR III: max. 9.000 m²  
- Zaunhöhe/ -gestaltung : max. 2,50m inkl. Übersteigschutz, Unterkante mind. 15cm 

über Boden, keine Sockel, kein Stacheldraht in Bodennähe. 
- Entwicklung bzw. Erhalt von Extensivgrünland  unter und zwischen den Modulen 

sowie in Randbereichen, autochthones Saatgut. 
- Anpflanzung einer mind. 3 -reihigen Heckenpflanzung  aus heimischen Gehölzen 

nördlich und östlich SO2, sowie östlich SO3 und westlich SO4. 
- Boden- und Grundwasserschutz : Versickerungsfähige Oberflächen, Vorgaben zur 

Vermeidung von Stoffeinträgen (z. B. keine chemischen Reinigungsmittel, keine Dün-
gung oder Pestizideinsatz, Anforderungen an Gründungsbauteile), flächenhafte Ver-
sickerung des Niederschlagswassers; Fachgerechter Umgang mit Boden gemäß den 
bodenschutzgesetzlichen Vorgaben beim Bau der Anlage. 

- Betriebsdauer : ca. 30 Jahre, das Vorhaben kann nach Ende der Nutzungsdauer rück-
standslos wieder entfernt werden, die Rückbauverpflichtung ist gesichert. 

1.2 Umweltschutzziele in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen  
(gemäß Anlage 1 BauGB, Nr. 1 b) 

Nachfolgend werden die in einschlägigen Fachgesetzen (Kapitel 1.2.1) und Fachplänen (Ka-
pitel 0) festgelegten Ziele des Umweltschutzes dargestellt, die für den Bauleitplan von Be-
deutung sind. Zudem wird erläutert, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstel-
lung des vorliegenden Bauleitplans berücksichtigt wurden. 

1.2.1 Umweltschutzziele einschlägiger  Fachgesetze 

Tabelle 3: Übersicht Umweltschutzziele einschlägiger Fachgesetze 

Fachgesetz mit Zielen des Umweltschutzes  Berücksichtigung in der  vorliegende n Planung 

Baugesetzbuch (BauGB)  

§1 Abs.5 und Abs. 6 Nr.7 BauGB verpflichten zur Be-
rücksichtigung der Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich Naturschutz, Landschaftspflege, Boden-
schutz, Klimaschutz und Klimaanpassung.  

§ 1a BauGB enthält ergänzende Vorschriften zum Um-
weltschutz, insbesondere bzgl. der Inanspruchnahme 
von Grund und Boden sowie zu Vermeidung und Aus-
gleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts. 
§ 202 BauGB besagt, dass Mutterboden, der bei der Er-
richtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei we-
sentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche 
ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen ist.  

Ā Die Belange des Umweltschutzes wurden durch 
die Durchführung einer Umweltprüfung gemäß §2 
Abs.4 BauGB berücksichtigt. Die Ergebnisse sind 
in die Abwägung eingeflossen und führten zur 
Festsetzung von Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen zum Boden- und Grundwasser-
schutz sowie zur Grünordnung. 
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Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), Nieder-
sächsisches Bodenschutzgesetz (NBodSchG) , Bun-
des-Bodenschutz - und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) 

 

Ziel: Schutz oder Wiederherstellung der Bodenfunktio-
nen, Vermeidung von schädlichen Bodenveränderun-
gen; bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträch-
tigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner 
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so 
weit wie möglich vermieden werden. 

Ā Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzun-
gen zum Bodenschutz sowie die ergänzenden ver-
traglichen Regelungen setzen die Ziele des Boden-
schutzes um. Hierzu zählen insbesondere die Ver-
meidung von Schadstoffeinträgen, sowie Maßnah-
men gegen Bodenabtrag und Bodenverdichtun-
gen. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)   

Ziel: Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Atmosphäre sowie Kultur- und Sachgütern vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei-
nigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung (§§1, 3 und 50 BImSchG). Für das Vorha-
ben relevant sind insbesondere die Vorgaben zur Ver-
meidung von Lärm- und Lichtimmissionen sowie zur 
Einhaltung der technischen Standards bei Nebenanla-
gen.  
Weitere zu berücksichtigende immissionsschutz-
fachliche Verordnungen oder Hinweise zur Durch-
führung  des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
sind hierbei:  
- die Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verord-
nung - 12. BImSchV), 

- die Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV), 

- die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(TA-Lärm), 

Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von 
Lichtimmissionen der Bund/Länder-Arbeitsgemein-
schaft für Immissionsschutz (LAI, 2012). 

Ā Die rechtlichen Vorgaben flossen in die Um-
weltprüfung ein und führten zur Festlegung geeig-
neter Vermeidungsmaßnahmen, wie beispiels-
weise die Ausrichtung der Module sowie die Posi-
tionierung der Batteriespeicheranlagen in größt-
möglicher Entfernung zu den Siedlungsflächen. 

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) sowie Nieder-
sächsisches Klimagesetz (NKlimaG)  

 

Ziel: Minderung der Treibhausgasemissionen und Errei-
chung der Treibhausgasneutralität sowie Berücksichti-
gung der Belange des Klimaschutzes bei öffentlichen 
Planungen und Entscheidungen (§§ 1, 3, 13 KSG). Das 
NKlimaG konkretisiert die Klimaschutzziele für Nieder-
sachsen und sieht insbesondere die bilanzielle De-
ckung des Energie- und Wasserstoffbedarfs durch er-
neuerbare Energien sowie den Ausbau der Stromerzeu-
gung aus Windenergie und Photovoltaik vor (§ 3 NKli-
maG). 

Ā Die Ausweisung eines Sondergebiets für Frei-
flächen-Photovoltaikanlagen unterstützt die Er-
reichung der Ziele durch den Ausbau erneuerba-
rer Energien. 
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Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. BArt-
SchVO, FFH-Richtlinie und EU-Vogelschutzrichtlinie 
sowie Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
(NNatSchG) 

 

Ziel: Erhaltung der biologischen Vielfalt, Leistungsfähig-
keit des Naturhaushalts, Schutz des Landschaftsbildes 
(§§1, 13т18, 30 BNatSchG); sowie Konkretisierung der 
bundesrechtlichen Vorgaben für das Land Niedersach-
sen, insbesondere zur Begrenzung der Versiegelung von 
Böden (§ 1a NNatSchG: Begrenzung der Neuversiege-
lung landesweit bis Ende 2030 auf unter 3 ha pro Tag 
und Beendigung bis Ende 2050); Positivliste Land-
schaftselemente (§ 5 NNatSchG); Schutz und Pflege be-
stimmter Teile von Natur und Landschaft, insbesondere 
Biotopverbund (§ 13a und § 15 NNatSchG)). Schutz eu-
roparechtlich besonders geschützter Arten. 

Ā Für das Vorhaben ist insbesondere die Eingriffs-
regelung nach den Vorgaben der §§ 13 ff. 
BNatSchG, der Biotopschutz gem. § 30 BNatSchG 
sowie die Berücksichtigung der artenschutzrecht-
lichen Belange gem. § 44 BNatSchG relevant.  

Die Eingriffsregelung wird im Zuge des vorliegen-
den Umweltberichts, der Biotopschutz durch eine 
entsprechende Biotopkartierung und den Erhalt 
von Biotopstrukturen, und der Artenschutz über 
die Erstellung eines artenschutzrechtlichen Fach-
beitrags, deren Ergebnisse ebenfalls in die vorlie-
gende Umweltprüfung übernommen werden, be-
rücksichtigt.  
Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus außer-
halb von Schutzgebieten. 

Die Versiegelung wird auf ein notwendiges Maß 
beschränkt (unter 5 %); nach Ablauf der Betriebs-
dauer von 30 Jahren, erfolgt der vollständige Rück-
bau der Anlage. 

Bundeswaldgesetz (BWaldG) sowie Niedersächsi-
sches Gesetz über den Wald und die Landschafts-
ordnung (NWaldLG) 

 

Ziel: Erhaltung des Waldes aufgrund seiner Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion sowie Sicherung seiner 
ordnungsgemäßen und nachhaltigen Bewirtschaftung 
(§ 1 BWaldG; § 1 NWaldLG). Eine Umwandlung von Wald 
in eine andere Nutzungsart ist grundsätzlich genehmi-
gungspflichtig (§ 8 NWaldLG); die Waldfunktionen sind 
bei Planungen zu berücksichtigen (§ 5 NWaldLG). 

Ā Zu sonstigen Waldflächen wird mit den Modulen 
und technischen Gebäuden ein Abstand von 30 m 
eingehalten. Es erfolgt keine Waldumwandlung. 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023)  

Ziel: Das EEG verfolgt das Ziel, die Energieversorgung 
nachhaltig zu gestalten und den Anteil erneuerbarer 
Energien am Bruttostromverbrauch deutlich zu erhö-
hen. Bis 2030 soll dieser Anteil mindestens 80% betra-
gen, bis 2035 soll die Stromerzeugung nahezu treib-
hausgasneutral erfolgen. Damit leistet das Gesetz ei-
nen zentralen Beitrag zum Klima- und Umweltschutz so-
wie zur Verringerung der Abhängigkeit von fossilen Ener-
gieträgern. 

Die Novelle des EEG aus dem Jahr 2022 und das 
EEG2023 definieren in §2 die Nutzung erneuerbarer 
Energien als überragendes öffentliches Interesse , 
das der öffentlichen Sicherheit dient. Bis zur Erreichung 
der Treibhausgasneutralität sind erneuerbare Energien 
als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägung 
einzustellen. Diese rechtliche Vorgabe ist für die Bau-
leitplanung von besonderer Bedeutung, da sie die 

Ā Die Ausweisung von Sondergebieten mit der 
üƽĲĦťĤĲƚƣŔůůƨŰŊШ ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťљШ
trägt den Zielen des EEG in hohem Maße Rech-
nung. Das Vorhaben wird gemäß §2 EEG als über-
ragendes öffentliches Interesse eingestuft und 
dient der öffentlichen Sicherheit. Die Planung un-
terstützt die nationalen und landesweiten Klima-
schutzziele und leistet einen Beitrag zur beschleu-
nigten Energiewende. 
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Abwägungsentscheidung zugunsten des Ausbaus er-
neuerbarer Energien beeinflusst. 
Darüber hinaus regelt das EEG die Förderfähigkeit von 
Flächen für Photovoltaikanlagen (§48 Abs.1 EEG). Ne-
ben Konversionsflächen und Seitenrandstreifen entlang 
von Verkehrswegen wurden die Förderkulissen zuletzt 
um innovative Konzepte wie Agri-PV, Floating-PV und 
Moor-PV erweitert. Damit wird die kombinierte Nutzung 
landwirtschaftlicher Flächen für Energieerzeugung und 
Landwirtschaft ausdrücklich unterstützt. 

Niedersächsische s Denkmalschutzgesetz  (NDSchG)  

Ziel: Schutz, Pflege und wissenschaftliche Erforschung 
von Kulturdenkmalen sowie deren Erhaltung und Schutz 
vor Beeinträchtigungen (§§ 1, 2, 6 NDSchG). Bei Erdar-
beiten sind mögliche Kulturdenkmale, insbesondere 
Bodendenkmale, zu berücksichtigen (§§ 12, 13 und 14 
NDSchG). 

Ā Im Plangebiet befinden sich keine Bau- oder Bo-
dendenkmale. Für den Fall des Auftretens archäo-
logischer Bodenfunde sind die Vorgaben des 
NDSchG zu beachten. Ein entsprechender Hin-
weis wurde in die textlichen Hinweisen zum Be-
bauungsplan aufgenommen. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie Niedersächsi-
sches Wassergesetz (NWG) 

 

Ziel: Schutz der Gewässer und Sicherung ihrer ökologi-
schen Funktionen sowie der nachhaltigen Bewirtschaf-
tung von Oberflächengewässern und Grundwasser (§§ 
1, 6 WHG). Der Wasserhaushalt ist insbesondere durch 
die Vermeidung nachteiliger Veränderungen der Grund-
wasserneubildung und des Wasserabflusses zu erhal-
ten (§ 6 WHG). Gewässerrandstreifen dienen dem 
Schutz der Gewässer vor Beeinträchtigungen (§ 38 
WHG; § 58 NWG). 

 

 

Ā Die Festsetzungen zur flächenhaften Versicke-
rung von Niederschlagswasser sowie zum Ver-
zicht auf chemische Reinigungsmittel, Düngemit-
tel und Pestizide dienen dem Schutz des Grund-
wassers und der Sicherung des natürlichen Was-
serhaushalts. Die Freihaltung des 3 m breiten Ge-
wässerrandstreifens entlang der Schwarzen 
Riehe/Helertgraben gewährleistet die Gewäs-
serunterhaltung und trägt zur Sicherung der ökolo-
gischen Funktion bei. Durch die Festsetzung ent-
sprechender Abstände zu den weiteren umliegen-
den Gräben werden zudem Beeinträchtigungen 
der Gewässer vermieden. 

 

1.2.2 Umweltschutzziele einschlägiger Fachpläne  

Für das Plangebiet sind insbesondere die umweltplanerischen Vorgaben des Landes-
Raumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP), des Regionalen Raumordnungspro-
gramms (RROP) des Regionalverbands Großraum Braunschweig sowie des Landschaftspro-
gramms Niedersachsen (LaPro 2021) relevant. Die geltenden Fassungen des LROP 2017 mit 
Änderungen 2022 und des RROP 2008 bilden die verbindliche Grundlage; die aktuellen Ent-
würfe der Fortschreibungen von LROP und RROP werden ergänzend berücksichtigt. Die Ka-
pitel 4.1 sowie 7.1 der Begründung (Teil A)) enthalten eine ausführliche Darlegung und Er-
läuterung der landes- und regionalplanerischen Planungsvorgaben sowie des darauf bezo-
genen Abwägungsprozesses der Gemeinde. Insoweit wird auf die dortigen Ausführungen 
verwiesen. 
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 Darüber hinaus wird die 53. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Brome 
berücksichtigt. Für den Landkreis Gifhorn liegt zwar ein Landschaftsrahmenplan aus dem 
Jahr 1994 vor, aufgrund seines Alters und der fehlenden Aktualität wird dieser für die vorlie-
gende Planung jedoch nicht als maßgebliche Planungsgrundlage herangezogen. Ein Land-
schaftsplan für die Samtgemeinde Brome liegt ebenfalls nicht vor. Für übergeordnete land-
schaftsplanerischen Zielsetzungen dient daher lediglich das LaPro 2021 als Grundlage. 

Tabelle 4: Übersicht Umweltschutzziele einschlägiger Fachpläne 

Fachplanung mit Zielen des Umweltschutzes  Berücksichtigung in der  vorliegende n Planung 

Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen 
(LROP 2017/2022) 

 

Ziel: Sicherung und Entwicklung des Freiraumver-
bundes  zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen sowie der Schutzgüter Boden, Wasser und biologi-
sche Vielfalt. Ausbau der Erneuerbaren Energien vor-
rangig auf versiegelten oder vorbelasteten Flächen so-
wie auf Standorte mit geringer landwirtschaftlicher Be-
deutung. Von besonderer Relevanz für das Plangebiet 
ist die Lage innerhalb eines Vorranggebiets Trinkwas-
sergewinnung . 

Ā Die Planung setzt die Zielsetzung zum Ausbau 
erneuerbarer Energien um und berücksichtigt zu-
gleich die Belange des Freiraum- und Grundwas-
serschutzes durch eine geringe Flächenversiege-
lung, die Entwicklung extensiver Grünlandflächen 
und die Reduzierung von Stoffeinträgen aus der 
Landwirtschaft. Die Durchlässigkeit des Land-
schaftsraums für Wildtiere wird durch die Gliede-
rung der Anlagenflächen sowie die entsprechende 
Gestaltung der Einfriedungen gewährleistet. 

Regionalen Raumordnungsprogramms des Regio-
nalverbands Großraum Braunschweig  (RROP 2008) 

 

Ziel: Berücksichtigung der Belange des Vorranggebiets  
Trinkwassergewinnung , der Vorbehaltsgebiete  Land-
wirtschaft  aufgrund besonderer Funktionen , Land-
wirtschaft aufgrund hohen natürlichen, standortgebun-
denen Ertragspotenzials (randlich betroffen im RROP 
2008, im Entwurf 2025 nicht mehr enthalten), Rohstoff-
gewinnung (Sand), Wald  und Erholung. Darüber hin-
aus sollen Freiraumstrukturen und die Biotopvernet-
zung erhalten und weiterentwickelt sowie der Ausbau 
erneuerbarer Energien gefördert werden. 

Ā Hinsichtlich der Belange des Freiraumschut-
zes, der Trinkwassergewinnung  und des Aus-
baus erneuerbarer Energien  wird auf die Ausfüh-
rungen zum LROP verwiesen.  

Die Belange der Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft, Rohstoffgewinnung, Wald und Erholung 
wurden in die planerische Abwägung eingestellt 
Kapitel 4.1 sowie 7.1 der Begründung (Teil A)).  

Die Inanspruchnahme des Vorbehaltsgebiets  
Landwirtschaft  wird aufgrund der geringen Er-
tragsfähigkeit der Böden sowie des Umstands, 
dass die vorhandene Beregnungsinfrastruktur er-
halten bleibt, als vertretbar bewertet. Das im 
RROP 2008 randlich dargestellte Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft aufgrund hohen natürlichen, 
standortgebundenen Ertragspotenzials wird im 
Entwurf des RROP 2025 nicht mehr fortgeführt. 
Das Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung  
(Sand) wird lediglich auf einer Teilfläche und zeit-
lich befristet in Anspruch genommen. Die angren-
zenden Vorbehaltsgebiete Wald  werden durch 
einen 35 m breiten Abstand mit vorgelagerten Puf-
ferzonen berücksichtigt. Das Vorbehaltsgebiet 
Erholung ist aufgrund fehlender Wegebeziehun-
gen und Erholungseinrichtungen nicht betroffen. 
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Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Brome 
(53. Änderung, wirksam seit 03/2026 ) 

 

Ziel: Ausweisung einer Sonderbaufläche mit der Zweck-
ĤĲƚƣŔůůƨŰŊШ јÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťљШ ǍƨƖШ ĤċƨũĲŔƣƓũċŰĲƖŔƚĦőĲŰШ
Vorbereitung der Errichtung einer Freiflächen-Photovol-
taikanlage. Die Planzeichnung enthält keine eigenstän-
digen umweltbezogenen Festsetzungen oder Maßnah-
men. In der Begründung werden jedoch insbesondere 
die Aspekte des Rohstoffabbaus, der Waldabstände 
(35 m) und des Landschaftsbildes genannt. 

Ā Die umweltbezogenen Anforderungen werden 
im Bebauungsplan konkretisiert. Der in der FNP-
Änderung vorgesehene Waldabstand von 35 m zu 
Vorbehaltsgebieten Wald wird eingehalten. Zu den 
sonstigen Waldflächen wird unter Berücksichti-
gung der örtlichen Gegebenheiten ein Abstand von 
30 m eingehalten. Die Belange der Rohstoffsiche-
rung werden in die Abwägung eingestellt (vgl. 7.1.2 
der Begründung). Zudem werden Vermeidungs-, 
Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen, ins-
besondere zur landschaftsgerechten Einbindung, 
festgesetzt. 

Landschaftsprogramm Niedersachsen (LaPro 2021)  
Ziel: Das Landschaftsprogramm Niedersachsen 2021 
verfolgt das Ziel, Natur und Landschaft nachhaltig zu si-
chern, zu entwickeln und wiederherzustellen. Im Mittel-
punkt stehen insbesondere der Schutz der biologischen 
Vielfalt, der Erhalt und die Entwicklung leistungsfähiger 
Ökosysteme sowie die Sicherung der natürlichen Res-
sourcen und ihrer Funktionen. Hierzu werden fachliche 
Ziele und Erfordernisse für den Schutz und die Entwick-
lung von Natur und Landschaft formuliert. 

Konkret zutreffende Darstellungen/ Ziele: 
- Verbund der Waldlebensräume für Arten mit gro-

ßem Raumanspruch:  länderübergreifender Bio-
topverbund mit ergänzenden Achsen für Großsäuger 
(BfN) und Wildkatzenwegeplan (BUND); Funktions-
raum bis 2.000 m. 

- Biotopverbundkorridor : Korridor des länderübergrei-
fenden Biotopverbunds außerhalb bestehender 
Schutzgebiete sowie Achse der Waldlebensräume. 

- Grünes Band: Ziel des Fachkonzepts ist die Erhal-
tung, Stabilisierung und Entwicklung naturschutz-
fachlich wertvoller Flächen entlang der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze sowie deren Einbindung in ei-
nen länderübergreifenden Biotopverbund. 

 

Ā Die Verbundachsen befinden sich randlich 
nordwestlich, das Grüne Band verläuft östlich 
des Plangebiets. Aufgrund des Maßstabs des 
Landschaftsprogramms von 1 : 500.000 sind die 
Darstellungen nicht flurstücks- bzw. parzellen-
scharf und werden daher nicht als lagegenaue 
Abgrenzung herangezogen. 
Die relevanten Zielaussagen des Landschafts-
programms werden bei den jeweiligen Schutzgü-
tern, insbesondere Arten und Lebensräume , 
Natur und Landschaft sowie Biotopverbund , 
berücksichtigt. Durch entsprechende Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen, insbeson-
dere Pufferzonen zu Waldflächen und Gehölzbe-
ständen, kleintierdurchlässige Einfriedungen so-
wie die Einplanung von Wildtierkorridoren, wird 
einer Zerschneidung von Lebensräumen entge-
gengewirkt. Gleichzeitig wird durch die ökologi-
sche Aufwertung des Plangebiets ein Beitrag zur 
Stärkung des Biotopverbunds geleistet. Die Pla-
nung steht den Zielen des Landschaftspro-
gramms damit nicht entgegen. 
Für die weiteren Schutzgüter enthält das Land-
schaftsprogramm im Bereich des Plangebiets 
keine relevanten Aussagen. 

 

1.2.3 Schutzgebiete/ geschützte  Bestandteile von Natur und Landschaft  

Innerhalb des Plangebiets und in dessen näherem Umfeld befinden sich keine ausgewiese-
nen Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts. Gesetzlich geschützte Biotope sind in-
nerhalb des Plangebiets lediglich kleinräumig vorhanden. 
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 Biotope , geschützte Landschaftsbestandteile  

Geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG i. V. m. § 22 NNatSchG sind in-
nerhalb des Plangebiets nicht vorhanden. Innerhalb des Plangebiets befinden sich jedoch 
einzelne gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 24 Abs. 2 NNatSchG. 
Hierbei handelt es sich gemäß der Biotopkartierung (LÖK-Dienst, 2025) um sonstiges meso-
philes Grünland (GMS) entlang des mittig verlaufenden bestehenden Weges. Die Bestände 
liegen außerhalb der für die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen 
Eingriffsflächen. Lediglich kleinräumig können Teilbereiche durch Zufahrtsflächen in An-
spruch genommen werden. 

Die im Plangebiet vorhandenen Gehölzbestände in Form von Alleen bzw. Baumreihen, 
Baumhecken, Einzelsträuchern und Strauchhecken sind gemäß der Biotopkartierung nicht 
als gesetzlich geschützte Biotope erfasst. 

Weitere Schutzgebiete  

?ĲƖШ]ĲũƣƨŰŊƚĤĲƖĲŔĦőШũŔĲŊƣШŔŰŰĲƖőċũĤШĬĲƚШÑƖŔŰťƽċƚƚĲƖŊĲƽŔŰŰƨŰŊƚŊĲĤŔĲƣƚШјÅƬőĲŰљШы]ĲĤŔĲƣƚ-
Nr. 03151402102). Das Trinkwassergewinnungsgebiet ist bislang nicht durch eine Wasser-
schutzgebietsverordnung als Wasserschutzgebiet festgesetzt. Vielmehr handelt es sich um 
die hydrogeologische Abgrenzung eines beantragten Wasserrechts. 

Zusammenfassung Schutzgebiete  

Biosphärenreservat nicht betroffen 

Boden-/ Baudenkmäler nicht betroffen 

geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG teilweise betroffen 

Geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG nicht betroffen 

Landschaftsschutzgebiete (LSG) nicht betroffen 

Nationalparke nicht betroffen 

Natura-2000-Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) nicht betroffen 

Naturdenkmäler nicht betroffen 

Naturparke nicht betroffen 

Naturschutzgebiete (NSG) nicht betroffen 

Überschwemmungsgebiet  

Wasserschutzgebiete nicht betroffen 

Wertvolle Bereiche (Umgriff 1,5 km) 
(Landesweite Biotopkartierung, Fauna (ohne Avifauna), Gastvögel, Brutvögel, Groß-
vogellebensräume) 

nicht betroffen 

Sonstige Naturschutzprogramme  
(z. B. Moorbodenprogramm; Aktionsprogramm Niedersächsische Gewässerland-
schaften; Wiesenvogelschutzprogramm) 

nicht betroffen 
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2 .  B e s t a n d s a u f n a h m e ,  B e s c h r e i b u n g  u n d  B e w e r t u n g  d e r  

e r h e b l i c h e n  U m w e l t a u s w i r k u n g e n  

(gem. Anlage 1 BauGB, Nrn. 2a) und b)) 

Nachfolgendes Kapitel bearbeitet die gemäß Anlage 1 Nr. 2a) und b) BauGB erforderlichen 
Angaben gemeinsam. Für jedes Schutzgut wird die Bestandsaufnahme der einschlägigen 
Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario), eine Prognose über die Entwick-
lung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung (gem. Nr. 2a) sowie bei 
Durchführung der Planung (gem. Nr. 2b) dargestellt. Die Entwicklungsprognose soll gemäß 
rechtlicher Vorgabe unter Berücksichtigung der bau- und betriebsbedingten  Auswirkun-
gen auf die Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bis i BauGB erfolgen. Nicht 
alle Umweltbelange sind von vorliegendem Vorhaben betroffen; die folgende Tabelle zeigt 
die relevanten Belange und deren Prüfungsbedarf. 

Tabelle 5: Übersicht über die Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bis i BauGB und der Relevanz/ 
Berücksichtigung im vorliegenden Umweltbericht 

Umweltbelang nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB Tiefergehende Berücksichtigung/ Prüfung  

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Flä-
che, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Land-
schaft und die biologische Vielfalt, 

W
E

C
H

S
E

L
W

I
R

K
U

N
G

E
N 

(gem
. B

uchstabe i) 

ja 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck 
der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes, 

nein 

Die Vorhabenfläche selbst ist nicht Bestandteil eines 
Natura 2000-Gebiets und weist keine funktionalen 
Verbindungen zu solchen Schutzgebieten auf. Das 
nächste FFH-Gebiet (Drömling) befindet sich östlich 
von Parsau in ca. 3 km Entfernung. Aufgrund der Dis-
tanz und der fehlenden ökologischen Wechselwirkun-
gen steht die Fläche nicht im Wirkungsgefüge des 
Schutzgebiets. Weitere FFH- oder SPA-Gebiete befin-
den sich nicht im direkten Umfeld. Beeinträchtigun-
gen können vollständig ausgeschlossen  werden. 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt, 

ja 
 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur-
güter und sonstige Sachgüter, 

ja 

 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sach-
gerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

ja 

 

f) die Nutzung erneuerbarer Energien, insbeson-
dere auch im Zusammenhang mit der Wärmever-
sorgung von Gebäuden, sowie die sparsame und 
effiziente Nutzung von Energie, 

nein  

Das Vorhaben dient der Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien zur Einspeisung in das öffentliche Netz und wird 
selbst keine Energie verbrauchen. 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen und 
sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, des 

teilweise  
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 Abfall- und des Immissionsschutzrechts, sowie 
die Darstellungen in Wärmeplänen und die Ent-
scheidungen über die Ausweisung als Gebiet zum 
Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder als Was-
serstoffnetzausbaugebiet gemäß § 26 des Wärme-
planungsgesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 394), 

Es erfolgt die Betrachtung der Darstellung von Land-
schaftsplänen, insbesondere bei der Berücksichti-
gung und Bewertung zum Schutzgut Landschaft. Die 
weiteren Fachpläne werden bei der Betrachtung der 
jeweiligen Schutzgüter berücksichtigt. Wärmepläne, 
Wärmenetze, Wasserstoffnetzausbaugebiete sind 
aufgrund der Vorhabenart nicht relevant und im Plan-
gebiet nicht vorhanden. 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in 
Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 
zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen 
Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden, 

nein 

Die Vorhabenfläche liegt außerhalb von Luftreinhalte-
gebiete. 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 
Belangen des Umweltschutzes nach den Buchsta-
ben a bis d 

ja 

Die Beschreibung der Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung soll 
gemäß Anlage 1 Nr. 2 b) unter anderem infolge der in Tabelle 6 genannten Aspekte erfolgen. 
Um eine praktikable Vorgehensweise und Gliederung des Umweltberichts bei gleichzeitiger 
Sicherstellung aller rechtlich relevanter Punkte zu gewährleisten, wird die Berücksichtigung 
teils in die Beschreibung der jeweiligen Schutzgüterbewertung integriert und teilweise als 
eigenes Teilkapitel behandelt. Eine Mehrfachnennung lässt sich hierdurch nicht vermeiden. 
Die Art und Weise der Darstellung ist in der nachfolgenden Tabelle dargelegt. 

Tabelle 6: Übersicht über die nach Anlage 1 Nr. 2b) zu berücksichtigende  Aspekte bei Erstellung der 
Entwicklungsprognose des Umweltzustands  

Aspekt nach Anlage 1 Nr. 2b) Berücksichtigung/ Prüfung  

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplan-
ten Vorhaben sowie beim Rückbau der Anlage, 

Bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen wer-
ĬĲŰШĤĲŔШŢĲĬĲůШÖůƽĲũƣĤĲũċŰŊШĤĲƣƖċĦőƣĲƣЮШ?ċƚШјéŸƖр
őċŰĬĲŰƚĲŔŰљШĬĲƚШŊĲƓũċŰƣĲŰШéŸƖőċĤĲŰƚШĲŰƣƚƓƖŔĦőƣШĬĲŰШ
anlagebedingten  Auswirkungen, die ebenfalls be-
trachtet werden. 

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbe-
sondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, unter Berücksichtigung 
der nachhaltigen Verfügbarkeit dieser Ressourcen 
(soweit möglich), 

Wird insbesondere bei den Schutzgütern Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
berücksichtigt, sofern relevant bzw. soweit möglich 
und abschließend im Kapitel 2.12 übergreifend be-
trachtet.  

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schad-
stoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und 
Strahlung sowie der Verursachung von Belästigun-
gen, 

Wird bei jedem Umweltbelang berücksichtigt, sofern 
relevant bzw. soweit möglich und abschließend im 
Kapitel 2.13 übergreifend betrachtet.  

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ih-
rer Beseitigung und Verwertung, 

Wird als eigenes Kapitel  2.14 übergreifend betrach-
tet. 

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, 
das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel 
durch Unfälle oder Katastrophen), 

Wird insbesondere beim Schutzgut Mensch/ mensch-
liche Gesundheit und kulturelles Erbe berücksichtigt, 
und in Bezug auf beispielsweise Unfälle oder Katstro-
phen abschließend im Kapitel 2.15 schutzgutüber-
greifend betrachtet.  
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 ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vor-
haben benachbarter Plangebiete unter Berück-
sichtigung etwaiger bestehender Umweltprob-
leme in Bezug auf möglicherweise betroffene Ge-
biete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die 
Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Wird abschließend im Kapitel 2.16 schutzgutüber-
greifend betrachtet.  

gg) der Auswirkungen des geplanten Vorhabens 
auf das Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der 
Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit des 
geplanten Vorhabens gegenüber den Folgen des 
Klimawandels, 

Wird insbesondere beim Schutzgut Klima und Luft so-
wie Mensch/ menschliche Gesundheit berücksichtigt 
und abschließend im Kapitel 2.17 schutzgutübergrei-
fend betrachtet.  

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe. Wird bei jedem Umweltbelang berücksichtigt, sofern 
relevant bzw. soweit möglich und abschließend im 
Kapitel 2.18 zusammenfassend betrachtet. 

 

Die angewandte Methodik ist im Kapitel 6.1 des Umweltberichts beschrieben. Zum besse-
ren Verständnis des nachfolgenden Kapitels werden vorgezogen folgende Hinweise zur Be-
wertung gegeben:  

Da bislang keine einheitlichen naturschutzfachlichen Bewertungsmethoden verbindlich 
vorgeschrieben sind, erfolgt die Bewertung des Ausgangszustands und der Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Umwelt im Wesentlichen verbal-argumentativ. Für die Einstufung 
und Bewertung des Bestands  werden, soweit vorhanden, die in Niedersachsen etablierten 
Bewertungsmaßstäbe und Arbeitshilfen der Landesnaturschutzverwaltung herangezogen. 
Dabei können je nach Schutzgut und betrachtetem Teilaspekt unterschiedliche Bewer-
tungssysteme, Kriterien und Wertstufen zur Anwendung kommen. Soweit keine entspre-
chenden fachlichen Vorgaben oder Arbeitshilfen vorliegen, erfolgt die Bewertung anhand ei-
ner dreistufigen Skala mit geringer (I), allgemeiner (II) und besonderer Bedeutung (III). Die 
jeweils zugrunde gelegten Bewertungskriterien und Wertstufen sind in Tabelle 7 dargestellt. 

Die Erheblichkeit der zu erwartenden Umweltauswirkungen  wird unabhängig von der 
schutzgutbezogenen Bewertung des Ausgangszustands nach einer einheitlichen dreistufi-
gen Skala mit geringer, mittlerer und hoher Erheblichkeit  beurteilt. Maßgeblich für die Ein-
stufung sind insbesondere die Bedeutung und Empfindlichkeit des Bestands sowie Art, Um-
fang, Dauer und Intensität  der durch das Vorhaben zu erwartenden Veränderungen. Die 
Bedeutung eines Bestandswertes ist dabei nicht unmittelbar mit der Erheblichkeit einer 
Auswirkung gleichzusetzen. So kann beispielsweise auch bei einem Bestand von besonde-
rer Bedeutung eine nur geringe Erheblichkeit vorliegen, wenn die betroffenen Funktionen 
und Werte durch das Vorhaben nur geringfügig verändert werden. Umgekehrt können Ver-
änderungen eines Bestands von geringerer Bedeutung aufgrund ihrer Art, Intensität oder 
Dauer erheblich sein. Entscheidend ist somit stets die konkrete Veränderung der schutz-
gutbezogenen Funktionen und Werte durch das Vorhaben . 
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 Tabelle 7: Übersicht der schutzgutbezogenen Bewertungsmethoden und Wertstufen 

Schutzgut  Bewertungsmethode/ Wertstufen  

Fläche geringe (I), allgemeine (II), besondere Bedeutung (III) 

Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt  
 

nach NMELF (2002) 
Á Wertstufe I:  Vorkommen von geringer Bedeutung 
Á Wertstufe II:  Vorkommen von allgemeiner bis geringer Be-

deutung 
Á Wertstufe III:  Vorkommen von allgemeiner Bedeutung 
Á Wertstufe IV:  Vorkommen von besonderer bis allgemeiner 

Bedeutung 
Á Wertstufe V:  Vorkommen von besonderer Bedeutung 

Biotoptypen   gem. LÖK-Dienst (2025) nach Bierhals et al. (2004) 
Á Wertstufe I: von geringer Bedeutung 
Á Wertstufe II: von allgemeiner bis geringer Bedeutung 
Á Wertstufe III: von allgemeiner Bedeutung 
Á Wertstufe IV: von besonderer bis allgemeiner Bedeutung 
Á Wertstufe V: von besonderer Bedeutung 

Boden nach NLT et al. (2023) 

Á Böden mit beeinträchtigter  Funktionsfähigkeit 
Á Böden mit gefährdeter  Funktionsfähigkeit 
Á Böden mit besonderer  Bedeutung (Wertstufe V/IV) 
nach NU & NLÖ (2003) 
Á Wertstufe I : von geringer Bedeutung 
Á Wertstufe II : von allgemeiner bis geringer Bedeutung 
Á Wertstufe III : von allgemeiner Bedeutung 
Á Wertstufe V/IV : Böden mit besonderer  Bedeutung 

Wasser geringe (I), allgemeine (II), besondere Bedeutung (III) 

ergänzend nach NMELF (2002) 
Á Bereiche mit besonderer Funktionsfähigkeit/hoher Wasser- 

und Stoffretention 
Á Bereiche mit beeinträchtigter  Funktionsfähigkeit/beein-

trächtigter Wasser- und Stoffretention 

Klima und Luft  geringe (I), allgemeine (II), besondere Bedeutung (III) 

Mensch  und menschliche Gesundheit geringe (I), allgemeine (II), besondere Bedeutung (III) 

Landschaftsbild  nach Köhler & Preiss (2000) 

Á Wertstufe I : gering/ sehr gering 
Á Wertstufe II : mittel  
Á Wertstufe III : sehr hoch/ hoch 

Kultur - und andere Sachgüter  geringe (I), allgemeine (II), besondere Bedeutung (III) 

 

Weitere Hinweise  

Des Weiteren werden bei der Beschreibung entsprechend der Vorgaben des Baugesetzbu-
ches (Anlage 1, Nr. 2b Halbsatz 3) die direkten und die etwaigen indirekten, sekundären, ku-
mulativen, grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen 
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 und vorübergehenden sowie positiven und negativen Auswirkungen des geplanten Vorha-
bens berücksichtigt, jedoch nur bei Relevanz verschriftlicht.   

Es wird darauf hingewiesen, dass die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung und Nichtdurchführung des Plans im Rahmen eines zumutbaren Aufwands 
auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen sowie wissenschaftlicher Erkennt-
nisse abgeschätzt wird. 

2.1 Wirkfaktoren des Vorhabens  

Die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf Freiflächen stellt eine Veränderung der Gestalt 
und Nutzung von Grundflächen dar, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts sowie das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen kann. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass nicht alle potenziellen Auswirkungen tatsächlich eintreten und deren Aus-
maß je nach Standort und den einzelnen Schutzgütern gemäß §1 Abs.6 Nr.7 BauGB variiert. 

Die geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlagen können negative Effekte auf den Umweltzu-
stand haben, eröffnen jedoch zugleich Chancen т insbesondere durch die Extensivierung 
der aktuell intensiv genutzten Ackerflächen. Wirkungen können während der Bauphase, des 
Betriebs und des späteren Rückbaus auftreten. Ihre Intensität wird maßgeblich durch die 
Lage des Vorhabens und technische Parameter wie überstellte Fläche, Modulhöhe, Modul-
tiefe und Reihenabstände bestimmt. 

Im Folgenden werden die Wirkfaktoren des Vorhabens beschrieben, die den Umweltzu-
stand beeinflussen können. Sie unterscheiden sich in Art, Intensität und Dauer und werden 
in drei Kategorien gegliedert: baubedingte, anlagenbedingte und betriebsbedingte Wirk-
faktoren . Diese bilden die Grundlage für die nachfolgende Analyse und Bewertung. Die Dar-
stellung der Wirkfaktoren erfolgt unter Berücksichtigung der Ausführungen des Bundesam-
tes für Naturschutz (BfN; Skript 705, 2024).  

Zudem erfolgt zur besseren Erfassung des Textes folgende Symbolik  ob Vermeidungs- oder 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind oder der Eingriff nicht erheblich ist: 

Ā Vermeidungs-/ Ausgleichsmaßnahmen erforderlich (mit Verweis auf Kapitel) 

X  keine Maßnahmen erforderlich 

 

2.1.1 Baubedingte Wirkfaktoren  

Baubedingte Wirkfaktoren treten während der Errichtung und des Rückbaus der Anlagen auf 
und wirken nur temporär. Sie entstehen insbesondere durch die Baufeldfreimachung, die 
Baustelleneinrichtung, den Baustellenverkehr, den Einsatz schwerer Maschinen sowie vor-
bereitende Erdarbeiten für die Installation der Module, die Errichtung technischer Nebenan-
lagen und die Verlegung von Erdkabeln. Die Anbindung der Solarparks erfolgt über ein neu 
zu errichtendes Umspannwerk in rund 15 km Entfernung. Der Netzanschluss wird im 
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 Umweltbericht nicht berücksichtigt, da die Trasse und das Umspannwerk (UW) separat ge-
plant und genehmigt werden; die damit verbundenen Eingriffe sind Gegenstand eines eige-
nen Genehmigungsverfahrens. 

Die wesentlichen Wirkfaktoren sind: 

- Bodenverdichtung  durch den Einsatz schwerer Maschinen und Fahrzeuge. 
- Bodenumlagerung und -durchmischung  beim Aushub für Kabeltrassen und Funda-

mente. 
- Stoffliche Emissionen  wie Staub, Abgase und Einbringung von Fremdsubstrat für 

ggf. erforderliche Baustraßen. 
- Schall - und Lichtemissionen  durch Maschinenbetrieb und Baustellenbeleuchtung. 
- Erschütterungen  infolge von Rammarbeiten und Fahrzeugbewegungen. 

Tabelle 8: Übersicht der bau-/rückbaubedingten Wirkfaktoren von PV-FFA nach BfN  (2024), ergänzt durch 
Berücksichtigung bei der Schutzgüterbewertung 

 Baustellenver-
kehr/  
Maschineneinsatz  

Baustellen-
einrichtung  

Modulinstalla-
tion/  Errichtung 
Nebengebäude 

Erdverka-
belung 

Berück-
sichtigung  

Bodenverdichtung  x x x x ja 

Bodenumlagerung/ -
durchmischung  

- x x x ja 

Stoffliche  
Emissionen  

x - x x ja 

Schall -/  
Lichtemissionen  

x - - - ja 

Erschütterungen  x - - - ja 

 

2.1.2 Anlagenbedingte Wirkfaktoren  

Anlagenbedingte Wirkfaktoren beziehen sich auf die dauerhaften Auswirkungen, die durch 
die Präsenz der Anlage entstehen. Sie sind im Wesentlichen auf die Eingriffsfläche (einge-
zäunte Fläche) begrenzt und resultieren aus den Modulen, deren Aufständerung, den Ne-
benanlagen sowie der Einzäunung. 

Die wesentlichen Wirkfaktoren sind: 

- Flächeninanspruchnahme durch Überschirmung:  Die Modulflächen führen zu ei-
ner Überdeckung des Bodens und verändern die Licht- und Niederschlagsverteilung. 

- Flächenversiegelung : Versiegelung entsteht punktuell durch Aufständerungen der 
Module, technische Gebäude und Verkehrsflächen. Der Versiegelungsgrad liegt bei 
PV-Freiflächenanlagen in der Regel bei maximal 5% und ist daher gering. 

- Stoffliche Einträge : Schutzanstriche oder Imprägnierungen der Unterkonstruktio-
nen können über die Anlagendauer in Lösung gehen. Die Gestelle werden in der Regel 
verzinkt, da die Verzinkung eine bewährte und nachhaltige Methode darstellt, um die 
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 Dauerhaftigkeit der Tragstruktur und damit die Standsicherheit zu gewährleisten. Für 
den Korrosionsschutz und die Umweltwirkungen liegen langjährige Praxiserfahrun-
gen sowie fundierte wissenschaftliche und normative Grundlagen vor. Ob Zink in re-
levanten Mengen in Lösung geht, hängt maßgeblich von den Bodenverhältnissen (pH-
Wert, Feuchtigkeit) ab. 

- Barrierewirkung / Zerschneidung : Einfriedungen können Bewegungsmuster von 
Tieren beeinflussen und die Durchgängigkeit der Landschaft einschränken. 

- Visuelle Wirkung: Module und technische Nebenanlagen verändern das Land-
schaftsbild und können für störempfindliche Offenlandarten einen Silhouetteneffekt 
und damit eine Störwirkung verursachen. Für den Menschen können Reflexionen hin-
gegen prüfungsrelevant sein, insbesondere im Hinblick auf mögliche Blendwirkun-
gen für Verkehrsteilnehmende oder Wohnorte. 

Tabelle 9: Übersicht der anlagebedingten Wirkfaktoren von PV-FFA nach BfN  (2024); ergänzt durch 
7ĲƖƬĦťƚŔĦőƣŔŊƨŰŊЮĤĲŔЮĬĲƖЮÉĦőƨƣǍŊƬƣĲƖĤĲƽĲƖƣƨŰŊЮƚŸƽŔĲЮĬƨƖĦőЮўƚƣŸŉŉũŔĦőĲЮEŔŰƣƖęŊĲџ 

 Module  Aufständerung  Nebenanlagen  Einzäunung  Berücksichtigung  

Überschirmung  x x - - ja 

Versiegelung - (x) x  ja 

stoffliche Einträge  x x - - ja 

Barrierewirkung  x - - x ja 

visuelle Effekte  x x x x ja 

2.1.3 Betriebsbedingte Wirkfaktoren  

Betriebsbedingte Wirkfaktoren entstehen während des laufenden Betriebs der Anlage, ins-
besondere im Zusammenhang mit Wartung, Instandhaltung und Flächenpflege. Sie sind im 
Vergleich zu den bau- und anlagenbedingten Wirkungen in der Regel gering. Die wesentli-
chen Wirkfaktoren sind: 

- Emissionen:  
Á Schall - und Lichtemissionen : können entstehen bei der Pflege der Flächen, 

Wartungsarbeiten oder durch temporäre Sicherheitsbeleuchtung; eine dau-
erhafte Beleuchtung ist nicht vorgesehen. Diese Emissionen stellen keine 
Verschlechterung gegenüber der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung 
dar. Zusätzlich können betriebsbedingte Geräusche durch Wechselrichter, 
Trafostationen und insbesondere Speicheranlagen auftreten. Umfang und In-
tensität der Speicheremissionen sind abhängig von Anzahl, Typ, technischer 
Ausführung und Betriebsweise der Anlagen und werden im Rahmen der kon-
kreten Anlagenplanung bzw. schalltechnischen Bewertung berücksichtigt. 
Auch windbedingte Anströmgeräusche an Modulen oder Konstruktionsteilen 
sind möglich, werden aber durch die natürliche Geräuschkulisse bei starkem 
Wind überlagert und gelten als nachrangig. Sie werden im Weiteren nicht be-
rücksichtigt. 
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 Á Elektromagnetische Felder: bilden sich um Kabelsysteme, gelten jedoch als 
unbedenklich (Herden et al., 2009); Strahlungen wie bei Mobilfunkgeräten/ 
- anlagen und Mikrowellengeräten treten beim Betrieb von PV-Anlagen nicht 
auf (LfU, 2014). 

Á Erwärmung von Modulen und Kabeln:  führt zu lokalen Temperaturerhöhun-
gen, ohne relevante Umweltauswirkungen. (Herden et al., 2009) 
Auch der Anziehungseffekt für Insekten, wird in der Literatur bislang als nicht 
erheblich bewertet. In der aktuellen umfangreichen Studie des BNE (Peschel 
ѼШÂĲƚĦőĲũШΞΜΞΡьШƽƨƖĬĲШǍƨĬĲůШĬĲƖШƚŸŊĲŰċŰŰƣĲШјxċťĲ-ĲŉŉĲĦƣљШƽŔĬĲƖũĲŊƣШƨŰĬШ
nachgewiesen, dass Insekten Modulflächen von Wasserflächen unterschei-
den können. Auch die Temperaturthematik wird hier näher untersucht. PV-
Module werden nicht ungewöhnlich warm (überwiegend unter 38°C, lediglich 
70 h im Jahr höher als 42°C und davon insgesamt nur 5 h höher als 50°C); hin-
gegen erreichen dunkle Steine, Asphalt und andere künstliche Oberflächen 
bei direkter Sonneneinstrahlung ähnliche oder sogar höhere Temperaturen. 
Die meisten Insekten können ihre Körpertemperatur nur minimal beeinflus-
sen, verfügen jedoch über Sensoren, um Wärmestrahlung wahrzunehmen. 
Sie nutzen warme Oberflächen zum Aufwärmen, können jedoch zu heiße Flä-
chen erkennen und meiden. (Peschel & Peschel 2025)  
~ŔƣШ ƨƚŰċőůĲШĬĲƚШÉĦőƨƣǍŊƨƣƚШuũŔůċШѼШxƨŉƣЯШŔƚƣШĬĲƖШìŔƖťŉċťƣŸƖШјEƖƽęƖůƨŰŊљШ
für die weiteren Schutzgüter nicht relevant. 

- Stoffliche Einträge: können bei der Reinigung der Module auftreten, sofern chemi-
sche Mittel verwendet werden. In Ausnahmefällen sind Einträge durch Öltransforma-
toren oder beschädigte Module möglich. Bei ordnungsgemäßer Installation und War-
tung sind solche Stoffeinträge jedoch nicht zu erwarten. 
Durch die Extensivierung  der aktuell intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen 
und dem Ausbleiben von Düngemittel und Pestiziden werden Stoffeinträge erheb-
lich reduziert . 

Tabelle 10: Übersicht der betriebsbedingten Wirkfaktoren von PV-FFA nach BfN  (2024); ergänzt durch techn. 
Nebenanlagen sowie Berücksichtigung bei der Schutzgüterbewertung 

 Module/ techn .  
Nebenanlagen  

Kabel  Wartung/  
Instandhaltung  

Pflege/  
Bewirtschaftung  

Berück-
sichtigung  

stoffl . Emissionen  (x)  x  ja 

Schall -/  
Lichtemissionen  

x  x x ja 

Erwärmung x x   nein 

elektromagneti-
sche Felder 

 x   nein 
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 2.2 Vorbelastungen  

Das Plangebiet weist mehrere Vorbelastungen geringer bis mittlerer Intensität auf. Diese er-
geben sich insbesondere aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, der das Gebiet 
querenden 20-kV-Mittelspannungsfreileitung sowie der Nähe zur Kreisstraße K 99. Der 
Landschaftsraum ist daher bereits anthropogen und infrastrukturell vorgeprägt und nicht 
als unberührter Landschaftsraum einzustufen. 

 
Á Intensive Landwirt-

schaft (regelmäßige Be-
einträchtigung durch 
Befahrung und Bearbei-
tung der Flächen sowie 
Belastungen durch 
Dünge- und Pestizidein-
satz)  

 
Abbildung 19: Acker auf der nördlichen Vorhabenfläche (Feb. 2025) 

Á Kreisstraße  K99 (Bergfelder Straße) im Norden 
(Barrierewirkung, Lärm: mittlere Ausprägung; landschaftliche Beeinträchtigung auf-
grund bestehender Allee gering) 

 
Á 20 kV Freileitung 

(technische Überprä-
gung) 

 
Abbildung 20: Freileitung mit Trafostation östlich an das Plangebiet 
angrenzend 
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 Á bestehende Gewerbe-
flächen  im Osten in ca. 
250 m Entfernung (Ge-
werbe) 
(geringe Ausprägung 
aufgrund der Entfernung 
und Eingrünung) 

 
Abbildung 21: Blick vom östlichen Rand des Plangebiets nach Osten zum 
Parsauer Ortsrand (eingegrüntes Gewerbe) 

2.3 Schutzgut Fläche (Flächeninanspruchnahme ) 

?ċƚШÉĦőƨƣǍŊƨƣШј[ũęĦőĲљШĤĲƣƖċĦőƣĲƣШĬŔĲШ ƖƣЯШĬĲŰШÖůŉċŰŊШƨŰĬШĬŔĲШÄƨċũŔƣęƣШĬĲƖШ[ũęĦőĲŰŔŰċŰр
spruchnahme durch die Planung einschließlich der zeitlichen Dimension (Dauerhaftigkeit/ 
Reversibilität), der Zerschneidungswirkung und der Flächeneffizienz. 

2.3.1 Bestandsaufnahme und -bewertung  

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 56,0 ha. Die Flächen sind weitgehend unversie-
gelt und werden überwiegend intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt. Sie liegen inner-
halb der Förderkulisse benachteiligter Gebiete aufgrund natürlicher Ertragsbegrenzungen. 

?ƨƖĦőШĬċƚШÂũċŰŊĲĤŔĲƣШƻĲƖũęƨŉƣШĬĲƖШƻĲƖƚŔĲŊĲũƣĲШìŔƖƣƚĦőċŉƣƚƽĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљЯШĬĲƖШĬċƚШÂũċŰр
gebiet mittig von Ost nach West durchquert. Entlang der umliegenden Gräben sowie rand-
lich des Plangebiets befinden sich vereinzelt Gehölzbestände. 

Innerhalb des Plangebiets bestehen zudem technische Infrastrukturen in Form einer ober-
irdischen 20-kV-Leitung sowie unterirdischer Beregnungsleitungen. Die unmittelbar nörd-
lich angrenzende Kreisstraße K 99 stellt aufgrund ihrer Zerschneidungswirkung eine weitere 
anthropogene Vorbelastung dar. 

Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter Schutzgebiete, jedoch innerhalb eines Trink-
wassergewinnungsgebiets. Darüber hinaus sind folgende regionalplanerische Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete ausgewiesen: 

- Vorranggebiet Trinkwassergewinnung 
- Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft 
- Vorbehaltsgebiet Rohstoffsicherung (Sand) 

Nordwestliche Teilflächen des Plangebiets befinden sich gemäß LaPro 2021 innerhalb von 
Flächen für den länderübergreifenden Biotopverbund. 
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 Bestandsbewertung 

Aufgrund der überwiegend unversiegelten und landwirtschaftlich genutzten Flächen sowie 
der zusätzlich bestehenden anthropogenen Überprägungen durch Infrastruktureinrichtun-
gen besitzt das Plangebiet eine allgemeine Bedeutung  für das Schutzgut Fläche.  

2.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung 

Ohne Umsetzung der Planung ist von einer Fortführung der bisherigen landwirtschaftlichen 
Nutzung auszugehen. Eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch bauliche Anlagen 
oder Verkehrsflächen sowie eine damit verbundene Nutzungsänderung würden nicht ein-
treten. Die Flächen blieben einseitig für die Landwirtschaft genutzt, ohne zusätzliche Funk-
tionen wie flächeneffiziente Energieerzeugung oder Biodiversitätsförderung. Bei Beibehal-
tung der landwirtschaftlichen Nutzung ist weiterhin mit Stoffeinträgen in das Grundwasser 
zu rechnen. Eine Optimierung der Verhältnisse im Trinkwassergewinnungsgebiet würde nur 
durch ergänzende Maßnahmen erreicht werden können. 

2.3.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Baubedingte Auswirkungen 

Für die Baustelleneinrichtung werden i. d. R. vorübergehend nur Teilflächen in untergeord-
netem Maß beansprucht. Nach Abschluss der Bauarbeiten erfolgt die vollständige Rückfüh-
rung dieser Flächen in die vorherige bzw. geplante Nutzung. Eine dauerhafte zusätzliche Flä-
cheninanspruchnahme entsteht dadurch nicht, die Baunebenflächen sind jedoch auf ein 
unbedingt notwendiges Maß zu begrenzen. Dasselbe gilt für den Rückbau der Anlage. 
Ā vgl. Kapitel 2.3.4 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Mit der Durchführung der Planung werden ca. 48,1 ha (86,7 %) als Sondergebietsflächen 
јÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťљЯШĦċЮШΣЯΥШőċШыΝΞЯΞШӖьШċũƚШŰċƣƨƖƚĦőƨƣǍŉċĦőũŔĦőĲШ~ċơŰċőůĲŰŉũęĦőĲŰШƨŰĬШĦċЮШΜЯΣШ
ha (1,1 %) als Verkehrsfläche (teils Bestand) ausgewiesen. Die maximale Flächenüberschir-
mung durch Module beträgt 52 % der Vorhabenfläche. Die maximale Flächeninanspruch-
nahme durch Fundamente, Gebäude und Verkehrsflächen beträgt 2,0 % der in den Gel-
tungsbereich einbezogenen Fläche. 

Die anlage- und betriebsbedingte Flächeninanspruchnahme ergibt sich aus der Präsenz der 
PV-Module und Nebenanlagen über die gesamte Betriebsdauer, welche auf 30 Jahre nach 
Inbetriebnahme der Anlage begrenzt ist. Die Flächen werden nicht mehr ackerbaulich ge-
nutzt, sondern als Extensivgrünland gepflegt т durch Mahd oder Beweidung. Randbereiche 
werden ökologisch durch die Etablierung von artenreichen Saumstrukturen sowie Gehölz-
pflanzungen aufgewertet. Je höher die bauliche Dichte der Module, desto größer ist der 
Energieertrag und die Flächeneffizienz im Hinblick auf die Energiegewinnung. Gleichzeitig 
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 steigen mit zunehmender Dichte die ökologischen Auswirkungen. Bleibt eine ausreichende 
Belichtung und Durchfeuchtung der Flächen aus, kann dies die ökologische Bedeutung min-
dern und die multifunktionale Flächeneffizienz beeinträchtigen. In diesem Fall könnten zu-
sätzliche externe Maßnahmenflächen erforderlich werden, um die ökologischen Funktionen 
auszugleichen. Ā vgl. Kapitel 2.3.4 

2.3.4 Vermeidung, Minimierung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Für das Schutzgut Fläche werden folgende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
vorgesehen. Die ausführliche Beschreibung findet sich im Kapitel 3 des Umweltberichts.  

- V1.3 Begrenzung der zulässigen Grundfläche. 
- V4.1 Umwandlung der Ackerflächen in Extensivgrünland. 
- V4.4 wildtierdurchlässige Einzäunung, Einplanung von Wildtierkorridoren (Verringe-

rung der Flächenzerschneidung). 
- V7.1 Begrenzung der bebaubaren Flächen, Erhalt ökologisch sensibler Bereiche 

durch Baugrenzen. 
- V7.2 Begrenzung der Baunebenflächen auf ein Mindestmaß. 

Die naturschutzfachlichen Maßnahmen werden weitgehend innerhalb des Plangebiets inte-
griert und im Anlagendesign berücksichtigt. Dadurch wird eine zusätzliche externe Flächen-
inanspruchnahme für Ausgleichsmaßnahmen vermieden. Hiervon ausgenommen sind er-
forderliche CEF-Maßnahmen aus artenschutzrechtlichen Gründen. 

Für das Schutzgut Fläche selbst besteht kein zusätzlicher Ausgleichsbedarf . 

2.3.5 Gesamtbewertung der Auswirkungen  

Die Planung führt zu einer zeitlich begrenzten Nutzungsänderung bislang intensiv landwirt-
schaftlich genutzter Flächen. Mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage wird 
zwar eine großflächige Nutzung für die Energieerzeugung begründet, die tatsächliche dau-
erhafte Versiegelung bleibt aufgrund der aufgeständerten Bauweise und der Begrenzung der 
Grundfläche baulicher Anlagen auf einen geringen Flächenanteil beschränkt. Nach Ende 
der Photovoltaiknutzung werden sämtliche Anlagenteile zurückgebaut, sodass die Flächen 
grundsätzlich wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden können. 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen ermöglichen eine hohe Flächeneffizienz der Energieerzeu-
gung, die gleichzeitig mit einer ökologischen Aufwertung der Fläche verbunden werden 
kann. Nach Angaben des Umweltbundesamtes (UBA, 2025) lag der Flächenbedarf moder-
ner PV-Freiflächenanlagen im Jahr 2025 bei unter 1 ha je MW installierter Leistung; gegen-
über dem Stand von 2006 mit rund 4 ha/MW hat sich die Flächeneffizienz damit deutlich 
erhöht. Das UBA weist zudem darauf hin, dass konventionelle PV-Freiflächenanlagen je 
Hektar etwa 28- bis 50-mal mehr Strom erzeugen können als Energiepflanzen wie Mais. 
Gleichzeitig können die Flächen unter und zwischen den Modulen als Extensivgrünland ge-
nutzt werden. Die geplante Nutzung ermöglicht damit eine multifunktionale Flächennutzung 
und eine hohe Flächeneffizienz. 
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 Hinsichtlich der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen ist zudem zu berücksichti-
gen, dass nach aktuellen Daten im Jahr 2024 rund 14 % der landwirtschaftlichen Fläche in 
Deutschland (ca. 2,29 Mio. ha) für den Anbau von Energiepflanzen genutzt wurden, wovon 
knapp zwei Drittel mit Mais bestellt wurden (Quelle: FNR 2025). Der Ausbau von Photovol-
taik kann dazu beitragen, den Bedarf an Energiepflanzen zu reduzieren und dadurch per-
spektivisch landwirtschaftliche Flächen für die Nahrungsmittelproduktion wieder verfügbar 
zu machen. Darüber hinaus werden die Flächen unter und zwischen den Modulen weiterhin 
bewirtschaftet, sodass kein vollständiger Entzug der Flächen erfolgt. 

Die Planung berücksichtigt zudem die regionalplanerischen Belange sowie die im La-
Pro 2021 dargestellten Funktionen des Biotopverbundes. Durch die vorgesehenen Wildtier-
korridore und die wildtierdurchlässige Einzäunung wird die Zerschneidungswirkung der An-
lage minimiert. Die vorgesehenen Gehölz-, Saum- und Grünlandstrukturen tragen zur öko-
logischen Aufwertung und zur Vernetzung von Lebensräumen bei. 

Fazit: Die Planung führt zu einer zeitlich begrenzten Nutzungsänderung bei geringer Neuver-
siegelung. Die Flächeninanspruchnahme ist grundsätzlich reversibel, da die Anlagen ein-
schließlich der Fundamente und sonstigen versiegelten Flächen nach Nutzungsaufgabe 
vollständig zurückgebaut wird. Die Planung ist zudem als flächeneffizient zu bewerten. Un-
ter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind 
die planbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche daher von geringer Erheblich-
keit  zu bewerten. 

2.4 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt  

2.4.1 Bestandsaufnahme und -bewertung  

Das Plangebiet liegt in einem intensiv landwirtschaftlich geprägten Landschaftsraum, der 
überwiegend durch großflächige Ackerflächen und damit durch Offenlandstrukturen ge-
prägt ist. Ergänzend treten angrenzende Waldflächen, linienhafte Feldgehölze sowie Einzel-
bäume und -sträucher auf. An den Geltungsbereich grenzen zudem begradigte und stark 
anthropogen überprägte, teilweise trockengefallene Gräben an. 

Das Plangebiet und sein Umfeld weisen verschiedene Vorbelastungen  auf. Diese ergeben 
sich insbesondere aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung mit regelmäßiger Bo-
denbearbeitung und Befahrung sowie möglichen Belastungen durch den Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln. Weitere Vorbelastungen bestehen durch die das Gebiet que-
rende 20-kV-Mittelspannungsfreileitung, die insbesondere aufgrund ihrer Kulissenwirkung 
für Offenlandarten relevant ist, sowie durch die unmittelbar angrenzende Kreisstraße K 99 
mit ihrer Zerschneidungs- und Störungswirkung. Insgesamt ist der Landschaftsraum damit 
bereits deutlich anthropogen und infrastrukturell vorgeprägt und nicht als unberührter bzw. 
störungsarmer Landschaftsraum einzustufen. 
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 Das Plangebiet liegt außerhalb von Schutzgebieten . Es sind darüber hinaus keine wert-
vollen Bereiche  für Flora und Fauna innerhalb der Flächen ausgewiesen (gem. Umweltkar-
ten Niedersachsen). 

Im Landschaftsprogramm Niedersachsen (LaPro 2021)  sind für das Plangebiet Zielaussa-
gen zum landesweiten Biotopverbund  enthalten. Aufgrund des Maßstabs des Land-
schaftsprogramms von 1 : 500.000 sind die Darstellungen nicht flurstücks- bzw. parzellen-
scharf und werden daher nicht als lagegenaue Abgrenzung herangezogen. Randlich nord-
westlich des Plangebiets sind der Verbund der Waldlebensräume für Arten mit großem 
Raumanspruch , ergänzt durch Achsen für Großsäuger (BfN) und den Wildkatzenwege-
plan  (BUND) mit einem Funktionsraum bis 2.000 m, sowie Biotopverbundkorridore  außer-
halb bestehender Schutzgebiete einschließlich der Achsen der Waldlebensräume darge-
stellt. Darüber hinaus ist das Fachkonzept ј]ƖƬŰĲƚШ7ċŰĬљ im Osten randlich berührt. Ziel 
des Fachkonzepts ist die Erhaltung, Stabilisierung und Entwicklung naturschutzfachlich 
wertvoller Flächen entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze sowie deren Einbindung 
in einen länderübergreifenden Biotopverbund. 

Der Bestandsaufnahme und -bewertung liegen insbesondere folgende Fachpläne, Gutach-
ten und Untersuchungen zugrunde: 

- Biologische Untersuchungen  2023 & 2024 т Faunistisches Gutachten mit Brutvo-
gelkartierung und Biotopkartierung inkl. Kartenanhängen: Landschaftsökologischer 
Dienst (LÖK-Dienst), Josef Kallmayer (02/2025); 

- Artenschutzfachbeitrag  (AFB) mit artenschutzfachlichem Maßnahmenkonzept: 
kliP & klaR | Stadt- und Umweltplanung | Inh. M. Theiner (05/2026); 

- Landschaftsprogramm Niedersachsen (LaPro 2021) . 

Biotoptypen 

Zur Erfassung und Bewertung der Biotopausstattung wurde durch den Landschaftsökologi-
schen Dienst (LÖK-Dienst), Josef Kallmayer, in den Jahren 2023 und 2024 eine Biotoptypen-
kartierung nach Drachenfels (2021) durchgeführt. Die Kartierung erfolgte in Anlehnung an 
den niedersächsischen Leitfaden Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen. Die Erfassungstiefe wurde entsprechend dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz an die Anforderungen des Vorhabens angepasst. 

Die Geländeerhebungen erfolgten zunächst im Jahr 2023. Aufgrund einer zwischenzeitli-
chen Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung zuvor brachgefallener Flä-
chen  und der damit verbundenen Veränderung der Biotopstrukturen wurde die Kartierung 
2024 aktualisiert. Für die Bestandsbewertung ist daher die Kartierung 2024 maßgeblich . 

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgte anhand der in Niedersachsen etablierten Kriterien 
insbesondere zu Gefährdung, Schutzstatus, Seltenheit und naturschutzfachlicher Bedeu-
tung und erfolgte nach den Wertstufen gemäß Bierhals (2004) (LÖK-Dienst, 2025). Im Ergeb-
nis wurden im Geltungsbereich 14 Biotoptypen aus 6 Biotoptypengruppen  erfasst (vgl. Ab-
bildung 22 sowie Tabelle 11Tabelle 12). Pflanzenarten der niedersächsischen Roten Liste 
wurden nicht nachgewiesen.  
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 Tabelle 11: Biotoptypenkartierung 2024 (LÖK-Dienst, 2025) 
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Legende 

  
Abbildung 22: Auszug Biotoptypenkartierung (LÖK-Dienst; 2025); ergänzt mit Eingriffsbereichen des BP (rot);  o. M. 

Der Geltungsbereich wird überwiegend durch den geringwertigen Biotoptyp Acker (A; Wert-
stufe I) geprägt (ca. 53 ha). Höherwertige Biotopstrukturen beschränken sich im Wesentli-
chen auf randliche und lineare Strukturen. Hierzu zählen insbesondere Gebüsch- und Ge-
hölzbestände  (Wertstufe III ) entlang der Wege sowie zwischen den Teilflächen und klein-
flächige Stauden- und Ruderalfluren  (Wertstufe IV ) im Übergangsbereich zur 
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 angrenzenden Waldfläche. Die genannten höherwertigen Strukturen liegen überwiegend 
außerhalb der für die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen Eingriffs-
flächen.  

Darüber hinaus sind keine geschützten Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG i. V. 
m. § 22 NNatSchG vorhanden. Innerhalb des Plangebiets befinden sich jedoch einzelne ge-
setzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 24 Abs. 2 NNatSchG. Hierbei 
handelt es sich gemäß der Biotopkartierung um sonstiges mesophiles Grünland (GMS)  
entlang des zentral verlaufenden Weges. Aufgrund der Lage entlang des Weges und der be-
reits im Bestand gegebenen regelmäßigen Befahrung durch landwirtschaftlichen Verkehr ist 
mit keinem dauerhaft gesicherten Bestand zu rechnen. 

Die innerhalb der Eingriffsflächen erfassten Biotoptypen  einschließlich ihrer jeweiligen 
Wertstufen sind in Tabelle 11 dargestellt. 

Tabelle 12: Liste der Biotoptypen innerhalb  der Eingriffsflächen  (gem. LÖK-Dienst, 2025) mit Wertstufen 

Gruppe Biotoptyp  BT Code Wertstufe  Fläche 

09 
Sonstiges mesophiles 
Grünland 

GMS IV 
50 m²  
(geschätzt) 

10 - Trockene bis feuchte Stau-
den- und Ruderalfluren 

Halbruderale Gras- und 
Staudenflur trockener 
Standorte 

UHT IV 570 m² 

11 - Acker- und Gartenbaubio-
tope 

Acker A I 476.885 m² 

13 - Gebäude, Verkehrs- und 
Industrieflächen 

Weg OVW - 2.619 m² 

We = Wertstufe (gemäß BIERHALS et al. 2004) 
V = von besonderer Bedeutung 
IV = von besonderer bis allgemeiner Bedeutung 
III = von allgemeiner Bedeutung 
II = von allgemeiner bis geringer Bedeutung 
I = von geringer Bedeutung 
- = keine Einstufung (insbesondere Biotoptypen der Wertstufen I und II) 

 

Im erweiterten Planungsumgriff  befinden sich insbesondere im Südwesten und Westen 
angrenzende Waldflächen. Diese sind aufgrund ihrer Bedeutung als Waldlebensräume so-
wie ihrer regionalplanerischen Sicherung als Vorbehaltsgebiete Wald  bei der Planung zu 
berücksichtigen. Zu diesen Waldflächen wird gemäß Vorplanung der Flächennutzungs-
planänderung mit Modulen und technischen Gebäuden ein Abstand von mindestens 35 m 
eingehalten. Die Einfriedung kann im Abstand von 26 m zum Waldrand errichtet werden, da 
von ihr keinerlei Gefährdungspotenzial ausgeht. 

Südöstlich des Plangebiets ƚŸƽŔĲШƽĲƚƣũŔĦőШŔŰШéĲƖũęŰŊĲƖƨŰŊШĬĲƚШìĲŊĲƚШј ůШ7ċőŰőŸŉљШbefin-
den sich kleinere Waldfläche n mit einem ausgeprägten Laubbaumbestand. Diese sind we-
der als Vorbehaltsgebiet Wald im Regionalplan ausgewiesen noch in der Umweltkarte 



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 105 | 202 

 Niedersachsen als Waldlebensraum dargestellt. Aufgrund des überwiegenden Laubbaum-
bestands ist zudem von einer geringen Waldbrandgefährdung auszugehen. Unter Berück-
sichtigung dieser Rahmenbedingungen sind hier gegenüber den westlich und südwestlich 
angrenzenden Waldflächen geringere Abstände, beispielsweise 30 m, vertretbar. Darüber 
hinaus wird das Brandgefährdungspotenzial der Anlage insgesamt als sehr gering einge-
schätzt (Brandschutzbüro Tegtmeier, 2025). Bezüglich der geringeren Abstände von Einfrie-
dungen zum Waldrand (26 m) gilt selbiges wie zu den als Vorbehaltsgebieten ausgewiese-
nen Waldflächen. 

Entlang der nördlich angrenzenden Bergfelder Straße befindet sich zudem eine von Altbäu-
men geprägte Lindenallee . Auf eine detaillierte Erfassung und Bewertung der Biotoptypen 
im erweiterten Untersuchungsbereich wird verzichtet, soweit diese Flächen durch die Pla-
nung nicht in Anspruch genommen oder verändert werden und in ihrer bestehenden Aus-
prägung und Ausdehnung erhalten bleiben. 

Tiere, Lebensräume 

Die Lebensraumausstattung des Plangebiets wird überwiegend durch intensiv landwirt-
schaftlich genutzte Ackerflächen geprägt. Die weitgehend offenen und strukturarmen Flä-
chen besitzen insbesondere für Arten der offenen Feldflur eine Bedeutung als Brut- und 
Nahrungshabitat. Darüber hinaus können sie als Nahrungshabitat bzw. Jagdgebiet für Greif-
vögel und Fledermäuse sowie als Durchzugs-, Rast- und Nahrungshabitat für größere Wild-
tiere dienen. Die angrenzenden Gehölzbestände ergänzen das Lebensraumangebot durch 
Deckungs-, Rückzugs- und Nahrungsstrukturen. Eine erhöhte Bedeutung kommt insbeson-
dere den Übergangsbereichen zwischen den Ackerflächen und den Gehölzbeständen, ins-
besondere der angrenzenden Waldflächen, zu. Gemäß Biotopkartierung reicht die bisherige 
Ackernutzung unmittelbar bis an die Gehölzränder heran; ausgeprägte Puffer- und Saum-
strukturen sind nahezu nicht vorhanden. Im Nordwesten des Plangebiets verläuft zudem ein 
landesübergreifender Biotopverbundkorridor sowie Funktionsräume bis 2.000 m für Arten 
mit großem Raumanspruch und eine Achse des Wildkatzenwegeplans des BUND (vgl. Ein-
führung zum Schutzgut). 

Zur Erfassung des tatsächlichen Artenspektrums wurden im Jahr 2023 durch den Land-
schaftsökologischen Dienst umfassende faunistische Kartierungen der Artengruppen Brut-
vögel, Reptilien, Amphibien und Fledermäuse durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in den 
Biologischen Untersuchungen (LÖK-Dienst, 2025) sowie im Artenschutzfachbeitrag (kliP & 
klaR, 2026) ausgewertet und werden nachfolgend zusammenfassend dargestellt. 

Bei der Bewertung der Kartierungsergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchun-
gen im Jahr 2023 unter abweichenden Bewirtschaftungsbedingungen erfolgten. Auf der süd-
lichen Teilfläche sowie dem nordöstlichen Ackerschlag bestanden zu diesem Zeitpunkt 
Ackerbrachen, die zusätzliche Lebens- und Nahrungsangebote boten. Mit der Intensivie-
rung der landwirtschaftlichen Nutzung im Jahr 2024 entfielen diese Strukturen. Die Ergeb-
nisse der Kartierung sind daher hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit auf die aktuellen Bewirt-
schaftungsverhältnisse entsprechend einzuordnen. Für eine detaillierte Darstellung der 
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 Erfassungsmethodik und der nachgewiesenen Arten wird auf die Biologischen Untersu-
chungen (LÖK-Dienst, 2025) und den Artenschutzfachbeitrag verwiesen. 

Vogelarten (Avifauna) 

 
Abbildung 23: Auszug Brutvogelkartierung (LÖK-Dienst; 2025), o. M. 

Die ackerbaulich genutzte, überwiegend strukturarm ausgeprägte Planungsfläche ist insbe-
sondere für Vogelarten des Offenlands von Bedeutung. Im Rahmen der Brutvogelkartierung 
2023 wurden im Untersuchungsraum von 250 m insgesamt 79 Brut - und Gastvogelarten  
erfasst, darunter 35 wertgebende Arten . Innerhalb des Plangebiets wurden 11 Arten als 
Brutvögel  nachgewiesen; der größte Teil des Artenspektrums befindet sich im erweiterten 
Untersuchungsraum. 

Von besonderer Bedeutung sind die nachgewiesenen wertgebenden Offenland - bzw. Bo-
denbrüter . Hierzu zählen Baumpieper  (1 BP), Feldlerche  (15 BP), Goldammer  (4 BP), 
Grauammer  (4 BP), Heidelerche  (1 BP), Ortolan  (1 BP), Rebhuhn (2 BP), Schwarzkehlchen  
(1 BP) und Wachtel  (4 BP). Die Feldlerche stellt mit 15 Brutpaaren (BP) im Plangebiet bzw. 
30 Brutpaaren im Untersuchungsraum die häufigste wertgebende Offenlandart dar. Dane-
ben wurden innerhalb des Plangebiets Bluthänfling  (1 BP) und Gelbspötter  (1 BP) als wert-
gebende Gehölzbrüter  festgestellt. Höhlen- und Nischenbrüter wurden ausschließlich au-
ßerhalb des Plangebiets im erweiterten Untersuchungsraum erfasst. 
Die angrenzenden Offenlandbereiche dienen zudem Greifvögeln wie Mäusebussard, Wes-
penbussard, Turmfalke und dem als Gastvogel erfassten Rotmilan als Nahrungshabitat. 
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 Brutplätze dieser Arten wurden außerhalb des Plangebiets und mit einem Abstand von mehr 
als 100 m zur Vorhabenfläche festgestellt. Der Brutplatz des Turmfalken ist nicht bekannt 
und wird im Bereich des bestehenden Trafogebäudes östlich, außerhalb des Geltungsbe-
reichs vermutet. 

Die Bedeutung des Untersuchungsraums für Rastvögel und Durchzügler wird aufgrund der 
Ergebnisse von sieben Begehungen zwischen August und Dezember als untergeordnet be-
wertet. Wertvolle Bereiche für Gastvögel, Brutvögel oder Großvogellebensräume sind im 
Plangebiet und im 1,5-km-Umfeld nicht ausgewiesen. 

Reptilien 

Für die potenziell relevanten Reptilienarten Zauneidechse  und Schlingnatter  liegen keine 
Nachweise  vor. Aufgrund der überwiegend intensiv genutzten Ackerflächen ist die Lebens-
raumeignung gering. Eine Nutzung der Gehölz- und Randbereiche kann jedoch nicht voll-
ständig ausgeschlossen werden. 

Amphibien 

Das Plangebiet weist aufgrund der trockenen und intensiv genutzten Standorte nur eine ge-
ringe Bedeutung für Amphibien auf. Nachweise von Kreuzkröte oder Knoblauchkröte liegen 
nicht vor. Im Umfeld wurden jedoch Laubfrösche  festgestellt, sodass die angrenzenden 
Feucht- und Sukzessionsbereiche eine Bedeutung als Lebensraum besitzen. 
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Abbildung 24: Auszug Amphibien/ Reptilien Kartierung mit Kennzeichnung der Laubfroschvorkommen (LÖK-Dienst; 2025), 
o. M.  

Fledermäuse 

Nachgewiesen wurden Zwergfledermaus und Abendsegler. Die Nutzung konzentriert sich 
insbesondere auf Gehölz- und Waldrandbereiche. Das Plangebiet selbst besitzt aufgrund 
der überwiegend offenen, intensiv genutzten Ackerflächen eine eher untergeordnete Bedeu-
tung und wird vor allem als Nahrungshabitat entlang der Gehölzstrukturen genutzt. 

Säugetiere 

Das Plangebiet kann von allgemein verbreiteten größeren Säugetierarten , insbesondere 
Reh- und Schwarzwild, als Nahrungs-, Rast- und Durchzugsbereich genutzt werden. 

Ein Vorkommen des Feldhamsters wird aufgrund der fehlenden geeigneten Standortbedin-
gungen und fehlender aktueller Nachweise nicht erwartet. Für die Haselmaus wird aufgrund 
der geringen Habitateignung ein Vorkommen als eher unwahrscheinlich eingeschätzt, kann 
jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

Für die Wildkatze  besitzt das Plangebiet keine Bedeutung als dauerhafter Lebensraum oder 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte. Eine sporadische Nutzung der Offenlandflächen als Nah-
rungshabitat bzw. als Durchzugsbereich ist jedoch möglich. Das Plangebiet liegt teilweise 
innerhalb eines im Wildkatzenwegeplan dargestellten Korridors.  



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 109 | 202 

 Auch für den Wolf  ist eine gelegentliche Nutzung des Plangebiets als Durchzugsbereich 
nicht auszuschließen. Innerhalb des Plangebiets und des Untersuchungsraums sind keine 
Wolfsrudel, Wolfspaare oder Einzeltiere bekannt; im weiteren Umfeld bestehen jedoch be-
stätigte Wolfsvorkommen. Aufgrund der großen Reviergrößen und der hohen Mobilität der 
Art kann eine sporadische Nutzung der Flächen nicht ausgeschlossen werden. Eine dauer-
hafte Ansiedlung ist im Plangebiet nicht zu erwarten. 

Weitere Artengruppen 

Die 2023 vorhandenen Grünlandbrachen besaßen eine erhöhte Bedeutung für Insekten. 
Nachgewiesen wurden u. a. Kleiner Eisvogel, Schwalbenschwanz und Feldgrille. Aufgrund 
der zwischenzeitlich wieder aufgenommenen landwirtschaftlichen Nutzung sind diese Ha-
bitatstrukturen aktuell jedoch weitgehend entfallen. Für Weichtiere, Fische sowie arten-
schutzrechtlich relevante Käfer und Libellen bestehen aufgrund fehlender geeigneter Habi-
tatstrukturen keine besonderen Lebensraumbedeutungen. 

Bestandsbewertung 

Biotope 

Die Biotoptypen im Plangebiet sind alsvorrangig intensiv genutzte Ackerflächen überwie-
gend der Wertstufe I  zuzuordnen. Höherwertige Strukturen der Wertstufe III bis IV  befin-
den sich lediglich fragmentartig in den Randbereichen und umfassen Gehölzbestände so-
wie kleinräumig höherwertige Grünlandstrukturen. Letztere befinden sich insbesondere 
entlang des bestehenden Wirtschaftsweges. Aufgrund der vorhandenen landwirtschaftli-
chen Nutzung und der damit verbundenen regelmäßigen Befahrung ist deren Bestand je-
doch nicht als dauerhaft gesichert einzustufen. 

Arten 

Für die Avifauna besitzt das Plangebiet aufgrund der nachgewiesenen Offenlandarten eine 
besondere Bedeutung . Hervorzuheben sind insbesondere Feldlerche und Ortolan sowie 
weitere wertgebende Bodenbrüter. Die hohe Bedeutung ist jedoch im Zusammenhang mit 
den Bewirtschaftungsverhältnissen im Kartierjahr 2023 zu betrachten, in dem auf Teilflä-
chen Ackerbrachen vorhanden waren. Aufgrund der seit 2024 wieder intensivierten land-
wirtschaftlichen Nutzung ist von einer zwischenzeitlich geringeren Habitatqualität und ei-
nem entsprechend geringeren Artenbestand auf den Ackerflächen auszugehen. 

Für den Biotopverbund und größere Säugetiere  besitzt das Plangebiet eine hohe beson-
dere als Durchzugs- und Vernetzungsbereich . Dies ergibt sich insbesondere aus der Lage 
zwischen Wald- und Gehölzstrukturen sowie der Einbindung in übergeordnete Biotop- und 
Wildtierkorridore. Für Reh- und Schwarzwild sowie potenziell auch für Wildkatze und Wolf 
kommt den Offenlandflächen insbesondere eine Funktion als Nahrungs- bzw. Durchzugs-
bereich zu. 

Für den Laubfrosch  besitzt das Plangebiet selbst nur eine untergeordnete Bedeutung. 
Nachweise liegen außerhalb der Vorhabenfläche in geeigneten Feucht- und 
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 Sukzessionsbereichen vor; eine Nutzung der Offenlandflächen als Teil des Landlebens-
raums bzw. Wanderbereichs ist jedoch möglich. 

Die übrigen Artengruppen weisen im Plangebiet überwiegend eine geringe Bedeutung auf. 
Dies gilt insbesondere für Reptilien und Fledermäuse; auch die Bedeutung der aktuell inten-
siv genutzten Ackerflächen für Insekten ist gering. Die im Jahr 2023 auf den damaligen 
Brachflächen nachgewiesenen wertgebenden Schmetterlinge und die Feldgrille sind auf-
grund der zwischenzeitlich entfallenen Brachstrukturen für die Bewertung des aktuellen Zu-
stands nur eingeschränkt heranzuziehen. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt innerhalb des Plangebiets ist aufgrund der überwiegend homoge-
nen, intensiv landwirtschaftlich genutzten Strukturen und des geringen Strukturreichtums 
insgesamt als gering zu bewerten. Eine höhere Bedeutung ergibt sich punktuell durch die 
Gehölzstrukturen, die angrenzenden Lebensräume sowie die Funktion des Gebiets für den 
Biotopverbund. 

Insgesamt wird dem Schutzgut  Tiere, Pflanzen sowie Biologische Vielfalt aufgrund feh-
lender Schutzgebietsausweisungen eine allgemeine Bedeutung  zugeschrieben . 

2.4.2 Prognose über  die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass die derzeit überwiegend in-
tensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen weiterhin entsprechend bewirtschaftet wer-
den. Damit würde die bestehende, insgesamt geringe biologische und ökologische Wertig-
keit der Ackerflächen voraussichtlich weitgehend erhalten bleiben. Eine wesentliche Verän-
derung der vorhandenen Biotop- und Nutzungsstruktur ist ohne Änderung der Bewirtschaf-
tung nicht zu erwarten. Die Entwicklung des Artenbestands würde weiterhin maßgeblich von 
der Intensität und Art der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung abhängen. 

Die bestehende Durchgängigkeit für größere Wildtiere sowie die Habitatfunktion der Offen-
landflächen für entsprechende Arten blieben grundsätzlich erhalten. Eine strukturelle Auf-
wertung durch die im Rahmen der Planung vorgesehene Heckenpflanzung, die Anlage ar-
tenreicher Saumstrukturen und die Extensivierung der Sondergebietsflächen würde bei 
Nichtdurchführung der Planung hingegen ausbleiben. 

2.4.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Zur fachlich fundierten und rechtskonformen Bestandsbewertung sowie zur Einschätzung 
der Auswirkungen der Planung auf die im Plangebiet vorkommenden Arten wurde ein Arten-
schutzfachbeitrag (AFB) erstellt . Der Bericht (Stand Januar 2026) wertet die Ergebnisse der 
faunistischen Erfassungen des LÖLK-Dienstes aus dem Jahr 2023 aus und gibt eine natur-
schutzfachliche Bewertung der Vorkommen besonders geschützter Arten und Lebens-
räume im Bereich des geplanten Vorhabens. Der Schwerpunkt des AFB liegt auf der 
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 Prognose, ob und in welchem Umfang vorhabenbedingte Zugriffsverbote greifen т bezogen 
auf das TötungsȤ, StörungsȤ und Schädigungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 
BNatSchG т sowie auf artspezifische Maßnahmen zur Vermeidung solcher Verbotsverlet-
zungen. Auch wenn diese Rechtsvorgaben nur mittelbare Auswirkungen auf die Bauleitpla-
nung haben, sind sie im Rahmen der Umweltprüfung prognostisch zu berücksichtigen, um 
die Vollziehbarkeit des Bebauungsplans sicherzustellen. 

Baubedingte Auswirkungen 

Die unter Kapitel 2.1.1 (Teil B)) genannten baubedingten Wirkfaktoren des Vorhabens sind 
insbesondere bei der Beurteilung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG rele-
vant und können sich auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt wie folgt aus-
wirken. Diese gelten auch für den Rückbau der Anlage. 

- Baufeldfreimachung und Baustelleneinrichtung/ Flächeninanspruchnahme:  
Durch die Baumaßnahmen werden Flächen in Anspruch genommen und Offenland-
lebensraum (landwirtschaftlich genutztes Acker- und Grünland) beeinträchtigt. Be-
einträchtigungen können z. B. durch die Beseitigung der Vegetationsdecke entste-
hen. Hierdurch kann es zu einem temporären oder vollständigen Verlust von Habita-
ten kommen, wodurch Tiere gestört und vertrieben werden. Eine vorübergehende 
Flächeninanspruchnahme durch Baustellenflächen kann weitere Lebensräume ab-
seits der Vorhabenfläche temporär beanspruchen. Tiefergehende flächenhafte Bo-
deneingriffe sowie reliefveränderte Maßnahmen sind vorhabenbedingt nicht vorge-
sehen. Bodenabtrag erfolgt lediglich im Bereich der Kabelkanäle und ggf. Betriebsge-
bäude. Ā  Kapitel 2.4.4 

- Maschineneinsatz, Baustellenverkehr und Bautätigkeiten ( Erschütterungen, 
Lärm, visuelle Störungen, stoffliche Emissionen wie Staub  oder Abgase, Be-
leuchtung ): Diese Wirkfaktoren können zu Störung, Vertreibung von Tieren, aber 
auch dem Verletzen und Töten von Individuen führen. Darüber hinaus können die na-
türlichen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden, was sich wiederum auf die Vege-
tationsentwicklung auswirkt. Selbiges gilt für den Rückbau der Anlage.  
Ā Kapitel 2.4.4 

- Durch Bodeneingriffe und Bodenverdichtungen  können Schäden am Wurzelwerk  
der angrenzenden Baumbestände entstehen, was zum Ableben der Bäume führen 
kann. Ā  Kapitel 2.4.4 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sind generell folgende anlagenbe-
dingte Auswirkungen relevant, die im Wesentlichen auf die Eingriffsfläche (eingezäunte Flä-
che) begrenzt werden können: 

- Flächeninanspruchnahme : Durch die Anlage kann es zu Verlust von Flächen füh-
ren, die bisher als Lebensräume insbesondere für Vogelarten dienten, wie bodenbrü-
tende Arten und solche, die offene Landschaften bevorzugen. Hiervon ist 
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 insbesondere die Feldlerche betroffen, weshalb hier vorgezogene Ausgleichsflächen 
(CEF-Maßnahmen) erforderlich sind. Ā  Kapitel 2.4.4  
Auswirkungen auf Nahrungsgäste  sowie auf Zugvögel im Wirkraum des Vorhabens 
können aufgrund ausreichender Ausweichmöglichkeiten im Umfeld ausgeschlossen 
werden. Zudem können die Flächen weiterhin als Jagdrevier bzw. Nahrungshabitat 
genutzt werden т sogar verstärkt durch ein höheres Nahrungsangebot т, was auch 
weiteren Vogel- und Fledermausarten zugutekommt (u.a. Herden et al. 2009/ Pe-
schel & Peschel, 2025). Darüber hinaus können Freiflächen-Photovoltaikanlagen po-
sitive Effekte auf die Biodiversität und damit insbesondere die Vogelwelt haben (vgl. 
Ausführungen weiter unten). X  

- Flächenversiegelung:  Die tatsächliche Flächenversiegelung durch Aufständerun-
gen der Module, technische Gebäude sowie Verkehrsflächen gehen mit dem Verlust 
natürlicher Bodenfunktionen einher. Der Versiegelungsgrad ist bei FF-PVA i. d. R. als 
untergeordnet zu werten. Er liegt lediglich bei ca. 2 % und ist somit für das Schutzgut 
Arten und Lebensräume sowie die Biodiversität nicht als erheblich einzustufen. X  

- Barrierewirkung : Die Einzäunung der Anlage kann je nach Gestaltung Bewegungs-
muster von verschiedenen Artengruppen in unterschiedlichem Maß beeinflussen 
und Migration, Nahrungsaufnahme sowie Fortpflanzung behindern. Das kann wiede-
rum Auswirkungen auf den Biotopverbund in und um die Vorhabenfläche mit sich 
bringen. Nachteilige Auswirkungen können jedoch durch entsprechende Maßnah-
men vermieden oder gemindert werden. Ā  Kapitel 2.4.4 

- Auswirkungen auf angrenzende Waldflächen:  Die Errichtung der PV-Anlage in un-
mittelbarer Nähe zu Waldflächen kann zu Beeinträchtigungen der angrenzenden 
Waldlebensräume führen. Neben möglichen Auswirkungen auf den Lebensraumver-
bund (siehe vorangehende Erläuterungen zur Barrierewirkung) ist insbesondere der 
Waldbrandschutz  zu berücksichtigen. Zur Vermeidung bzw. Minimierung solcher 
Auswirkungen sollen ausreichende Abstände zwischen den Anlagenflächen und den 
angrenzenden Waldflächen eingehalten werden. Eine rechtliche einheitliche Ab-
standsvorgabe fehlt bislang. Zu den im Südwesten und Westen gelegenen, regional-
planerisch als Vorbehaltsgebiet Wald  gesicherten Waldflächen wird auf Ebene der 
Flächennutzungsplanung der Samtgemeinde Brome die Einhaltung eines Abstands 
von 35 m genannt. Die südöstlich gelegene kleinere Waldfläche  weist überwiegend 
einen Laubbaumbestand auf und ist weder als Vorbehaltsgebiet Wald ausgewiesen 
noch in der Umweltkarte Niedersachsen als Waldlebensraum dargestellt. Darüber 
hinaus sind in diesem Bereich keine Batteriespeicher zulässig; von Modulen an sich 
geht keine erhöhte Brandgefährdung aus (Brandschutzkonzept, 2025). Aufgrund der 
geringeren Waldbrandgefährdung dieses Bestands ist hier ein geringerer Abstand 
von beispielsweise 30 m oder auch geringer vertretbar, sofern der Vorhabenträger 
das Risiko von Anlagenschäden durch umstürzende Bäume entschädigungsfrei in 
Kauf nimmt. Ā  Kapitel 2.4.4 

- Visuelle Wirkung : Module, Nebenanlagen (z. B. Trafostationen, Speicher), aber auch 
Gehölze zur Eingrünung der Anlage, können für Offenlandarten einen 
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 Silhouetteneffekt und damit eine Störwirkung mit sich bringen. Studien deuten da-
rauf hin, dass die Kulissenwirkung, die von Solarmodulen ausgeht, nicht erheblich 
ist, bzw. nach wenigen Metern abnimmt (BGH Plan 2024, Peschel & Peschel 2025). 
Reflexionen/ Spiegelungen der Moduloberflächen und eine Ablenkung von Vögeln 
konnten in unterschiedlichen Studien als nicht relevant ermittelt werden (Strohmaier 
& Kuhn 2023, Herden et. al. 2009). Auch die Aufheizung von Modulflächen und ein 
Anziehungseffekt für Insekten, wird in der Literatur bislang als nicht erheblich bewer-
tet. In der umfangreichen Studie des BNE (Peschel & Peschel 2025) wurde hingegen 
ĬĲƖШƚŸŊĲŰċŰŰƣĲШјxċťĲ-ĲŉŉĲĦƣљШƽŔĬĲƖũĲŊƣШƨŰĬШŰachgewiesen, dass Insekten Modulflä-
chen von Wasserflächen durchaus unterscheiden können. Auch die Temperaturthe-
matik wird hier näher untersucht. PV-Module werden nicht ungewöhnlich warm 
(überwiegend unter 38°C, lediglich 70 h im Jahr höher als 42°C und davon insgesamt 
nur 5 h höher als 50°C); hingegen erreichen dunkle Steine, Asphalt und andere künst-
liche Oberflächen bei direkter Sonneneinstrahlung ähnliche oder sogar höhere Tem-
peraturen. Die meisten Insekten können ihre Körpertemperatur nur minimal beein-
flussen, verfügen jedoch über Sensoren, um Wärmestrahlung wahrzunehmen. Sie 
nutzen warme Oberflächen zum Aufwärmen, können jedoch zu heiße Flächen erken-
nen und meiden (Peschel & Peschel 2025). X  

Immer mehr Studien zeigen, dass es auch sehr positive Effekte  von PV-Anlagen auf die Bio-
diversität und Bestände unterschiedlicher gefährdeter Arten geben kann (u. a. Tröltzsch & 
Neuling 2013; Badelt et al. 2020; Strohmaier & Kuhn 2023; BGHPlan 2024; Peschel & Pe-
schel 2025). Dieser Effekt ist jedoch von der jeweiligen Gestaltung der Anlage inkl. Pflege-
konzept sowie dem Ausgangszustand der Fläche abhängig, weshalb bislang noch keine ge-
nerell gültige Annahme getroffen werden kann. Es konnte aber insbesondere nachgewiesen 
werden, dass der Lebensraum von Offenlandarten, u.a. der Feldlerche nicht vollständig ver-
loren geht, sondern teilweise sogar aufgewertet wird und sich der Bestand signifikant erhöht 
hat.  

Nachfolgend werden daher mögliche positive anlagenbedingte Auswirkungen des Vorha-
bens aufgeführt: 

- Verbesserung der Habitateignung durch Extensivierung : Durch die Aufgabe der in-
tensiven Landwirtschaft und die Entwicklung eines extensiven Grünlands, können 
die Flächen innerhalb der FF-PV-Anlagen für Pflanzen und Tiere aufgewertet werden. 
Insbesondere der Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden sowie 
das Ausbleiben regelmäßiger Bewirtschaftung tragen dazu bei. Besonders auf unge-
nutzten oder degradierten Flächen profitieren verschiedene Pflanzen- und Tierarten. 

- Erhöhung der Struktur - und Habitatvielfalt: Die geplante Neuanlage von Hecken 
östlich, nördlich und westlich des Geltungsbereichs trägt wesentlich zur ökologi-
schen Aufwertung bei. Sie bieten gehölzbewohnenden Tierarten Nahrung, Deckung 
und Nistmöglichkeiten. Innerhalb der Anlage entstehen zusätzlich vielfältige Mikro-
habitate, wie beschattete und besonnte Bereiche sowie feuchte und trockene Zo-
nen. Die Modulaufbauten selbst können als zusätzliche Strukturelemente dienen, 
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 beispielsweise als Nistplätze für bestimmte Vogelarten oder als Ruheplätze für 
Kleinsäuger. Beobachtungen aus mehreren Solarparks zeigen, dass neben Feldsper-
ling, Schwarzkehlchen und Braunkehlchen auch der Baumpieper innerhalb solcher 
Anlagen als Brutvogel nachgewiesen wurde und ein deutlicher Bestandsanstieg er-
fasst werden konnte (u.a. Badelt etal. 2020; Peschel & Peschel 2025). Zudem kön-
nen Zaunelemente und Modulgestelle als Ansitzwarten für Greifvögel oder als Sing-
warten genutzt werden, hierzu sollten sie ohne Stacheldraht ausgeführt werden. 

- Nahrungsquelle für Fauna : Die vegetativen Flächen bieten Nahrung für verschie-
dene Tierarten, darunter Vögel, Säugetiere und Insekten, die von den Pflanzen sowie 
von deren Samen profitieren. In mehreren Studien konnte belegt werden, dass Solar-
parks von einigen Vogelarten als Nahrungshabitat aufgesucht werden (u. a. Peschel 
& Peschel 2025). 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Beim Betrieb der Anlagen können Emissionen wie Schall und Licht sowie mögliche Stoffein-
träge auftreten. Auch Wartungsarbeiten durch die Anwesenheit von Personen könnten sich 
nachteilig auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt auswirken: 

- Geräusche  entstehen im Betrieb maßgeblich durch Batteriespeicher und unterge-
ordnet durch Trafostationen. Die möglichen Geräuschwirkungen hängen jedoch von 
deren Anzahl und technischen Ausführung ab. Die Speicheranlagen sind nur auf ei-
ner begrenzten Fläche südwestlich des SO1 zulässig, sodass mögliche Geräuschwir-
kungen räumlich begrenzt bleiben. Im Nahbereich der potenziellen Speicherstand-
orte wurden überwiegend störungsunempfindliche Vogelarten festgestellt. Auch bei 
den übrigen vorkommenden Tierarten ist aufgrund der bestehenden landwirtschaft-
lichen Nutzung von einer gewissen Störungsgewöhnung auszugehen. Aufgrund der 
vorhandenen kleinräumigen Ausweichmöglichkeiten und eines zu erwartenden Ge-
wöhnungseffekts ist keine relevante Vergrämungswirkung und somit keine erhebli-
che Auswirkung auf die Fauna zu erwarten. X   

- Eine Beleuchtung  der Anlage würde zu erheblichen Störungen führen, insbesondere 
für nachtaktive Tiere und Insekten. Bei Insekten könnte dies sogar zu Verletzungen 
oder Tötungen führen. Ā  Kapitel 2.4.4 

- Stoffliche Einträge  können bei der Reinigung der Module auftreten, sofern chemi-
sche Mittel verwendet werden und damit den Boden und die Vegetationsstruktur ne-
gativ beeinträchtigen. Ā  Kapitel 2.4.4 
Durch die Extensivierung der aktuell intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen 
und dem Ausbleiben von Düngemittel und Pestiziden werden Stoffeinträge jedoch 
vorrangig erheblich reduziert  (vgl. vorangehende Erläuterungen). 

- Auswirkungen von elektromagnetischer Strahlung  (im unmittelbaren Umfeld der 
Module und Nebenanlagen) auf die Tier- und Pflanzenwelt sind keine bekannt und 
sind somit vernachlässigbar. Auch eine Erwärmung oder Spiegelung von Modulen ist 
für Tiere und Lebensräume nicht relevant (vgl. Kapitel 2.1.3). X  



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 115 | 202 

 - Gelegentliche Wartungsarbeiten  können zu kurzfristigen Störungen führen. Auf-
grund der bereits bestehenden landwirtschaftlichen  Nutzung wird jedoch von einer 
gewissen Störunempfindlichkeit der Arten ausgegangen. X  

Eine wesentliche mittelbare positive  Auswirkung  durch den Betrieb der Anlage ist, dass sie 
zur Reduktion von Treibhausgasen beiträgt und damit dem Klimawandel entgegenwirkt, der 
selbst eine erhebliche Bedrohung für die biologische Vielfalt darstellt (vgl. BUND/NABU 
2021; Peschel & Peschel 2025). 

2.4.4 Vermeidung, Minderung  und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Zur Vermeidung und Minderung negativer Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt sowie zur Sicherung der ökologischen Funktionalität sind folgende 
Maßnahmen umzusetzen, die vorrangig in der Bauphase zu berücksichtigen sind. Die aus-
führliche Beschreibung findet sich im Kapitel 3 des Umweltberichts.  

- Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte  (gem. AFB): 
Á A-V1 Ökologische Baubegleitung (ÖBB)  
Á A-V2 Bauzeitenregelung (Baufeldfreimachung und Durchführung der Bauar-

beiten) sowie spezielle Vorkehrungen, sofern die Baufeldfreimachung und der 
Bau innerhalb des Zeitraums Anfang März bis Mitte Oktober erfolgt, Pflege-
zeiträume; mit A-V2.1; A-V2.2 und A-V2.3 

Á A-V3 Keine dauerhafte Beleuchtung der Anlage; Insektenverträgliche Leucht-
mittel bei notwendiger Außenbeleuchtung (vgl. V5.1 und V5.2) 

Á A-V4 Erhalt von Gehölzbeständen, Einplanung von Pufferzonen/ Baube-
schränkungszonen (vgl. V4.3 und V7) 

Á A-V5 Verzicht auf Gehölzpflanzungen zu Offenlandbereichen (Ausnahme Ost-
seite) 

Á A-V6 Kleintierdurchlässige Einfriedung (vgl. V4.4) 
Á A-V7 Entwicklung eines artenreichen Grünlands in den Randbereichen und 

den Pufferzonen zu Gehölzbeständen (vgl. Maßnahmenflächen M1) 
- Generelle Vermeidungsmaßnahmen  nachteiliger Auswirkungen auf Pflanzen, Tiere 

und Biodiversität: 
Á V1.1 Begrenzung der zulässigen Grundfläche/ Versiegelung 
Á V1.2 Verwendung von Ramm- oder Schraubprofilen zur Gründung der Module 
Á V1.3 Errichtung von Verkehrsflächen in versickerungsfähiger Form 
Á V1.4 Flächenhafte Versickerung des Niederschlagswasser 
Á V1.5 Mindestabstände zwischen den Modulreihen 
Á V1.6 Mindestabstand zwischen Modulunterkante und Oberboden 
Á V1.7 Mindestabstand bei Montage zwischen einzelnen Modulen 
Á V2.1 Erhalt des natürlichen Geländeverlaufs 
Á V2.2 Sorgfältiger Umgang mit Oberboden sowie Rekultivierung  
Á V2.3 Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtungen während der Bau-

phase 
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 Á V3.1 Sicherer Umgang mit Betriebsstoffen (Öl, Kraftstoff) 
Á V3.2 Zeitnahe Entfernung beschädigter Module 
Á V3.3 Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
Á V3.4 Verzicht auf chemische Reinigungsmittel zur Modulpflege 
Á V3.6 Anforderungen für den Einsatz von Öltransformatoren 
Á V4.1 Entwicklung eines Extensivgrünlands innerhalb der Sondergebietsflä-

chen 
Á V4.2 Verwendung gebietsheimischen Saat- und Pflanzguts 
Á V4.3 Erhalt vorhandener Gehölzbestände (entspricht A-V4 des AFBs) 
Á V4.4 Erhalt der Durchlässigkeit für Wildtiere durch kleintierdurchlässige Ein-

friedungen und Wildtierkorridore (entspricht A-V6 des AFBs) 
Á V4.5 Neupflanzung von Gehölzen (vgl. M2) 
Á V5.1 Verzicht auf eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage (entspricht A-V3 

des AFBs) 
Á V5.2 Verwendung insektenverträglicher Leuchtmittel bei zwingend erforderli-

cher Außenbeleuchtung 
Á V5.6 Vollständiger Rückbau der Anlage nach Aufgabe der Nutzung 
Á V6 Begrenzung der Fläche für Batteriespeicher 
Á V7 Begrenzung der überbaubaren Flächen und Erhalt ökologisch sensibler Be-

reiche (entspricht A-V4 des AFBs) 

Allgemeine Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt sind nicht erforderlich.  

Aufgrund des anzunehmenden Lebensraumverlusts für 15 Brutpaare der Feldlerche und ei-
nem Brutpaar des Ortolans sind unter Berücksichtigung des besonderen Artenschutzrechts 
vorgezogene CEF-Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktion  erforderlich. 
Hierfür wird ist in Abstimmung mit der UNB Gifhorn je nach Wertigkeit der Maßnahmen ein 
4,5 bis 7,5 ha großes Optimalhabitat  für Feldlerche und Ortolan  zu entwickeln. Von die-
sem profitieren auch weitere Offenlandarten wie Grauammer, Rebhuhn und Wachtel. Die 
erforderlichen CEF-Flächen werden in einer Entfernung von etwa 2,6 km östlich der Ein-
griffsfläche auf insgesamt 5,25 ha auf Teilflächen der Flurstücke 39 und 70, jeweils Flur 21, 
Gemarkung Parsau, bereitgestellt. 

Die konkrete Ausgestaltung und Sicherung der CEF-Maßnahmen werden in Kapitel 3.3 dar-
gestellt. 

2.4.5 Gesamtbewertung  der Auswirkungen  

Gemäß den Ergebnissen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags kann unter Berücksichti-
gung der vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie der CEF-Maß-
nahmen für Feldlerche und Ortolan das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 
1 BNatSchG für die betroffenen Arten vermieden werden. Dies gilt unter Berücksichtigung 
des aktuellen gutachterlichen Kenntnisstands, insbesondere des Erhalts der 
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 Gehölzbestände, der geplanten Extensivierung und der Entwicklung artenreicher Puffer- 
und Saumstrukturen. 

Die darüber hinausgehenden Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologi-
sche Vielfalt werden unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen insgesamt als 
gering und damit nicht erheblich eingestuft. 

Gleichzeitig sind durch die geplanten Maßnahmen positive Effekte  auf das Schutzgut zu 
erwarten, insbesondere hinsichtlich der ökologischen Aufwertung und der Lebensraumver-
netzung. Die Planung berücksichtigt zudem die regionalplanerischen Belange sowie die im 
LaPro 2021 dargestellten Funktionen des Biotopverbundes. Durch die vorgesehene wildtier-
durchlässige Gestaltung und die geplanten Korridore wird die Zerschneidungswirkung der 
Anlage minimiert und durch die Aufwertungsmaßnahmen und Strukturanreicherungen wird 
der Biotopverbund gefördert. 

2.5 Schutzgut Boden 

2.5.1 Bestandsaufnahme und  -bewertung (Basisszenario)  

Das Schutzgut Boden erfüllt vielfältige Funktionen im Naturhaushalt und ist insbesondere 
Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen, Bestandteil des Was-
ser- und Nährstoffhaushalts sowie Filter und Puffer gegenüber stofflichen Einwirkungen. 
Darüber hinaus können Böden Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte über-
nehmen. 

Das Plangebiet wird derzeit überwie-
gend intensiv als Ackerfläche ge-
nutzt. Die Böden sind durch die lang-
jährige landwirtschaftliche Nutzung 
und die damit verbundene regelmä-
ßige Bodenbearbeitung und Stoffe-
inträge anthropogen überprägt. Hin-
weise auf Altlasten oder schädliche 
Bodenveränderungen im Sinne des 

Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) liegen nicht vor. Beson-
dere bodenschutzrechtliche Schutz-
kategorien sind nicht ausgewiesen. 
Das Plangebiet ist mit Ausnahme 
des mittig verlaufenden Weges weit-
gehend unversiegelt. 

Für das Planungsvorhaben wurde ein Gutachten zur Ermittlung der erforderlichen Ramm-
tiefe für Stahlprofile als Gründungselemente erstellt (ConSoGeol GmbH & Co. KG, 

Abbildung 25: bisheriger Ackerboden (Foto: 02/2025; Fotostandort: 
südwestliche Ecke im Bereich SO2, Blick vom ìĲŊЮў ůЮ7ċőŰőŸŉџЮŰċĦőЮ
Norden. 
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 13.03.2026). Die Ergebnisse werden bei der nachfolgenden Betrachtung des Schutzgutes 
Boden berücksichtigt. 

Geologische Verhältnisse 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Norddeutschen Tieflands in der Südheide bzw. im Bro-
mer Land. Der oberflächennahe Untergrund wird überwiegend durch quartäre, glazifluviatile 
Ablagerungen aus Sanden und Kiesen geprägt. In Randbereichen treten zudem Grundmo-
ränenablagerungen aus Geschiebelehm bzw. Geschiebemergel auf, die schluffige, tonige, 
sandige und kiesige Bestandteile sowie Steine  enthalten. Die Felduntersuchungen bestä-
tigen weitgehend homogene Untergrundverhältnisse mit einer etwa 0,2 bis 0,4 m mächtigen 
humosen Oberbodenschicht und darunter überwiegend sandigen Mittel- bis Grobsanden 
mit teilweise kiesigen Bestandteilen. 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) wies im Zuge der Beteiligung auf 
mögliche lokal begrenzte Subrosionserscheinungen hin und ordnet den Standort den Erd-
fallgefährdungskategorien 1т2 zu. Konkrete Hinweise auf Subrosion oder Erdfallereignisse 
im näheren Umfeld bestehen nicht; ein Anfangsverdacht liegt nicht vor. Besondere kon-
struktive Sicherungsmaßnahmen sind nach Einschätzung des LBEG nicht erforderlich.  

Im Rahmen der bereits erfolgten Baugrunderkundung (ConSoGeol GmbH & Co. KG vom 
13.03.2026) wurden innerhalb des erkundeten Tiefenbereichs keine Anzeichen für Subro-
sion oder subrosionsbedingte Hohlraum- bzw. Auflockerungszonen festgestellt.  

Bodenkundliche Verhältnisse 

Gemäß Bodenkarte von Niedersachsen (BK 50) des LBEG liegt das Plangebiet innerhalb 
ĬĲƖШ7ŸĬĲŰƖĲŊŔŸŰШј]ĲĲƚƣљШƨŰĬШĬĲƖШ7ŸĬĲŰŊƖŸơũċŰĬƚĦőċŉƣШј]ĲĲƚƣƓũċƣƣĲŰШƨŰĬШEŰĬůŸƖęŰĲŰљЮШ
Als Ausgangsmaterial der Bodenbildung werden fluviale und glazifluviatile Ablagerungen 
ausgewiesen. Innerhalb des Plangebiets treten mittlere Podsole (P3), mittlere Podsol -
Braunerden (P-B3), tiefe Podsol-Gleye (P-G4) und mittlere Gley-Podsole (G-P3) Die Pod-
sole und Podsol-Braunerden prägen den überwiegenden Teil des Plangebiets, während die 
grundwasserbeeinflussten Podsol-Gleye und Gley-Podsole insbesondere in den Randberei-
chen westlich, nordöstlich und südlich auftreten (vgl. Abbildung 26).  
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Abbildung 26: NIBIS® Kartenserver (08/2026): Bodenkarte 
von Niedersachsen 1 : 50.000 (BK 50) mit Plangebiet - LBEG, 
Hannover. Grundkarte © LGLN; nicht maßstabsgetreu 

Legende  

 mittlere Podsol-Braunerden (P-B3) 

 mittlere Gley-Podsole (G-P3) 

 
tiefe Podsol-Gleye (P-G4) 

 
mittlere Podsole (P3) 

  

Gemäß Baugrundgutachten ist im südwestlichen Bereich des SO1 sowie nordöstlich des 
SO2 häufiger mit Vernässungen und zeitweise aufgestautem Sickerwasser  zu rechnen. 
Zudem wurde Grundwasser in einer Tiefe von 1,69 m unter Gelände angetroffen. Insgesamt 
bestehen damit kleinräumig wechselnde Wasserverhältnisse.  

Natürliche Ertragsfähigkeit 

Die Bodenschätzungsdaten des LBEG geben für das Plangebiet überwiegend Sandböden (S) 
und anlehmige Sande (Sl) mit Bodenzahlen von 21 bis 25 an (Abbildung 27 und Abbildung 
28). Kleinräumig treten insbesondere im westlichen und südwestlichen Bereich Bodenzah-
len von 16 bis 20 sowie 26 bis 30 auf. Insgesamt ergibt sich damit eine überwiegend geringe 
natürliche Ertragsfähigkeit . 

  
Abbildung 27: NIBIS® Kartenserver (08/2026): 
Bodenschätzung mit Plangebiet - LBEG, Hannover. 
Grundkarte © LGLN; nicht maßstabsgetreu 

Abbildung 28: NIBIS® Kartenserver (08/2026): 
Bodenklassen der Bodenschätzung mit Plangebiet - LBEG, 
Hannover. Grundkarte © LGLN; nicht maßstabsgetreu 
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 Legende  Legende  

 
Bodenzahl 16 т 20   Sand (S) 

 
Bodenzahl 21 т 25   anlehmiger Sand (Sl) 

 
Bodenzahl 26 т 30 Hinweis: die schraffierten Bereiche haben die Zu-

standsstufe 5, die nicht schraffierten, die Zustands-
stufe 4  

Bodenzahl 31 т 35 

 

Bodengefährdungen und Empfindlichkeiten3 

Bodenkundliche Feuchtestufe (Sommer/ Frühjahr 1990 т 2020) 

Im Plangebiet überwiegt sowohl im Frühjahr als auch im Sommer die bodenkundliche 
Feuchtestufe (BKF) 1 (= sehr trocken). In den grundwasserbeeinflussten Randbereichen 
treten höhere Feuchtestufen auf: Im Westen wird überwiegend BKF 5 (= mittelfrisch) und im 
Norden BKF 3 (= schwach trocken) erreicht. Insgesamt sind damit überwiegend sehr tro-
ckene Standortverhältnisse anzutreffen.  

Verdichtung  

Die Gefährdung der Bodenfunktionen durch Verdichtung  ist im gesamten Plangebiet ge-
ring. Die standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit  wird im westlichen und südli-
chen Bereich als sehr gering und im mittleren sowie nordöstlichen Bereich als gering ein-
gestuft.  

Erosionsgefährdung 

Die potenzielle Erosionsgefährdung  durch Wasser  wird nördlich des bestehenden Weges 
mit keiner bis sehr gering  und südlich des Weges, insbesondere im Nahbereich des südli-
chen Grabens, mit sehr gering bewertet (Stufen 1 und 2 von 7). Demgegenüber besteht auf 
den großflächigen Ackerflächen eine hohe bis sehr hohe potenzielle Erosionsgefährdung 
durch Wind , die im Bereich der Gehölzbestände deutlich abnimmt (vgl. Abbildung 29).  

 
3 Datengrundlage: Niedersächsisches Bodeninformationssystem (NIBIS® Kartenserver), Landesamt für Berg-
bau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover, Abruf 08/2026; Auswertungen zu Verdichtungsempfindlichkeit, 
potenzieller Erosionsgefährdung durch Wasser und Wind, potenzieller Nitratkonzentration im Sickerwasser 
sowie relativer Bindungsstärke des Oberbodens für Schwermetalle. 
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Abbildung 29: NIBIS® Kartenserver (08/2026): potenzielle 
Winderosion mit Plangebiet - LBEG, Hannover. Grundkarte 
© LGLN; nicht maßstabsgetreu 

Legende  

 
keine bis sehr geringe Erosionsgefähr-
dung  

 
sehr geringe Erosionsgefährdung 

 
geringe Erosionsgefährdung 

 
mittlere Erosionsgefährdung 

 
hohe Erosionsgefährdung 

 
sehr hohe Erosionsgefährdung 

  

Stickstoff im Boden und relative Bindungsstärke des Oberbodens für Schwermetalle  

Die potenzielle Nitratkonzentration im Sickerwasser  wird überwiegend mit 25т50 mg/l 
und damit als gering eingestuft (Basis-Emissionsmonitoring 2023, NIBIS® 2026).  

Die relative Bindungsstärke des Oberbodens für Schwermetalle  wird, exemplarisch an-
hand von Cadmium, als hoch  bewertet.  

 

Bewertung der Bodenfunktionen  

Die Bewertung erfolgt nach den Bodenfunktionen gemäß § 2 BBodSchG unter Berücksichti-
gung der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung des Schutzgutes Boden in Planungs- und Geneh-
migungsverfahren nach GUNREBEN & BOESS (2006); vgl. Tabelle 13. Die Nutzungsfunktion 
(z. B. Boden als Rohstofflagerstätte sowie als Siedlungs- und Erholungsfläche bzw. als 
Standort für wirtschaftliche Nutzungen) wird zur Vermeidung von Doppelprüfungen dem 
Schutzgut Mensch zugeordnet (Kapitel 2.8) und wird an dieser Stelle zur Bewertung der na-
türlichen Bodenfunktionen für nicht erforderlich gehalten.  
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 Tabelle 13: Natürliche Bodenfunktionen und Archivfunktionen nach BBodSchG und ihre Bewertungspraxis in 
Niedersachsen (nach GUNREBEN & BOESS 2003/2006; eigene Ergänzungen und Anpassungen) 

Natürliche Bodenfunktionen und 
Archivfunktionen  

(vgl. § 2 BBodSchG) 

Wesentliche Bewertungskriterien  Bewertung 
gem. NUBIS ® 

Lebensgrundlage und Lebens-
raum  

für Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Bodenorganismen 

- besondere Standorteigenschaften (Extrem-
standorte) 

- Naturnähe 
- natürliche Bodenfruchtbarkeit 

nicht vorhanden  
 

sehr gering bis 
gering 

Bestandteil des Naturhaushalts  
insbesondere mit seinen Wasser- 
und Nährstoffkreisläufen 

Bodenwasserhaushalt 

- Wasserspeichervermögen 

gering 

Filter -, Puffer- und Stoffumwand-
lungsfunktion  
insbesondere auch zum Schutz 
des Grundwassers 

Filterpotenzial gegenüber 

- Schwermetallen 
- Organika 
- Nitrat 

hoch 

Archiv  der Natur- und Kulturge-
schichte 

- naturgeschichtliche Bedeutung 
- kulturgeschichtliche Bedeutung 
- Seltenheit 

nicht vorhanden  

 

Bestandsbewertung 

Die Einordnung nach den Kategorien der Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen (NLT et al., 2023; vgl. Tabelle 14) zeigt, dass im Plangebiet 
keine Böden besonderer Bedeutung  betroffen sind. Dies ergibt sich aus der Bewertung der 
Bodenfunktionen nach GUNREBEN & BOESS (2006) (vgl. Tabelle 13). Aufgrund der hohen bis 
sehr hohen potenziellen Winderosionsgefährdung der Ackerflächen liegen jedoch Böden 
mit gefährdeter Funktionsfähigkeit vor. Eine beeinträchtigte Funktionsfähigkeit ist dagegen 
nicht festzustellen. 

Tabelle 14: Bewertung und Prüfung der Kategorien nach NLT et al. (2023) 

Kategorie Bewertung  

Böden mit besonderer Bedeutung  Nicht betroffen.  

Böden mit gefährdeter Funktionsfähigkeit  Teilweise betroffen: hohe bis sehr hohe potenzielle 
Winderosionsgefährdung; Verdichtungs- und Was-
sererosionsgefährdung gering. 

Böden mit beeinträchtigter Funktionsfähigkeit : Nicht  betroffen . 

 

Entsprechend der niedersächsischen Bewertungspraxis nach NMU & NLÖ (2003) werden 
die intensiv genutzten Ackerflächen der Wertstufe III (allgemeine Bedeutung)  und die be-
reits versiegelten Flächen des bestehenden Wirtschaftsweges der Wertstufe I (geringe Be-
deutung)  zugeordnet. Die vorgenannte Bestandsermittlung, einschließlich der hohen Filter-
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 , Puffer- und Stoffumwandlungsfunktion sowie der erhöhten Winderosionsgefährdung, führt 
zu keiner abweichenden Einstufung. 

Insgesamt  besitzen die Böden im Plangebiet aufgrund ihrer überwiegend geringen natürli-
chen Ertragsfähigkeit und der bestehenden anthropogenen Überprägung allgemeine Be-
deutung . 

2.5.2 Prognose über die Entwicklung  des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung 
fortbestehen. Eine Extensivierung der Flächen und die damit verbundene dauerhafte Boden-
bedeckung zur Minderung der potenziellen Winderosionsgefährdung würden nicht erfolgen. 
Auch eine Verringerung der mit der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung verbundenen 
Stoffeinträge in Boden und Wasser wäre nicht zu erwarten. Die bestehenden Bodenfunktio-
nen blieben damit im Wesentlichen unverändert; eine Verbesserung insbesondere hinsicht-
lich der Winderosionsgefährdung und der stofflichen Belastung wäre nicht zu erwarten.  

2.5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Baubedingte Auswirkungen 

Die wesentlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind während der Bau- und Rück-
bauphase zu erwarten. Sie sind grundsätzlich temporär, können bei unsachgemäßer Durch-
führung jedoch zu nachhaltigen Beeinträchtigungen führen. Maßgebliche Wirkungen sind: 

- Bodenverdichtung  durch Befahren mit schweren Maschinen. Ā  Kapitel 2.5.4 
- Bodenumlagerung/ -durchmischung  durch Abtrag und die Zwischenlagerung des 

Oberbodens in Bereichen der Fundamentgründungen und Kabeltrassen, sowie das 
Einbringen von Fremdsubstraten wie Schotter für temporäre Wege. Auf vegetations-
freien Flächen besteht ein erhöhtes Erosionsrisiko bei Starkregen oder Wind. Ā  Ka-
pitel 2.5.4 

- potenzielle Stoffeinträge  durch Betriebsstoffe wie Öl oder Kraftstoffe bei unsach-
gemäßer Handhabung. Ā  Kapitel 2.5.4 

- Erschütterungen  bei Bautätigkeiten, insbesondere durch Rammung der Modulauf-
ständerungen. Diese Erschütterungen wirken lediglich zeitlich begrenzt und haben 
keine erheblichen nachhaltigen Effekte. Sie sind daher zu vernachlässigen. X  

Anlagebedingte Auswirkungen 

Die anlagebedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden ergeben sich insbesondere 
aus der Flächeninanspruchnahme durch die baulichen Anlagen und Erschließungsflächen 
sowie potenziellen Stoffeinträgen  aus den Modulgründungen. Diese Auswirkungen kön-
nen vermieden, gemindert und ausgeglichen werden (Ā Kapitel 2.5.4). Zugleich ergeben 
sich anlagebedingt auch positive Auswirkungen auf die Bodenfunktionen. 
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 Versiegelung/ Flächeninanspruchnahme 

Die Modulflächen werden in aufgeständerter Bauweise errichtet und führen daher nicht zu 
einer flächenhaften Versiegelung. Die Überschirmung wird durch eine GRZ von 0,6 begrenzt. 
Aufgrund einer lichten Höhe von mindestens 0,8 m, eines Reihenabstands von mindestens 
2,5 m sowie eines Abstands von mindestens 2,0 cm zwischen den einzelnen Modulen blei-
ben Belichtung und Niederschlagszufuhr des Bodens grundsätzlich erhalten. Letzteres 
wurde auch durch das Baugrundgutachten (ConSoGeol GmbH & Co. KG, 2026) bestätigt. 
Der Boden weist grundsätzlich eine gute Wasserdurchlässigkeit auf. Die aufgeständerte 
Bauweise sowie die lückenhafte Montage der Module führt nach den gutachterlichen Fest-
stellungen zu keiner wesentlichen Veränderung der bestehenden Bedingungen für die Ver-
sickerung von Niederschlagswasser. Das zwischen den Modulen auftreffende Nieder-
schlagswasser kann weiterhin flächenhaft auf den Boden gelangen und dort versickern.  

Im Bereich der Tropfkanten kann grundsätzlich eine kleinräumige Konzentration des Nieder-
schlags und damit die Bildung von Erosionsrinnen entstehen. Aufgrund der geringen Was-
sererosionsgefährdung und der fehlenden ausgeprägten Geländeneigung wird diese Wir-
kung als gering eingestuft. 

Die maßgebliche Versiegelung des Bodens beschränkt sich daher auf punktuelle Bereiche 
der Modulaufständerungen, Nebenanlagen und Batteriespeicher mit geringer Grundfläche 
sowie interne Erschließungswege, die wasserdurchlässig ausgeführt werden. Insgesamt 
liegt der Versiegelungsgrad deutlich unter dem einer konventionellen Bebauung. Das 
Schutzgut Boden betreffende Festsetzungen beziehen sich vorrangig auf die zulässige Über-
deckung durch Module (GRZ 0,6) sowie die Grundfläche (GR) weiterer baulicher Anlagen, 
die aufgrund der Eigenart des Vorhabens differenziert wird nach: 

- GRZ: Horizontal überschirmte Fläche durch Solarmodule (ӇШÚĤĲƖƚĦőŔƖůƨŰŊь 
- GR I: Grundfläche der zulässigen Nebengebäude (ӇШéĲƖƚŔĲŊĲũƨŰŊь 
- GR II: Verkehrsflächen sind wasserdurchlässig zu errichtet (z. B. Gras- oder Schot-

terwege). 
- GR III: Grundfläche der zulässigen Batteriespeicher 

Die punktuelle Versiegelung durch Modulstützen beträgt i. d. R. lediglich ca. 0,2% der Ge-
samtfläche und ist vernachlässigbar, wird aber dennoch in der Gesamtbetrachtung berück-
sichtigt. Nebenanlagen wie Trafostationen sind vollversiegelt, jedoch auf insgesamt 800 m² 
begrenzt. Speicheranlagen sind auf das SO1 beschränkt und dürfen maximal 400 m² versie-
geln. Verkehrswege beanspruchen ca. 5т10 % der Fläche, bleiben aber versickerungsfähig, 
die Fläche ist dennoch auf maximal 9.000 m² beschränkt. Die Fläche des anlagenbedingt in 
Anspruch genommene Boden ist in Tabelle 15 aufgeführt. 

Der Versiegelungs- bzw. Teilversiegelungsgrad beträgt demnach insgesamt rund 2 % der 
Vorhabenfläche und liegt deutlich unter dem in den Hinweisen für einen naturverträglichen 
Ausbau von FF-PVA (NTL et al. 2023) empfohlenen Orientierungswert von 5 %. Die Modul-
überdeckung von maximal 51,6 % ist hiervon zu unterscheiden, da sie keine flächige Versie-
gelung des Bodens darstellt.  
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 Tabelle 15: Übersicht über die zulässige Flächeninanspruchnahme 

Anlagenbestandteil  Zulässige 
Fläche 

Art der Flächeninan-
spruchnahme  

Anteil an 
SO-Fläche 

Anteil an Vor-
habenfläche  

Überschirmung durch  
PV-Module  (GRZ 0,6) 

288.829 m² 
Überschirmung (keine 
Versiegelung) 

60,00 % 51,61 % 

Modulunterkonstruktionen / 
Rammprofile 
(ca. 0,2 % der SO-Fläche) 

ca. 963 m² 
punktuelle Fundamentie-
rung 

0,20 % 0,17 %  

Technische Nebenanlagen  
(Trafostationen, Wechselrich-
ter, Batteriespeicher) 
GR I: max. 800 m² 
GR III: max. 400 m² 

1.200 m² Vollversiegelung 0,25 % 0,21 % 

Verkehrsflächen  (GR II) 9.000 m² 

Teilversiegelung (wasser-
durchlässige Befesti-
gung, z. B. Schotter- oder 
Grasweg) 

1,87 % 1,61 % 

Maximale Flächeninan-
spruchnahme durch Funda-
mente, Gebäude und Ver-
kehrsflächen  

11.163 m² Voll- und Teilversiegelung 2,34 % 2,02 % 

 

Stoffeinträge 

Je nach Bodenverhältnissen und eingesetzten Materialien können zusätzliche Einwirkungen 
durch Stoffeinträge  aus der Unterkonstruktion oder durch beschädigte Module auf den Bo-
den entstehen (Ā  Kapitel 2.5.4): 

Beim Einsatz verzinkter Rammprofile für die Modulunterkonstruktion  kann es unter Witte-
rungseinfluss zu Zinkabtrag in den Boden kommen. Zink ist zwar ein essenzielles Spurenele-
ment, kann jedoch bei übermäßiger Konzentration lokal toxisch auf Mikroorganismen wir-
ken. Eine Zinküberdosierung oder sogar Vergiftung beim Menschen ist jedoch sehr unwahr-
scheinlich. Gemäß Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) liegt die toxische Dosis für den 
Menschen bei 225-450 mg. Die Freisetzung hängt maßgeblich von Boden-pH-Wert und 
Feuchtigkeit ab. Untersuchungen zeigen, dass 98т99 % des freigesetzten Zinks im Oberbo-
den (ca. 5т10 cm um den Pfahl) durch natürliche Adsorptionsprozesse gebunden werden 
und somit nicht in tiefere Bodenschichten oder das Grundwasser gelangen (Initiative ZINK, 
2024). Die berechneten jährlichen Frachten liegen mit ca. 11,5mg Zn/kg Boden deutlich un-
ter den zulässigen Zusatzbelastungen gemäß BBodSchV (1.200g Zn/ha/a) und sind im Ver-
gleich zu landwirtschaftlichen Zinkgaben (5т10 kg Zn/ha/a) sehr gering (Initiative ZINK, 
2024). Gleichwohl kann bei einem Einbau der Rammprofile in die gesättigte Zone bzw. den 
Grundwasserschwankungsbereich ein erhöhter Zinkeintrag nicht vollständig ausgeschlos-
sen werden. Die Rammtiefe der Modulaufständerungen steht gemäß Baugrundgutachten 
zum derzeitigen Planungsstand noch nicht fest; diese kann je nach Untergrund i. d. R. 
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 voraussichtlich etwa 2,0 m betragen. Aufgrund der im Baugrundgutachten festgestellten ge-
ringen Korrosionsaggressivität des Bodens sowie der hohen Bindungsfähigkeit des Oberbo-
dens für Schwermetalle wird das Risiko eines relevanten Zinkeintrags grundsätzlich als ge-
ring bewertet. Aufgrund der kleinräumig wechselnden Wasserverhältnisse, der möglichen 
Lage einzelner Gründungsprofile im Grundwasserschwankungsbereich und der Lage des 
Plangebiets innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebiets sind jedoch vorsorgliche Maß-
nahmen zum Schutz von Boden und Grundwasser angezeigt. Hierzu kommen insbesondere 
alternative Materialien bzw. geeignete Beschichtungsverfahren, beispielsweise eine Dünn-
schichtverzinkung (z. B. Magnelis®, MicroZinq®) oder Duplex-Beschichtung, in Betracht (LfU 
2013).Ā  Kapitel 2.5.4 

Positive Auswirkungen 

Die Überschirmung der Fläche durch PV-Module sowie die Entwicklung von Extensivgrün-
land und die Anlage von Sichtschutzhecken können auch positive Wirkungen auf die Bo-
denfunktionen  haben und die Regeneration der Bodenstruktur fördern: 

- Reduzierte Sonneneinstrahlung:  Senkt die Bodentemperatur an heißen Tagen und 
mindert dadurch Bodenwasserverluste (Trommsdorff et al., 2020). 

- Erhöhter Schutz vor Winderosion:  Durch den Dauerbewuchs der Flächen, die Über-
schirmung sowie die geplanten Sichtschutzhecken, kann die Widerstandsfähigkeit 
gegenüber Erosion durch Wind und Wasser deutlich steigern (BfN 2024) т ein Aspekt, 
der für die erosionsgefährdeten Standort besonders von Bedeutung ist. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Durch die Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ergeben sich betriebsbe-
dingt überwiegend  positive Wirkungen auf das Schutzgut Boden . Mit dem Wegfall der re-
gelmäßigen Bodenbearbeitung sowie des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
werden die bisherigen mechanischen Belastungen und stofflichen Einträge deutlich redu-
ziert. Die gelegentliche Befahrung für Wartungs- und Pflegearbeiten bleibt deutlich hinter 
der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzungsintensität zurück und ist daher von unterge-
ordneter Bedeutung. 

Mögliche betriebsbedingte Auswirkungen der PV-Anlage beschränken sich im Wesentlichen 
auf potenzielle Stoffeinträge : 

- Reinigungsmittel : Der Einsatz chemischer Reinigungsmittel für die Modulpflege ist 
ausgeschlossen, wodurch eine Kontamination des Bodens vermieden wird. Ā  Kapi-
tel 2.5.4 

- Transformatoren : Schadstoffeinträge werden durch Sicherheitsmaßnahmen wie 
Auffangwannen und Doppelwandigkeit verhindert. Ā  Kapitel 2.5.4 

- Module : Im regulären Betrieb verursacht die PV-Anlage keine relevanten Schadstof-
femissionen. Bei Beschädigung von Modulen können jedoch grundsätzlich Stoffe 
freigesetzt und über Niederschlagswasser in den Boden eingetragen werden. Be-
schädigte Module sind daher zeitnah von der Fläche zu entfernen. Ā  Kapitel 2.5.4 
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 2.5.4 Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Zur Vermeidung und Minimierung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden ins-
besondere folgende Maßnahmen vorgesehen: 

- Vermeidung und Minimierung von Versiegelung/ Flächeninanspruchnahme : 
Á V1.1 Begrenzung der zulässigen Grundfläche/ Versiegelung. 
Á V1.2 Verwendung von Ramm- oder Schraubprofilen zur Gründung der Mo-

dule. 
Á V1.3 Errichtung von Verkehrsflächen in versickerungsfähiger Form. 
Á V1.4 Flächenhafte Versickerung des Niederschlagswasser. 
Á V1.5 Mindestabstände zwischen den Modulreihen. 
Á V1.6 Mindestabstand zwischen Modulunterkante und Oberboden 
Á V1.7 Mindestabstand bei Montage zwischen einzelnen Modulen 
Á V4.1 Entwicklung eines Extensivgrünlands innerhalb der Sondergebietsflä-

chen. 
Á V4.3 Erhalt vorhandener Gehölzbestände. 
Á V7 Begrenzung der überbaubaren Flächen und Erhalt ökologisch sensibler Be-

reiche. 
- Vermeidung und Minimierung von Bodenumlagerung/ -durchmischung : 

Á V2.1 Erhalt des natürlichen Geländeverlaufs 
Á V2.2 Sorgfältiger Umgang mit Oberboden sowie Rekultivierung  
Á V2.3 Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtungen während der Bau-

phase 
- Vermeidung und Minimierung von Stoffeinträgen : 

Á V3.1 Sicherer Umgang mit Betriebsstoffen (Öl, Kraftstoff) 
Á V3.2 Zeitnahe Entfernung beschädigter Module 
Á V3.3 Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
Á V3.4 Verzicht auf chemische Reinigungsmittel zur Modulpflege 
Á V3.5 Anforderungen an in den Boden eingebrachte Gründungsbauteile 
Á V3.6 Anforderungen für den Einsatz von Öltransformatoren 

- Ausgleich von Versiegelung: 
Á M1 Umwandlung von Acker in artenreiches Extensivgrünland. 
Á M2 Anlage einer mind. 3-reihigen Hecke. 

2.5.5 Gesamtbewertung der Auswirkungen  

Die wesentlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden entstehen während der Bau-
phase. Durch die vorgesehenen und in der üblichen Praxis angewandten Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen werden nachteilige Auswirkungen weitgehend vermieden bzw. mi-
nimiert. Aufgrund der überwiegend sehr geringen bis geringen Verdichtungsgefährdung der 
Böden und der zeitlichen Begrenzung der Bauphase sind bei Umsetzung der vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen keine dauerhaften erheblichen Beeinträchtigungen  zu erwarten. 
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 Die anlagebedingte Flächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung lässt sich zwar re-
duzieren, jedoch nicht vollständig vermeiden, sodass hierfür Ausgleichsmaßnahmen erfor-
derlich sind (Ā Kapitel 3.3.2 des Umweltberichts). Die Bodenfunktionen bleiben aufgrund 
der aufgeständerten Bauweise und der begrenzten Versiegelung weitgehend erhalten. Zu-
dem können die Überschirmung und der dauerhafte Bewuchs in Teilbereichen zur Verringe-
rung von Wasserverlusten und der Winderosionsgefährdung beitragen. Die geplanten Sicht-
schutzhecken unterstützen diesen Effekt zusätzlich. 

Betriebsbedingt  sind keine relevanten Beeinträchtigungen zu erwarten. Durch die Extensi-
vierung der Flächen, den Wegfall der regelmäßigen Bodenbearbeitung sowie den Verzicht 
auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel ergeben sich vielmehr positive Wirkungen auf die Bo-
denfunktionen und insbesondere eine Verringerung der bisherigen mechanischen und stoff-
lichen Belastungen. 

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen sowie der positiven Effekte sind die verbleibenden Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden als gering und damit als nicht erheblich zu bewerten. 

2.6 Schutzgut Wasser  

Das Schutzgut Wasser umfasst die Aspekte Schutzgebiete, Oberflächengewässer und 
Grundwasser  einschließlich der jeweiligen qualitativen und mengenmäßigen Funktionen. 
Zwischen dem Schutzgut Wasser und dem Schutzgut Boden bestehen enge funktionale 
Wechselbeziehungen. 

2.6.1 Bestandsaufnahme und -bewertung  (Basisszenario) 

Schutzgebiete 

 Im Plangebiet und seinem unmittelbaren Umfeld befinden sich keine festgesetzten Über-
schwemmungsgebiete oder Was-
serschutz gebiete . Der Geltungsbe-
reich liegt jedoch innerhalb des Trink-
ƽċƚƚĲƖŊĲƽŔŰŰƨŰŊƚŊĲĤŔĲƣƚШ јÅƬőĲŰљШ
(Gebiets-Nr. 03151402102). Der nord-
westliche Bereich liegt in der Schutz-
zone III B, der südöstliche Bereich in 
der Schutzzone III A. Das Trinkwasser-
gewinnungsgebiet ist bislang nicht als 
Wasserschutzgebiet festgesetzt, son-
dern stellt die hydrogeologische Ab-
grenzung eines beantragten Wasser-
rechts dar. 

 

Abbildung 30: Auszug NUMIS; Trinkwassergewinnsungsgebiete 
(TGG) nach Schutzzone mit Plangebiet; nicht maßstabsgetreu. 
©  Daten: Dienstleistungszentrum des Bundes für Geoinformation 
und Geodäsie, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz 
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 Oberflächengewässer 

Innerhalb der Vorhabenfläche  
befinden sich keine dauerhaft 
oder regelmäßig wasserführenden 
Oberflächengewässer. Nach 
Starkregenereignissen, Über-
schwemmungen oder bei erhöh-
tem Grundwasserstand können 
sich jedoch in Geländemulden, 
vorhandenen Gräben oder Flut-
mulden zeitweise Wasseran-
sammlungen bilden. Im Bau-
grundgutachten wird insbeson-
dere im südwestlichen und nord-
östlichen Bereich häufiger mit Ver-
nässungen und zeitweise aufge-
stautem Sickerwasser gerechnet. 
Insgesamt bestehen damit klein-
räumig wechselnde Wasserver-
hältnisse. 

Im näheren Umfeld  des Plangebiets befinden sich folgende Oberflächengewässer: 

- Südwestlich (ca. 80 m) und südöstlich (ca. 270 m) der Vorhabenfläche befinden sich 
jeweils kleine Binnengewässer . 

- Entlang der südlichen Grenze verläuft die Schwarze Riehe (auch als Helertgraben 
bezeichnet), ein Gewässer III. Ordnung. Der Graben ist begradigt und anthropogen 
überprägt und weist daher aktuell eine geringe ökologische Wertigkeit auf. Der Ge-
wässerrandstreifen beträgt gemäß § 58 NWG i. V. m. § 38 WHG 3 m zu beiden Seiten 
und ist aufgrund seiner ökologischen Funktion zu erhalten sowie für die Gewässerun-
terhaltung freizuhalten. 

- Am westlichen und nördlichen Gebietsrand verlaufen weitere, im niedersächsischen 
Verzeichnis als trockenfallende Gewässer  erfasste Gräben. Dabei handelt es sich 
um Gewässer, die regelmäßig weniger als sechs Monate im Jahr wasserführend sind. 
Der westliche Graben ist ebenfalls als Gewässer III. Ordnung erfasst; hier kann eine 
Ausnahmeregelung zum Gewässerrandstreifen im Rahmen des Aktionsprogramms 
ј ŔĲĬĲƖƚęĦőƚŔƚĦőĲƖШìĲŊљШŊĲũƣĲŰЮ 

Die vorhandenen Oberflächengewässer und Gräben erfüllen trotz ihrer überwiegend gerin-
gen ökologischen Wertigkeit eine hydrologische Funktion als Vorfluter für den Abfluss von 
Niederschlagswasser. Dies ist insbesondere bei Starkregenereignissen relevant. 

Die Hinweiskarte Starkregengefahren des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz (MU) zeigt im Plangebiet insbesondere im nordöstlichen sowie 
westlichen und südwestlichen Bereich potenzielle Überflutungsbereiche. Für außer-

Abbildung 31: Schwarze Riehe/ Helertgraben südlich des Plangebiets. 
Fotostandort: südwestliche Ecke des Geltungsbereichs bis Blick nach 
Osten. (Foto: 02/2025) 
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 gewöhnliche Ereignisse (HQ100) werden dort Überflutungstiefen von bis zu etwa 50 cm, für 
extreme Ereignisse (HQextrem) von bis zu etwa 100 cm dargestellt (vgl. Abbildung 32 und Ab-
bildung 33). 

    
Abbildung 32: Auszug Hinweiskarte Starkregengefahren HQ100 mit Plangebiet (blau umrandet); nicht maßstabsgetreu 
(Quelle: Umweltkarten Niedersachsen; © MU) 

    
Abbildung 33: Auszug Hinweiskarte Starkregengefahren HQextrem mit Plangebiet (blau umrandet); nicht 
maßstabsgetreu (Quelle: Umweltkarten Niedersachsen; © MU) 

Aufgrund des fehlenden dauerhaften Bewuchses im Bereich der Ackerflächen ist von einem 
erhöhten Oberflächenabfluss  innerhalb der Plangebiete auszugehen, der jedoch aufgrund 
der kaum vorhandenen Geländeneigung als nicht erheblich eingestuft wird. Gemäß NIBIS® 
wird die Erosionsgefährdung durch Wasser zudem als sehr gering bis gering angegeben (vgl. 
Schutzgut Boden). 

Grundwasser 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Grundwasserkörpers  Ohre-Urstromtal (Obere Ohre) . 
Das Schutzpotenzial  der Grundwasserüberdeckung  wird im nordöstlichen Bereich als 
hoch  und im südwestlichen Bereich als mittel  eingestuft. Die Grundwasseroberfläche  
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 liegt gemäß NUMIS (Niedersächsisches Umweltportal) in einer Tiefenstufe von etwa > 60 bis 
65 m ü. NHN. Das Gelände liegt im Mittel bei etwa 68 m ü. NHN und fällt nach Süden in 
Richtung der Schwarzen Riehe bis auf etwa 66 m ü. NHN ab. Die Grundwasserstufe  der 
Böden weist auf räumlich unterschiedliche Grundwassereinflüsse hin (vgl. Abbildung 34). 
Im Rahmen der Baugrunduntersuchung wurden örtlich Wasserzutritte festgestellt und 
Grundwasser bei  1,69 m unter Geländeoberkante  angetroffen. Daneben treten Bereiche 
mit oberflächennahem, zeitweise aufgestautem Sickerwasser auf. Insgesamt liegen somit 
kleinräumig wechselnde hydrogeologische Verhältnisse  vor. 

Die Sickerwasserrate  liegt im 
Plangebiet überwiegend bei > 200 
bis 250 mm/a. Kleinräumig, insbe-
sondere im westlichen und südli-
chen Randbereich, werden > 100 
bis 150 mm/a erreicht. Im Vergleich 
zur mittleren jährlichen Grundwas-
serneubildungsrate in Niedersach-
sen von etwa 156 mm/a im Zeit-
raum 1981т2010 ist die Sickerwas-
serrate im überwiegenden Teil des 
Plangebiets überdurchschnittlich. 
Die Grundwasserneubildung wird 
daher insgesamt als von allgemei-
ner bis besonderer Bedeutung ein-
gestuft. (LBEG, NIBIS® Kartenser-
ver, 2026) 

Die intensive landwirtschaftliche 
Nutzung stellt jedoch eine potenzi-
elle Vorbelastung des Grundwas-
sers durch stoffliche Einträge, ins-
besondere durch Düngung, dar. Die 
potenzielle Nitratkonzentration 
im Sickerwasser  wird überwie-
gend mit 25т50 mg/l und damit als 
gering eingestuft (Basis-Emissi-
onsmonitoring 2023, NIBIS® 2026). 

Aufgrund der Einordnung des Gebiets in den Handlungsbereich C4 des Trinkwasserprioritä-
tenprogramms 2025 ist gleichzeitig von einer erhöhten Relevanz der Nitratbelastung für den 
Trinkwasserschutz auszugehen. 

 
4 In den Handlungsbereich C sind diejenigen Gebiete einzuordnen, die in den 4 Jahren vor Neuabschluss eines 
Trinkwasserschutzvertrages eine mittlere fördermengengewichtete Nitratkonzentration im Rohwasser von 
25 mg/l überschritten haben oder eine Überschreitung in naher Zukunft erwarten lassen (Trend). (MU, 2025) 

 

 
Abbildung 34: Übersichtskarte der Grundwasserstufe der Böden (GWS).  

Eine geringe GWS kennzeichnet einen hohen Grundwasserstand und 
damit einen hohen Einfluss des Grundwassers auf den Boden.  NIBIS® 
Kartenserver (08/2026); mit Plangebiet - LBEG, Hannover. Grundkarte 
© LGLN; nicht maßstabsgetreu 
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 Bestandsbewertung 

Das Plangebiet weist hinsichtlich des Schutzgutes Wasser unterschiedliche Wertigkeiten 
und Empfindlichkeiten auf. Die vorhandenen Gräben und Gewässer im Randbereich besit-
zen aufgrund ihrer anthropogenen Überprägung eine überwiegend allgemeine Bedeutung, 
erfüllen jedoch eine relevante Funktion für die Entwässerung und den Abfluss von Nieder-
schlagswasser. Die lokalen Überflutungsbereiche sind insbesondere im Hinblick auf 
Starkregenereignisse bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. 

Für das Grundwasser bestehen aufgrund der kleinräumig unterschiedlichen hydrogeologi-
schen Verhältnisse sowie des überwiegend mittleren bis hohen Schutzpotenzials der 
Grundwasserüberdeckung unterschiedliche Empfindlichkeiten gegenüber stofflichen Ein-
trägen. Die überwiegend überdurchschnittliche Sickerwasserrate und damit verbundene 
Bedeutung der Grundwasserneubildung sind ebenfalls zu berücksichtigen. Aufgrund der 
Lage des Plangebiets innerhalb des ÑƖŔŰťƽċƚƚĲƖŊĲƽŔŰŰƨŰŊƚŊĲĤŔĲƣƚШјÅƬőĲŰљ kommt dem 
Schutz des Grundwassers zudem eine besondere wasserwirtschaftliche Bedeutung zu, 
auch wenn derzeit kein festgesetztes Wasserschutzgebiet besteht. 

Insgesamt werden die Oberflächengewässer und deren Funktionen überwiegend als von 
allgemeiner Bedeutung  und die Grundwasserfunktionen aufgrund der Bedeutung der 
Grundwasserneubildung sowie der wasserwirtschaftlichen Bedeutung des Trinkwasserge-
winnungsgebiets als von allgemeiner bis besonderer Bedeutung  eingestuft. Für das 
Schutzgut Wasser ergibt sich damit insgesamt  eine mittlere bis hohe Bedeutung . 

2.6.2 Prognose über  die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung 
fortbestehen. Eine Extensivierung der Flächen und damit ein dauerhafter Bewuchs, der den 
Oberflächenabfluss und die Erosionsgefährdung mindern kann, würde nicht erfolgen. 
Ebenso ist nicht davon auszugehen, dass sich der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln und damit die potenziellen stofflichen Einträge in das Grundwasser reduziert. Die 
bestehenden Funktionen der Gewässer und Gräben als Vorfluter sowie die derzeitigen Ver-
hältnisse der Grundwasserneubildung blieben im Wesentlichen unverändert. 

2.6.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Aufgrund der engen Wechselbeziehungen zwischen Boden und Wasser bestehen teilweise 
vergleichbare Wirkpfade wie beim Schutzgut Boden. Für das Schutzgut Wasser sind insbe-
sondere Veränderungen des Oberflächenabflusses, der Versickerung sowie mögliche Stof-
feinträge in das Grundwasser relevant. 



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 133 | 202 

 Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauphase können insbesondere folgende Auswirkungen auftreten: 

- Erhöhter Oberflächenabfluss  infolge baubedingter Bodenverdichtungen, die die In-
filtrationsfähigkeit vorübergehend vermindern können.Ā Kapitel 2.6.4 

- Stoffeinträge durch Betriebsstoffe wie Öl oder Kraftstoffe bei unsachgemäßer Hand-
habung. Ā Kapitel 2.6.4 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Nach Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind die Auswirkungen auf das Schutz-
gut Wasser deutlich geringer und betreffen im Wesentlichen die Flächenüberschirmung, die 
Versiegelung sowie potenzielle Stoffeinträge: 

- Überschirmung : Die zulässige Modulüberdeckung ist begrenzt. Durch eine lichte 
Höhe von mindestens 0,8 m, einen Reihenabstand von mindestens 2,5 m sowie Mo-
dulabstände von mindestens 2,0 cm bleibt eine ausreichende Niederschlagsvertei-
lung und flächenhafte Versickerung grundsätzlich erhalten. Ā Kapitel 2.6.4 

- Versiegelung: Die tatsächliche Versiegelung beschränkt sich auf Nebenanlagen so-
wie punktuell auf die Modulgründungen. Erschließungswege werden wasserdurch-
lässig ausgeführt, sodass die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt insgesamt ge-
ring bleiben. Ā Kapitel 2.6.4 

- Stoffeinträge : Die Modulgründungen befinden sich voraussichtlich teilweise im 
Grundwasserschwankungsbereich. Während für verzinkte Stahlprofile in der unge-
sättigten Bodenzone gemäß dem Praxis-Leitfaden für die ökologische Ausgestaltung 
von PV-Freiflächenanlagen (LfU, 2014, S.24) grundsätzlich keine wasserwirtschaftli-
chen Bedenken bestehen, sind bei einer Gründung innerhalb der gesättigten Zone 
geeignete Vorsorgemaßnahmen т beispielsweise Dünnschichtverzinkungen т vorzu-
sehen (vgl. Schutzgut Boden, Kapitel 2.5.3). Ā Kapitel 2.6.4 

Neben den potenziellen Beeinträchtigungen ergeben sich auch positive Auswirkungen  auf 
den Wasserhaushalt. Die Überschirmung reduziert die direkte Sonneneinstrahlung und 
kann dadurch die Verdunstung sowie Bodenwasserverluste mindern (vgl. Trommsdorff et 
al., 2020). Wesentlich bedeutsamer sind jedoch die Umwandlung der Ackerflächen in Ex-
tensivgrünland und die Neuanlage von Hecken, wodurch der Oberflächenabfluss reduziert, 
die Grundwasserneubildung begünstigt und stoffliche Einträge in das Grundwasser verrin-
gert werden können. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt sind überwiegend positive Auswirkungen  auf das Schutzgut Wasser zu 
erwarten. Der Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel reduziert die stoffliche Belas-
tung des Grundwassers nachhaltig und ist insbesondere aufgrund der Lage im Trinkwasser-
gewinnungsgebiet von Bedeutung. Die gelegentliche Befahrung der Flächen für Wartungs- 
und Pflegearbeiten bleibt deutlich hinter der bisherigen landwirtschaftlichen 
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 Nutzungsintensität zurück und ist hinsichtlich Bodenverdichtung und Stoffeinträgen von un-
tergeordneter Bedeutung. 

Mögliche betriebsbedingte Auswirkungen beschränken sich auf potenzielle Stoffeinträge: 

- Reinigungsmittel : Der Einsatz chemischer Reinigungsmittel für die Modulpflege ist 
ausgeschlossen, wodurch eine Beeinträchtigung des Grundwassers vermieden wird. 
Ā Kapitel 2.6.4 

- Transformatoren : Potenzielle Schadstoffeinträge werden durch Auffangwannen 
und doppelwandige Ausführungen wirksam verhindert. Ā Kapitel 2.6.4 

- Beschädigte Module:  Im regulären Betrieb verursachen die PV-Module selbst keine 
Schadstoffemissionen. Bei beschädigten Modulen können grundsätzlich Stoffe frei-
gesetzt und über Niederschlagswasser in den Boden gelangen. Beschädigte Module 
sind daher zeitnah auszutauschen bzw. von der Fläche zu entfernen.  Ā Kapitel 2.6.4 

2.6.4 Vermeidung , Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Die Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen entsprechen im Wesentlichen den Maßnah-
men für das Schutzgut Boden  (vgl. Kapitel 2.5.4). Ergänzend ist sicherzustellen, dass die 
Gewässerunterhaltung der umliegenden Gräben durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt 
wird und die erforderliche Zufahrt für Unterhaltungsfahrzeuge erhalten bleibt. Dies wird 
durch die Freihaltung entsprechender Bereiche über die Baugrenzen (V7) gewährleistet. 
Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut Wasser nicht erforderlich. 

2.6.5 Gesamtbewertung  der Auswirkungen   

Die wesentlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser können durch die vorgesehenen 
Maßnahmen weitgehend vermieden oder minimiert werden. Aufgrund der geringen Neuver-
siegelung (vgl. Schutzgut Boden, Kapitel 2.5.3) und der geplanten Bauweise bleiben die Ver-
sickerung und die Niederschlagsverteilung weitgehend erhalten. Dies wird durch das Bau-
grundgutachten der ConSoGeol GmbH & Co. KG (2026) bestätigt, wonach der Untergrund 
eine gute Wasserdurchlässigkeit aufweist und durch die geplante Bebauung keine wesent-
liche Veränderung der bestehenden Versickerungsverhältnisse  zu erwarten ist.  

Erhebliche Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung  oder den Oberflächenwasser-
abfluss  sind daher nicht zu erwarten. Auch für die bei Starkregen potenziell überflutungsge-
fährdeten Bereiche ist aufgrund des geringen Versiegelungsanteils und der weitgehend er-
haltenen Versickerungsfähigkeit keine wesentliche Veränderung der Überflutungstiefen 
oder Abflussverhältnisse zu erwarten. Die entsprechenden Überflutungsbereiche sind zum 
Schutz der geplanten baulichen Anlagen bei der Anordnung und Ausgestaltung zu berück-
sichtigen. 

Die vorgesehenen Abstände zu den vorhandenen Gewässern  gewährleisten deren hydro-
logische Funktionen und Unterhaltung und tragen zugleich zur Verbesserung ihrer ökologi-
schen Funktionen bei. 
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 Positive Wirkungen  ergeben sich insbesondere durch die Extensivierung der Flächen und 
dem Ausbleiben von Dünge- und Pflanzenschutzmittel. Dadurch werden die bisherigen 
stofflichen Einträge aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung reduziert, was langfris-
tig zu einer Verbesserung der Grundwasserqualität  beitragen kann. Gleichzeitig kann der 
Dauerbewuchs durch die Verringerung des Oberflächenabflusses zu einer Verbesserung 
der Grundwasserneubildung  beitragen. Dies ist insbesondere aufgrund der Lage des Plan-
gebiets innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebiets von Bedeutung. Im regulären Betrieb 
verursacht die PV-Anlage keine relevanten Stoffeinträge in das Grundwasser. 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser unter Berücksichtigung der vor-
gesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen als gering erheblich  zu bewerten. 
Die langfristig zu erwartenden positiven Wirkungen auf die Grundwasserqualität und -neu-
bildung überwiegen. 

2.7 Schutzgut Klima und Luft  

2.7.1 Bestandsaufnahme und -bewertung (Basisszenario)  

Der Landkreis Gifhorn liegt im gemäßigt-maritim geprägten Klimaraum Norddeutschlands. 
Das Klima ist durch vergleichsweise milde Winter, mäßig warme Sommer und ganzjährig 
verteilte Niederschläge gekennzeichnet. Für die aktuelle Klimareferenzperiode 1991т2020 
beträgt die mittlere Jahresmitteltemperatur im Raum Gifhorn etwa 10,5 °C, der mittlere Jah-
resniederschlag etwa 740 mm. 

Die klimatischen Verhältnisse bieten grundsätzlich günstige Voraussetzungen für die solare 
Energiegewinnung. Für den Landkreis Gifhorn werden auf Grundlage von DWD-Daten eine 
jährliche Globalstrahlung von etwa 1.115 kWh/m² und rund 1.740 Sonnenstunden angege-
ben. 

Das Plangebiet liegt in einer überwiegend ebenen, landwirtschaftlich geprägten Landschaft. 
Die offenen, weitgehend unversiegelten Ackerflächen können als Kaltluftentstehungsge-
biete und klimaökologische Ausgleichsflächen wirken. Das Gelände liegt im Mittel bei etwa 
68 m ü. NHN und fällt nach Süden in Richtung der Schwarzen Riehe auf etwa 66 m ü. NHN 
ab. Aufgrund der vorherrschenden westlichen Windrichtungen und der etwa 250 bis 350 m 
östlich gelegenen Siedlungsfläche von Parsau ist eine Bedeutung der Freiflächen für den lo-
kalen Luftaustausch und den klimatischen Ausgleich des Siedlungsbereichs grundsätzlich 
anzunehmen.  

Die lufthygienische Vorbelastung ist als gering einzustufen. Sie ergibt sich im Wesentlichen 
aus landwirtschaftlichen Emissionen durch Bodenbearbeitung und Düngung sowie aus 
dem Verkehr auf der nördlich verlaufenden Kreisstraße K 99. Aufgrund der geringen Ver-
kehrsbelastung und der Einfassung der K 99 durch die Lindenallee wird deren Einfluss auf 
die lufthygienische Situation am Plangebiet als gering eingeschätzt. 
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 Bestandsbewertung 

Die lufthygienische Vorbelastung ist gering. Die solaren Einstrahlungsverhältnisse sind für 
die Nutzung von Photovoltaik grundsätzlich günstig. Das Plangebiet übernimmt aufgrund 
seiner offenen und weitgehend unversiegelten Flächen eine allgemeine klimaökologische 
Ausgleichsfunktion . Durch die Nähe zum Siedlungsbereich von Parsau sowie die vorherr-
schenden westlichen Windrichtungen besteht zudem eine potenzielle Bedeutung für den 
lokalen Luftaustausch. Aufgrund der weiterhin großflächig vorhandenen Offenlandbereiche 
zwischen dem Plangebiet und dem Siedlungsbereich kommt den Flächen jedoch keine be-
sondere Bedeutung für die Kaltluftentstehung zu.  

2.7.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung 

Bei Fortführung der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung bliebe die klimatische Funk-
tion der Flächen im Wesentlichen unverändert. Die offenen Ackerflächen stünden weiterhin 
als potenzielle Kaltluftentstehungsflächen zur Verfügung. Auch die mit der landwirtschaftli-
chen Nutzung verbundenen Emissionen würden fortbestehen. 

Die Erzeugung erneuerbarer Energie und damit verbundene Beiträge zum globalen Klima-
schutz würden bei Nichtdurchführung der Planung ausbleiben. Für die Region sind insbe-
sondere folgende Entwicklungen relevant:  

- Zunehmende Trockenheit und Dürreperioden:  Der Landkreis Gifhorn zählt inner-
halb Niedersachsens eher zu den niederschlagsärmeren Gebieten. Die im Plange-
biet bereits vorhandene Trockenheit der Böden kann sich durch den Klimawandel 
weiter verstärken. Dies kann die Grundwasserneubildung sowie die Standortbedin-
gungen für die Vegetation beeinträchtigen.  

- Höhere Temperaturen und längere Hitzeperioden:  Durchschnittstemperaturen 
steigen, Sommer werden heißer. Dies führt zu Belastungen für Landwirtschaft, Öko-
systeme und die menschliche Gesundheit.  

- Zunahme von Extremwetterereignissen  und Naturgefahren : Starkregen und 
Stürme treten häufiger auf und können lokal erhebliche Schäden verursachen. 

- Steigende Waldbrandgefahr:  Durch Trockenheit, Hitze und geringe Niederschläge 
erhöht sich das Waldbrandrisiko, insbesondere in Kiefernwäldern. 

2.7.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der  Planung 

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauphase können durch den Einsatz von Baumaschinen und Fahrzeugen tem-
poräre Staub- und Abgasemissionen  entstehen. Diese sind räumlich und zeitlich begrenzt 
und können durch übliche Maßnahmen, insbesondere Staubbindung und den Einsatz emis-
sionsarmer Maschinen, minimiert werden. Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima und Luft sind nicht zu erwarten. X 
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 Anlagebedingte Auswirkungen 

Die Modulflächen  können sich durch die Sonneneinstrahlung erwärmen und dadurch das 
lokale Mikroklima beeinflussen. Untersuchungen zu Freiflächen-Photovoltaikanlagen zei-
gen, dass sich insbesondere im Nahbereich der Module unterschiedliche Temperaturver-
hältnisse zwischen Modulflächen, Modulzwischenräumen und der Umgebung ausbilden 
können. So wurden unter Modulen infolge der Verschattung teilweise niedrigere Tempera-
turen festgestellt, während oberhalb bzw. in der Umgebung der Module insbesondere 
nachts auch erhöhte Temperaturen auftreten können (Barron-Gafford et al. 2016; Arm-
strong et al. 2016; IE Leipzig 2011). Die Ergebnisse sind standort- und anlagenabhängig und 
betreffen vor allem das Mikroklima innerhalb bzw. unmittelbar über der Anlage. Durch die 
Überschirmung der Fläche verändern sich die Strahlungs- und Verdunstungsverhältnisse. 
Dies kann die nächtliche Abkühlung und damit die Kaltluftbildung innerhalb der Anlagenflä-
che geringfügig beeinflussen. Aufgrund der offenen Bauweise und der begrenzten Über-
schirmung sind jedoch keine großräumigen Veränderungen der klimatischen Verhältnisse 
zu erwarten. X 

Die Luftzirkulation und der bodennahe Luftaustausch  werden durch die aufgeständerte 
Bauweise nur geringfügig beeinflusst. Die Modulunterkante liegt mindestens 0,8 m über 
dem Oberboden, sodass ein Durchströmen der Anlage weiterhin möglich ist. Auch die Ab-
stände zwischen den Modulreihen ermöglichen einen weitgehenden Luftaustausch. Eine re-
levante Barrierewirkung für mögliche Kalt- und Frischluftströme ist daher nicht zu erwarten. 
Die Umwandlung bislang ackerbaulich genutzter Flächen in Extensivgrünland innerhalb der 
Sondergebietsflächen sowie in den vorgesehenen Puffer- und Randbereichen führt zu einer 
dauerhaften Begrünung und trägt zur klimaökologischen Ausgleichsfunktion der Flächen 
bei. Die vorhandenen Gehölzbestände bleiben erhalten. X 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Die technischen Anlagen der PV-Anlage verursachen im regulären Betrieb keine relevanten 
Luftschadstoffemissionen. Mit der Extensivierung der bislang intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen entfallen zudem die mit Bodenbearbeitung und Düngung verbundenen 
Emissionen. Die gelegentlichen Wartungs- und Pflegearbeiten sind hinsichtlich ihrer Emis-
sionen von untergeordneter Bedeutung. X 

Die geplante PV-Anlage mit einer Leistung von rund 74 MWp kann voraussichtlich etwa 70 
Mio. kWh Strom pro Jahr erzeugen. Damit können rechnerisch rund 20.000 Haushalte5 mit 
ĲƖŰĲƨĲƖĤċƖĲůШÉƣƖŸůШƻĲƖƚŸƖŊƣШƨŰĬШŢęőƖũŔĦőШĲƣƽċШΞΠЮΜΜΜШÑŸŰŰĲŰШ9§Ћ6 eingespart werden. 
Diese Wirkungen sind dem globalen Klimaschutz  zuzuordnen und nicht mit den zuvor be-
schriebenen lokalen bzw. mikroklimatischen Auswirkungen gleichzusetzen. 

 
5 Rechnerischer Vergleichswert auf Grundlage eines durchschnittlichen Haushaltsstromverbrauchs von ca. 
3.500 kWh pro Jahr. 
6 Rechnerischer Vergleichswert auf Grundlage des aktuellen Emissionsfaktors des deutschen Strommixes ge-
mäß Umweltbundesamt. 
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 2.7.4 Vermeidung, Minderung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Für das Schutzgut Klima und Luft sind insbesondere folgende Maßnahmen relevant: 

- V1.1 Begrenzung der zulässigen Grundfläche.  
- V1.3 Errichtung neuer Verkehrsflächen in versickerungsfähiger Form. 
- V1.4 Flächenhafte Versickerung des Niederschlagswasser. 
- V1.5 Mindestabstände zwischen den Modulreihen. 
- V1.6 Mindestabstand zwischen Modulunterkante und Oberboden 
- V1.7 Mindestabstand bei Montage zwischen einzelnen Modulen 
- V4.1 Entwicklung eines Extensivgrünlands innerhalb der Sondergebietsflächen. 
- V4.3 Erhalt vorhandener Gehölzbestände. 
- V7 Begrenzung der überbaubaren Flächen und Erhalt ökologisch sensibler Bereiche. 

Die Begrenzung der Versiegelung und die wasserdurchlässige Ausgestaltung der Verkehrs-
flächen tragen dazu bei, die Verdunstungsleistung der Flächen und damit deren natürliche 
Kühlungsfunktion möglichst weitgehend zu erhalten. Die Mindestabstände und die aufge-
ständerte Bauweise gewährleisten zudem einen weitgehenden Luftaustausch innerhalb der 
Anlage. 

Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut Klima und Luft nicht erforderlich. 

2.7.5 Gesamtbewertung der Auswirkungen   

Die baubedingten  Auswirkungen sind aufgrund ihrer zeitlichen Begrenzung von geringer Be-
deutung und nicht erheblich.  

Die anlagebedingten  Auswirkungen betreffen insbesondere Veränderungen der Kaltluf-
tentstehung und des lokalen Luftaustauschs in Richtung Parsau. Trotz der zu erwartenden 
mikroklimatischen Veränderungen ist aufgrund der aufgeständerten Bauweise, des dauer-
haften Bewuchses und der weiterhin großflächig vorhandenen Offenlandbereiche zwischen 
Anlagenstandort und Siedlungsbereich keine erhebliche Beeinträchtigung der Kaltluftfunk-
tion und des Luftaustauschs zu erwarten.  

Betriebsbedingt  wird die lufthygienische Situation durch das Vorhaben nicht nachteilig ver-
ändert. Mit der Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung entfallen die damit ver-
bundenen Emissionen.  

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft unter Berücksichtigung 
der vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen als nicht erheblich  zu be-
werten. Gleichzeitig leistet das Vorhaben durch die geplante Erzeugung erneuerbaren 
Stroms einen positiven Beitrag zum globalen Klimaschutz , der die lokalen Auswirkungen 
in ihrer Gesamtbewertung relativiert. 



Gemeinde Parsau UMWELTBERICHT 
Bebauungsplan ј[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲШÂċƖƚċƨљ ENTWURF  ¶  Fassungsdatum 09.09.2026 

 

 

 139 | 202 

 2.8 Schutzgut  Mensch und menschliche Gesundheit  

2.8.1 Bestandsaufnahme und -bewertung  (Basisszenario) 

?ŔĲШ7ĲƣƖċĦőƣƨŰŊШĬĲƚШÉĦőƨƣǍŊƨƣƚШј~ĲŰƚĦőЯШĲŔŰƚĦőũŔĲơũŔĦőШůĲŰƚĦőũŔĦőĲƖШ]ĲƚƨŰĬőĲŔƣљШƨůр
fasst physische, psychische und soziale Aspekte (vgl. UVP-Gesellschaft e. V., AG Menschli-
che Gesundheit, 2020). Im Vordergrund stehen insbesondere die Wohn- und Wohnumfeld-
funktion, die Nutzungsfunktion sowie die Erholungs- und Freizeitfunktion. Betrachtet wer-
den daher mögliche Beeinträchtigungen durch Lärm, Licht, Staub und Luftschadstoffe so-
wie die Bedeutung der Flächen für Wohnen, Arbeiten, Erholung und sonstige menschliche 
Nutzungen. Die Erholungsfunktion steht dabei in engem Zusammenhang mit dem Land-
schaftsbild und wird ergänzend im Kapitel zum Schutzgut Landschaft betrachtet. 

Siedlungsbereiche/ Immissionsorte 

Der Geltungsbereich liegt etwa 250 m vom Siedlungsbereich von Parsau entfernt. Zwischen 
dem Plangebiet und der nächstgelegenen Wohnbebauung befindet sich zunächst ein Ge-
werbegebiet; die nächstgelegenen Wohngebäude liegen in etwa 350 m Entfernung. Am 
nördlichen Siedlungsrand bestehen zudem ausgeprägte Gehölzbestände, die die Sichtbe-
ziehungen zwischen Siedlungsbereich und Plangebiet überwiegend abschirmen. Im Wohn-
gebiet südlich ĬĲƚШìĲŊĲƚШј ůШ7ċőŰőŸŉљШŉĲőũƣШĬċŊĲŊĲŰШĲŔŰĲШƻĲƖŊũĲŔĦőĤċƖĲШ§ƖƣƚƖċŰĬĲŔŰŊƖƬр
nung, sodass hier grundsätzlich Sichtbeziehungen zum Plangebiet bestehen können. 

Eine weitere Siedlungsfläche befindet sich etwa 1.000 m nordwestlich in der Gemeinde 
Bergfeld. Aufgrund der Entfernung und vorhandener Gehölzstrukturen besteht hier keine un-
mittelbare Betroffenheit.  

Als weiterer relevanter Immissionsort ist die nördlich des Plangebiets verlaufende Kreis-
straße K 99 zu berücksichtigen, die von einem alten Baumbestand gesäumt wird. 

Nutzungen 

Das Plangebiet wird derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt. Die Flächen dienen damit 
insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion . 

Mehrere Jagdsitze in den Randbereichen weisen zudem auf eine jagdliche Nutzung  der Flä-
chen hin. 

Das Plangebiet liegt außerdem innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für Rohstoffe (Sand) . 
Damit besteht eine planerisch gesicherte Bedeutung der Flächen für eine mögliche zukünf-
tige Rohstoffgewinnung. 

Erholungs- und Freizeitinfrastruktur, Wegebeziehungen 

Die K 99 dient ausschließlich dem Straßenverkehr und besitzt keine besondere Bedeutung 
für die landschaftsbezogene Erholung. Eigenständige Rad- oder Fußwege bestehen entlang 
der Straße nicht. 
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 Der in Ost-West-ÅŔĦőƣƨŰŊШƻĲƖũċƨŉĲŰĬĲШìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљШƽŔƖĬШƨŰƣĲƖШċŰĬĲƖĲůШċũƚШƁƖƣũŔĦőĲƖШ
Spazierweg genutzt und besitzt damit eine Bedeutung für die wohnungsnahe Erholung. Re-
gional bedeutsame Wege- oder Radverbindungen, wie Fernwanderwege oder überregionale 
Radwege, befinden sich weder innerhalb noch im näheren Umfeld des Plangebiets. 

Bestandsbewertung 

Im südlichen Bereich des Ortsteils Parsau bestehen aufgrund der fehlenden Ortsrandein-
grünung direkte Sichtbeziehungen zum angrenzenden Offenland. Im übrigen Bereich 
schränken Gehölzbestände die Einsehbarkeit ein. Die weitgehend ebene Topografie weist 
keine ausgeprägten Geländeerhebungen oder Hanglagen auf, die eine erhöhte Fernwirkung 
begünstigen könnten. 

Die lufthygienische Vorbelastung und Lärmbelastung durch die landwirtschaftliche Nut-
zung und den Verkehr auf der K 99 entsprechen einer allgemeinen Vorbelastung.  

Aufgrund der überwiegend landwirtschaftlichen Nutzung und der nur eingeschränkt vorhan-
denen Erholungsinfrastruktur besteht keine besondere Bedeutung für die Erholungsnut-
zungЮШ?ĲƖШìĲŊШј ůШ7ċőŰőŸŉљШĤĲƚŔƣǍƣШŢĲĬŸĦőШĲŔŰĲШũŸťċũĲШ7ĲĬĲƨƣƨŰŊШċũƚШÉƓċǍŔĲƖƽĲŊЮ 

Die landwirtschaftliche Nutzung besitzt aufgrund der geringen natürlichen Ertragsfähigkeit 
eine untergeordnete Bedeutung. Die jagdliche Nutzung ist als weitere, kleinräumige Nut-
zung zu berücksichtigen. Aufgrund der Lage innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für Rohstoffe 
kommt dem Plangebiet hinsichtlich der Rohstoffsicherung eine besondere Bedeutung zu. 

Insgesamt ist das Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit im Plangebiet von allge-
meiner Bedeutung . Für die Rohstoffsicherung besteht aufgrund der Ausweisung als Vorbe-
haltsgebiet eine besondere Bedeutung. 

2.8.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfüh-
rung der  Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen weiterhin für die landwirtschaftliche 
Nutzung und als bejagbare Offenlandbereiche zur Verfügung stehen. Die weitere Entwick-
lung des Umweltzustands hängt dabei von der zukünftigen Bewirtschaftungsweise ab. Bei 
Fortführung der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung blieben die damit verbundenen 
stofflichen und lufthygienischen Belastungen sowie die bestehende Bewirtschaftungsinten-
sität erhalten. Eine Verbesserung der derzeitigen Situation durch die Aufgabe der landwirt-
schaftlichen Nutzung und die damit verbundene Extensivierung der Flächen würde nicht 
eintreten. Auch der mit der geplanten Erzeugung erneuerbarer Energien verbundene Beitrag 
zum Klimaschutz bliebe aus. Weitere Risiken für die menschliche Gesundheit werden in 
2.15 des Umweltberichts dargestellt.  
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 2.8.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauphase können temporär Staub- und Abgasemissionen durch Baumaschi-
nen sowie Lärm und Erschütterungen auftreten. Diese sind zeitlich und lokal begrenzt und 
können durch übliche Baustellenmaßnahmen wie Staubbindung und zeitliche Begrenzung 
lärmintensiver Arbeiten minimiert werden. Hier greifen zudem allgemein gültige Verordnun-
gen wie die Maschinenlärm- Verordnung.  X  

Anlagebedingte Auswirkungen 

Zu den anlagebedingten Auswirkungen zählen visuelle Effekte wie Blendwirkungen und die 
Sichtbarkeit der Anlage. Geräuschemissionen gehören hingegen zu den betriebsbedingten 
Auswirkungen und werden im entsprechenden Abschnitt näher betrachtet. 

Blendwirkung 

Die Reflexion von Solarmodulen ist technisch bedingt nicht mit der Reflexion herkömmli-
cher Glasscheiben vergleichbar. Da reflektiertes Sonnenlicht nicht zur Energieerzeugung 
genutzt werden kann, wird die Reflexion konstruktiv auf ein technisch mögliches Mindest-
maß reduziert. Für die Beurteilung von Lichtimmissionen enthalten die Hinweise der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI, 2015) Empfehlungen zu den 
zulässigen Einwirkzeiten von Absolutblendungen. Als zumutbar gelten danach maximal 30 
Minuten pro Tag bzw. 30 Stunden pro Jahr. Als maßgebliche Immissionsorte gelten insbe-
sondere schutzwürdige Räume wie Wohn-, Schlaf- und Arbeitsräume sowie Terrassen und 
Balkone. 

Ob an einem Immissionsort überhaupt relevante Reflexionen auftreten, hängt wesentlich 
von dessen Lage zur Photovoltaikanlage ab. Immissionsorte außerhalb eines 100-m-Radius 
sowie Immissionsorte innerhalb dieses Radius, die nördlich oder südlich der Anlage liegen, 
können gemäß LAI-Hinweisen in der Regel ohne vertiefende Prüfung ausgeschlossen wer-
den (vgl. Abbildung 35). Eine potenzielle Betroffenheit besteht insbesondere für (süd)west-
lich oder (süd)östlich gelegene Immissionsorte innerhalb eines Abstands von 100 m zur An-
lage.  

Der nächstgelegene schutzwürdige Immissionsort liegt mit mehr als 250 m Abstand zur 
Baugrenze deutlich außerhalb des maßgeblichen 100-m-Bereichs. Eine vertiefende Prü-
fung hinsichtlich möglicher Blendwirkungen auf schutzwürdige Nutzungen ist daher nicht  
erforderlich . X 
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Abbildung 35: Lage Immissionsorte gem. LAI - Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen 
(Anlage 2 Stand 3.11.2015; S. 23) 

Für die unmittelbar nördlich angrenzende Kreisstraße K 99 (Bergfelder Straße) wurde vor-
sorglich ein Blendgutachten erstellt (Solwerk GmbH, 08/2026). Für den aus nordwestlicher 
Richtung auf der K 99 herannahenden Verkehr wurde keine Blendwirkung festgestellt. Für 
die Gegenrichtung wurde eine geringe Blendwirkung ermittelt, die jedoch innerhalb der in 
den LAI-Hinweisen genannten Beurteilungsmaßstäbe liegt. Nach dem gutachterlichen Fazit 
sind daher keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Die Untersuchung berücksichtigt be-
reits die vorgesehene Südausrichtung der Module. Ergänzend werden die Sichtbeziehungen 
zur Anlage mit zunehmender Entwicklung der geplanten Sichtschutzhecken weiter einge-
schränkt. 

Erholungsfunktion, Fernwirkung 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen können durch ihre technische Überprägung die Erholungs-
funktion von Natur und Landschaft beeinträchtigen. Die Wahrnehmung und das Empfinden 
als störend sind jedoch subjektiv unterschiedlich. Die Erholungsfunktion in Bezug auf das 
Landschaftsbild wird im nachfolgenden Kapitel 2.9 näher betrachtet und bewertet.  

Die südlichen Anlagenteile können vom Ortsteil Parsau aus sichtbar sein. In weiten Teilen 
wird die Sicht auf das Plangebiet bereits durch vorhandene Gehölzbestände eingeschränkt. 
Am östlichen Geltungsbereichsrand grenzt die Anlage jedoch unmittelbar an die offene 
Feldflur. Zur zusätzlichen Abschirmung wird hier eine 3-reihige Sichtschutzhecke angelegt. 
ÉƬĬũŔĦőШĬĲƚШìĲŊĲƚШј ůШ7ċőŰőŸŉљШƽŔƖĬШĬŔĲШĤĲƚƣĲőĲŰĬĲЯШŰċĦőШÉƬĬĲŰШƻĲƖũċƨŉĲŰĬĲШ[ĲũĬőĲĦťĲШ
bis zur angrenzenden Waldfläche verlängert. Die abschirmende Wirkung der neu angelegten 
Gehölze entwickelt sich dabei mit deren zunehmendem Wachstum. 

Aufgrund der fehlenden ausgeprägten Erholungsnutzung im Bestand entstehen keine rele-
vanten Einschränkungen. Die visuelle Wirkung einer eingegrünten Anlage mit Gehölzab-
schirmung ist in der Regel geringer und stellt keine erhebliche Beeinträchtigung dar, sofern 
keine touristischen oder siedlungsnahen Erholungsräume betroffen sind. Ā Kapitel 2.8.4 

Flächennutzung (teilweise auch betriebsbedingt) 

Landwirtschaft : Die Flächen stehen der landwirtschaftlichen Nutzung für etwa 30 Jahre in 
bisheriger Form nicht mehr zur Verfügung. Freiflächen-Photovoltaikanlagen erfordern 
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 jedoch regelmäßige Pflege durch Mahd oder Beweidung, was i. d. R. von landwirtschaftli-
chen Betrieben übernommen wird. In Solarparks wird etwa zweimal jährlich gemäht. Pesti-
zide und Dünger entfallen, wodurch das Mähgut als Bioheu genutzt werden könnte. Die Flä-
chen werden somit nicht vollständig entzogen und können sich während der Nutzungsdauer 
ökologisch regenerieren. Nach Rückbau steht die Fläche wieder vollständig für die Landwirt-
schaft zur Verfügung. Die Strukturanreicherung fördert Biodiversität und Insektenreichtum 
und wirkt sich positiv auf angrenzende Agrarflächen aus. Die Flächen stehen bei Umsetzung 
der Planung zwar nicht mehr der Nahrungsmittelproduktion zur Verfügung, dienen jedoch 
der Energiegewinnung und somit ebenfalls der Versorgung der Bevölkerung. Sie leisten da-
mit einen Beitrag zum Klimaschutz, was sich wiederum positiv auf den Menschen und die 
menschliche Gesundheit auswirkt. Ā Kapitel 2.8.4 

Jagd: Durch die Einfriedung und Überbauung wird die Nutzung der Flächen für die Jagd ein-
geschränkt und die Bewegungsmöglichkeiten von Wildtieren können beeinflusst werden. 
Zur Minimierung der Zerschneidungswirkung wird der Solarpark in vier separat eingefriedete 
Teilflächen gegliedert, zwischen denen Wildkorridore in Nord-Süd- und Ost-West-Richtung 
entlang bestehender Leitstrukturen vorgesehen sind. Die Einfriedungen werden für Klein-
tiere durchlässig ausgeführt. Zudem werden zu angrenzenden Gehölz- und Waldflächen so-
wie zu den umliegenden Gräben Abstände eingehalten, die als Puffer- und Bewegungs-
räume dienen. Die Planung orientiert sich dabei an den Empfehlungen des Deutschen Jagd-
ƻĲƖĤċŰĬƚШы?séьШјìŔũĬƣŔĲƖƻĲƖƣƖęŊũŔĦőĲШ[ƖĲŔŉũęĦőĲŰ-ÂőŸƣŸƻŸũƣċŔťċŰũċŊĲŰљШыΞΜΞΡьЮ 

Die Einfriedung führt nach derzeitigem Kenntnisstand nicht dazu, dass die Sondergebiets-
flächen zu einem befriedeten Bezirk im Sinne des § 9 Niedersächsisches Jagdgesetz 
(NJagdG) werden. Die jagdliche Nutzung wird durch die Anlage dennoch eingeschränkt. So-
weit erforderlich, können Maßnahmen des Wildmanagements auch innerhalb der Anlagen-
flächen im Einzelfall in Abstimmung mit Grundstückseigentümer bzw. Betreiber und unter 
Beachtung der geltenden jagd- und sicherheitsrechtlichen Bestimmungen durchgeführt 
werden. 

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen sowie der gesetzli-
chen Bedeutung der erneuerbaren Energien nach § 2 EEG wird die verbleibende Betroffen-
heit der jagdlichen Belange im Rahmen der Abwägung als vertretbar eingestuft und der Er-
zeugung erneuerbarer Energien Vorrang eingeräumt (vgl. Kapitel 7.7.3 der Begründung, Teil 
A)). Ā Kapitel 2.8.4 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Durch den Betrieb der Anlage können Geräusch- und Lichtemissionen auftreten. Stoffliche 
Emissionen sind nicht relevant (vgl. Kapitel 2.13). Elektromagnetische Felder um Kabelsys-
teme gelten als unbedenklich (Herden et al., 2009). Im Folgenden wird daher ausschließlich 
auf Geräusch- und Lichtemissionen eingegangen. 
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 Geräuschemissionen 

Lärm kann bei Wartungs- und Pflegearbeiten sowie durch den Betrieb technischer Kompo-
nenten wie Wechselrichter, Trafostationen und Batteriespeicher entstehen. 

Wartungs- und Pflegearbeiten finden nur selten statt und führen zu keiner Verschlechte-
rung des Ist-Zustands, da die Flächen bereits im Rahmen der bisherigen landwirtschaftli-
chen Nutzung regelmäßig befahren werden. Insgesamt ist sogar von einer Reduzierung der 
entsprechenden Beeinträchtigungen auszugehen, da sich die Fahrbewegungen gegenüber 
der intensiven landwirtschaftlichen Bewirtschaftung deutlich verringern. X  

Die Photovoltaikmodule selbst arbeiten geräuschlos. Geräusche können jedoch von Wech-
selrichtern und Transformatoren ausgehen, deren Schallleistungspegel nach aktuellem 
Stand der Technik durchschnittlich bei etwa 70 dB(A) liegt. Batteriespeicher können je nach 
Größe höhere Schallleistungspegel von etwa 80т90 dB(A) verursachen. Diese sind im süd-
westlichen Bereich des SO1 zulässig. 

Die Geräuschentwicklung von Wechselrichtern und Trafostationen  ist vom Anlagenbe-
trieb abhängig, der wiederum durch Sonneneinstrahlung und Tageszeit bestimmt wird. In 
den Wintermonaten ab etwa 16 Uhr sowie nachts sind Wechselrichter und Transformatoren 
beispielsweise nicht aktiv. Moderne Geräte verfügen zudem über schalloptimierte Techno-
logien, durch die sich die Geräuschentwicklung weiter reduzieren lässt. Fachliche Untersu-
chungen und Hinweise, beispielsweise der Praxis-Leitfaden des Bayerischen Landesamtes 
für Umwelt (LfU, 2014), zeigen, dass der TA-Lärm-Richtwert für reine Wohngebiete von 50 
dB(A) tagsüber bereits in einem Abstand von rund 20 m zur Grundstücksgrenze sicher un-
terschritten wird. 

Der nächstgelegene Immissionsort (Am Bahnnhof 2) liegt mehr als 250 m entfernt und ist als 
Gewerbegebiet einzustufen. Der nächste relevante Immissionsort befindet sich am westli-
chen Ortsrand des OT Parsau (Bahnhofstraße, H.-Nr. 29) und ist als allgemeines Wohnge-
biet (WA) einzustufen. 

Die relevanten Orientierungswerte der DIN 18005 (Teil 1, Beiblatt 1) sowie die maßgeblichen 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm für die betroffenen Gebietskategorien sind in Tabelle 16 
dargestellt. 

Tabelle 16: Übersicht der relevanten Immissionsgrenzwerte und Orientierungswerte 

Gebietsart  TA Lärm 

Immissionsrichtwerte  

DIN 18005 Teil 1 Beiblatt 1 

Orientierungswerte  

Tag / Nacht [db(A)] Tag / Nacht [db(A)] 

Gewerbegebiet 65 / 50 65 / 50 

Allgemeines Wohngebiet 55 / 40 55 /40 
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 Batteriespeicher  (BESS) dürfen gemäß Festsetzungen des Bebauungsplans ausschließlich 
im südwestlichen Bereich des SO1 errichtet werden. Der Abstand zur nächsten Wohnbe-
bauung beträgt dabei mehr als 1.100 m. Dieser Abstand erscheint nach aktuellem Planungs-
stand ausreichend, um erhebliche Auswirkungen zu vermeiden. Ausschlaggebend sind je-
doch die genaue Anzahl der vorgesehenen BESS-Anlagen und die zugehörigen Trafostatio-
nen. Da hierzu noch keine detaillierte Anlagenplanung vorliegt, ist zum aktuellen Planungs-
stand keine abschließende Beurteilung möglich. Der Nachweis der Einhaltung der maßgeb-
lichen immissionsschutzrechtlichen Anforderungen ist im Zuge des Bauantrags für den Bat-
teriespeicher vorzulegen. Ā Kapitel 2.8.4 

Lichtemissionen 

Aus naturschutzfachlichen und immissionsschutzfachlichen Gründen ist zur Vermeidung 
schädlicher Umwelteinwirkungen durch Licht (Lichtverschmutzung) eine dauerhafte Be-
leuchtung der Anlage unzulässig. Dies dient dem Erhalt von Dunkelräumen für die Tierwelt 
und kommt zugleich dem Menschen zugute. Eine Außenbeleuchtung an Betriebsgebäuden 
ist nur aus Wartungs- oder Sicherheitsgründen zulässig, muss insektenverträglich gestaltet 
sein und darf nicht dauerhaft, sondern nur bei Anwesenheit von Personen betrieben werden 
Ā Kapitel 2.8.4 

Brandlasten und Brandgefährdungspotenzial 

Eine Untersuchung des TÜV Rheinland in Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer Institut aus 
2015, stellte lediglich 210 Brände an PVA bis 2015 in Deutschland fest, es sind über 1,5 Mil-
lionen Solaranlagen im Betrieb. Das bedeutet rein rechnerisch eine Brandquote von 0,014 
Prozent. Aufgrund der Konstruktionsweise der Freiflächen-Photovoltaikanlage besteht ins-
gesamt keine erhöhte Brandlast bzw. Brandgefährdung. Die aufgeständerten Module aus 
Stahl und Glas stellen keine relevante Brandlast dar; die verwendeten Kabel sind schwer 
entflammbar und werden zu rund 99 % unterirdisch verlegt. Relevante Brandlasten beste-
hen insbesondere in den Kompaktstationen und Batteriespeichern. Diese werden im Be-
reich der Feuerwehrzufahrten angeordnet und sind damit für die Feuerwehr unmittelbar er-
reichbar. Das Brandschutzkonzept stuft das Brandgefährdungspotenzial  der Anlage insge-
samt als sehr gering ein. (Brandschutzbüro Tegtmeier, 2025) 

2.8.4 Vermeidung, Minderung  und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  

Nachteilige Auswirkungen auf den Menschen sowie die menschliche Gesundheit werden 
durch folgende Maßnahmen gemindert und vermieden: 

- V3.1 bis V3.6 Vermeidung von Schadstoffeinträgen (vgl. Schutzgut Boden/ Wasser). 
- V4.1 Umwandlung der Ackerflächen in Extensivgrünland. 
- V4.3 Erhalt von Bäumen und Sträuchern. 
- V4.4 Erhalt der Durchlässigkeit für Wildtiere durch kleintierdurchlässige Einfriedun-

gen und Einplanung von Wildtierkorridoren.  
- V5.1 Keine dauerhafte Beleuchtung der Anlage. 
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 - V5.3 Vermeidung von Blendwirkungen durch Solarmodule. 
- V5.4 Begrenzung von Anlagenhöhen, Gestaltung von Einfriedungen. 
- V5.5 Keine Werbeanlagen. 
- V5.6 Rückbau der Anlage nach Betriebsende. 
- V6 Positionierung lärmemittierender Anlagen mit größtmöglichem Abstand zur 

Wohnbebauung und Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA-Lärm. 
- V7 Erhalt ökologisch sensibler Bereiche. 

Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit nicht 
erforderlich. 

2.8.5 Gesamtbewertung der  Auswirkungen   

Die baubedingten  Auswirkungen sind aufgrund ihrer zeitlichen Begrenzung von geringer Be-
deutung und nicht erheblich. Auf Ebene des Bebauungsplans werden hierfür keine geson-
derten Vermeidungs- oder Minderungsmaßnahmen festgesetzt; die Vermeidung bzw. Min-
derung baubedingter Beeinträchtigungen erfolgt durch die einschlägigen gesetzlichen Vor-
gaben, Verordnungen und üblichen Baustellenmaßnahmen. 

Die anlage- und betriebsbedingten  Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sowie 
die Wohn- und Erholungsfunktion sind insgesamt als gering einzustufen. Unter Berücksich-
tigung der festgesetzten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind erhebliche Beein-
trächtigungen durch Blendung, Sichtbarkeit oder Geräuschemissionen nach aktuellem 
Kenntnisstand nicht zu erwarten. Hinsichtlich der Geräuschimmissionen der Batteriespei-
cher ist aufgrund der noch nicht abschließend feststehenden Anlagenausgestaltung ein ent-
sprechender Nachweis im Rahmen des Bauantrags für den Batteriespeicher zu erbringen. 
Die landwirtschaftliche und jagdliche Nutzung wird durch das Vorhaben eingeschränkt; die 
verbleibenden Auswirkungen werden unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnah-
men als vertretbar bewertet. 

Positiv  wirkt sich die Nutzung der Flächen zur Erzeugung erneuerbarer Energien aus. Sie 
leistet einen Beitrag zum Klimaschutz und damit mittelbar auch zum Schutz der menschli-
chen Gesundheit. 

Insgesamt ist von einer geringen Erheblichkeit der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch und menschliche Gesundheit auszugehen. 
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 2.9 Schutzgut Orts - und Landschaftsbild , landschaftsbezogene Erholung  

2.9.1 Bestandsaufnahme und -bewertung (Basisszenario)  

 

Abbildung 36: Blick in Richtung Osten nach Parsau 
(Fotostandort: mittig des zentralen Bestandswegs 
ў ůЮ7ċőŰőŸŉџзЮ[ŸƣŸЮ҅ЮsдЮuċũũůċǃĲƖ, 2024) 

 
Abbildung 37: Vorhandene Vorbelastung des 
Landschaftsbildes; Freileitung mit Trafostation östlich an das 
Plangebiet angrenzend 

 
Abbildung 38: Blick auf das Plangebiet (vom Ort Parsau kommend nach Westen); (Fotostandort: östliche Ecke des 
Geltungsbereichs ŔůЮ7ĲƖĲŔĦőЮĬĲƚЮìĲŊĲƚЮў ůЮ7ċőŰőŸŉџзЮ[ŸƣŸЮΣΥфΥΣΥΨ) 

Die Bewertung des Landschaftsbildes und der Auswirkungen des Vorhabens erfolgt unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen des Kompetenzzentrums Naturschutz und Energie-
wende (KNE, 2020) zur Analyse und Bewertung von Solarparks sowie nach KÖHLER & PREISS 
(2000). Grundlage der Bestandsbewertung bildet darüber hinaus das Landschaftspro-
gramm Niedersachsen (LaPro 2021). 

Das Plangebiet befindet sich im  ċƣƨƖƖċƨůШјxƬŰĲĤƨƖŊĲƖШcĲŔĬĲљ. Im Landschaftspro-
gramm Niedersachsen ist es dem xċŰĬƚĦőċŉƣƚĤŔũĬƖċƨůШјéĲƖĬĲŰĲƖШƨŰĬШƚƬĬũŔĦőĲШxƬŰĲр
ĤƨƖŊĲƖШcĲŔĬĲљ, der als Landschaftsbildraum mit hoher Eigenart dargestellt ist, sowie dem 
uƨũƣƨƖƖċƨůШuΝΡШјÉƬĬőĲŔĬĲљ zugeordnet. Das Plangebiet liegt nicht innerhalb von Berei-
chen mit besonderer Bedeutung für die landschaftsgebundene Erholung. Aufgrund des gro-
ben Maßstabs des Landschaftsprogramms (1:500.000) ist diese Einstufung als übergeord-
nete Orientierung zu verstehen. Landschaftsschutzgebiete sind nicht betroffen ; das 












































































































